


W Abschni t t  

Kurzum 1 von Thornas Westphal 

Was hat 90n Hammer m t KLrt Beckz, t ~ n )  
Ron rlammer st p o p ~  ar,fastjeaer kennt 
nn EinecnterS egertyp,aers cnvon nichts 

aufna ren lasst.der Leer Nacnt .o?rs nternet mit 
nureinem Motorrads~runa bekannt und berühmt ,L, .P? '1 1 , 

wurde.Aber nureine Kunstfigurausdem Dunst- :..'!&@ . ~ 1 - 
kreis der web. 2.0 Szene. Kurt Beck ist vieles von 
dem nicht, aber eins ist ersicher,er ist real.Was 
hat der Realo Beckmit dem Künstler Hammeraus 
der billigen Hornbach Werbungzu tun? Die lau- 
fende Debatte um die Ausstrahlungvon Programm 
und Personen der SPD lässt gewahr werden-die 
Sozialdemokratie hat nicht nur politische Glaub- 
würdigkeit in derSacheverioren.sie hat auch das 
Gespürfür politische Kulte,fürdieszenische Ent- 
wicklung eines Gemeinschaftskörpers. für die 
Mobilisierungeiner Masseaufeinesymbolische 
Mitte (Idol) verloren. 

Kurzum: Beck stehtfürdie Ablösungdercha- 
rismatischen durch die bürokratische Führung. 

Viele kennen diese kleine Geschichte: Ein 
Mann hat über der Eingangstür seines 
Hausesein Hufeisen angebrachtdas nach 

altem Volksglauben Glück bringen soll. Als ein 
Bekannter ihn fragt:,,Aber bist Du denn so aber- 
gläubisch? Glaubst du wirklich,dass das Hufeisen 
dir Ciück bringt?",antwortet er:„Natürlich nicht, 
aber man sagt doch,dasses auch dann hilft.wenn 
man nicht daran glaubt." 

Das Hufeisen gehört zur Klasse der Amulette 
oderTalismane,eine Untergruppe der magischen 
Dinge-die wir auch Fetische nennen,erklärt Hart- 
mut Böhme in seinem Buch Fetischismus und 
Kultur. Die paradoxe Wendung in dieser kleinen 
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sindfetischistisch und dasnicht nur in derMode, 
im Sport,im Körperkult,im Autowahn und in der 
gesamten Warenwelt, nein auch in der Gesellschaft, 
der Religion und in der Politik. 

Kurzum: Bürokratieist nurein Mittel niemals 
Zweck einer populären Massenbewegung. 

Je rationaler die Wissenschaft Geschichten 
unseres Lebens mit Neurologie und Bioche- 
mie erklärt. desto größer wird die Sehn- 

sucht nach magischen Dingen.die unserem Leben 
einen höheren Sinn verleihen. Damit in dieser 
Sehnsucht nicht allein der Wunsch einmal mi t  
hohem materiellem Wert von Geld und Gut be- 
laden ins Grab zu sinken dominiert, braucht es 
eine sozialdemokratische Symbolfigur,die Demo- 
kratie und Solidarität wieder mit der Alltagskultur 
versöhnt. Wenn es gelingt aus Ratzinger einen 
populären Papst zu machen, hat auch Kurt Beck 
eine echte Chance. 

Kurzum: Baut die Kampa wiederauf.Vergesst 
GeschichteistbezeichnendfürdieseltsameSpan- pseudodemokratischeBasisbefragungenzumPro- 
nunezwischen Ratio und Glauben an die Eieen- erammentwurf Weroolitische Macht wili.muss " ~~ ~ 

macht der Dinge in unserer modernen Welt. Die- die Magie der Symbole beherrschen und aufge- 
ses,,ichweiRschon,aberdennoch ..." istkonstitutiv klärten sozialdemokratischen Populismus neu 
fürdieAlltagsmoral in der sogenannten Moderne. inszenieren. 
Die Macht der Dinge über unser Leben hat die 
Aufklärung überlebt.Das i s t  derWiderspruch un- 
sererzeit, wirglauben nicht an Fetischeaberwir 
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Meinung 

Ring frei zur 
letzten Runde? 

SPD muss sich personell und 

programmatisch rüsten 

von Reinhold Rünker m. 

Die Große Koalition taumelt in die Som- 
merpause.Während Bundestagsabgeord- 
netemit geballten Fäusten indenTaschen 

für die Cesetzesvorhaben ihrer Regierungsfrak- 
tionen stimmen -oder sich ihnen durch Enthal- 
tung oder Neinstimmen verweigern - raunt es 
von den Regierungsbänken herab,dass nach dem 
nächsten Urnengangeineandere Koalition regie- 
ren möge.Schäubie und Kauder pflegen ihre alte 
Liebe für eine Liaison mit der FDP, während die 
Sozialdemokratie noch zaudernd nach neuen po- 
litischen Konstellationen sucht. 

Die Lage ist fürdie SPD in derTat misslich.Sie 
hat die Kärrnerarbeit in den letzten Wochen und 
Monaten absolviert,ihrereigenen Klientel Zumu- 
tungen (Mehrwertsteuererhöhung, Pendlerpau- 
schale, Cesundheitsreform, Rente mi t  67, etc.) 
auferlegt.Aber sie nimmt sich in der Koalition 
selbst sosehr indie Disziplin,dasssie mit eigenen 
Themen kaum punkten kann.ln unserer medialen 
Wirklichkeit wird dieses Spannungsfeld oftmals 
reduziert -auf Personalfragen einerseits oder neue 
Koaiitions-Farbensoiele. Beides trifft wenieer als 

Beim Jonglieren mi t  Koalitionsmodellen 
reichtes nicht.nurdie Händedererzu zäh- 
len. die für eine neue Koalition stimmen 

soilen.Auch hier bedarfeseinerinhaltlichen Sub- 
stanz.die größer sein muss als in der gegenwär- 
tigen. Bei CDUICSU und FDP mag das leicht sein, 
aber Merkel wird aus dem Wahlergebnis zoo5 
gelernt haben.dassdieAussicht auf neoliberales 
Durchregieren nicht die Zustimmung derwähler- 
innen garantiert. Die SPD tu t  -gerade auch mo- 
tiviert durch die Programmdebatte - gut daran. 
beispielsweise den eigenen inhaltlichen Marken- 
kern,,sozialeGerechtigkeit"sozu buchstabieren. 
dasssiefür andere Parteien koalitionsfähigwird. 
Bürge~ersicherung. Beschäftigtenversicherung, 
Erwerbstätigenversicherungsind wichtige Markie- 
rungspunkte in derVerbindungvon.,vorsorgenden" 
wie,.nachsorgenden" Sozialstaat. Darüber hinaus 
sind in der aktuellen Programmdebatte Elemente 
angelegt,dieeiner politischen ProfilierungderSPD 
harren:eine moderneökologische lndustriepolitik 
irr Zeichen des Klimawandeis,die auf qualitatives 
Wachstum und Arbeitsp1ätzesetzt;eine moderne 
Bildungspolitik.die lebenslang Chanceneröffnet; 
eine Europapolitik, die Mu t  zur politischen Re- 
gulierung im Sinne der Mehrheit der Menschen 
aufbringt. 

Niemand will jetzt Neuwahlen.aberalle sind 
unzufrieden mit den eigenen politischen Hand- 
lungsmöglichkeiten.Wenn die Wahlen kommen, 
solltedie SPD personell und (!)programmatisch 
gerüstet sein. Und das besser früher als später!. 

U 

die halbe ~ a h r h e i t .  Sicher ist die Strategie von 
Kurt Beck richtig und mutig,dieStellvertreterlnnen- 
Positionen von fünf auf drei zu reduzieren.Aber 
die interessantesten Köpfe können nicht die poli- 
tische Substanz verdecken. die erst wiederaufge- 
baut werden muss. Außerdem muss bezweifelt 
werdenJob die Berufungvornehmlich von Regie- 
rungsmitgliedern in den engeren Führungskreis .- 

#f.' die inhaltliche Profiiierung auch über die gegen- :. 

wärtige Koalition hinaus fördert. k 7  

c+Relnhold Rirnker, 
H~itoiikeiiebt in Leirhiingen. 
Er i s t  row-Chefredakteur und 



Meinung W 

- 
Comeback des Staates! DieZahl derMenschen.dievon staatlichenTrans- 

ferieistungen abhängig sind, ist durch Hartz IV 
deutlich gestiegen.Diesoziale Herkunftentschei- 

Herausforderung an die Bremer Politik det in hohem Maße über Biidungschancen und 
damit über Lebensperspektiven.Die neue Landes- 

von Carsten Sieling regierung wird deshalb u.a. eine Bundesratinitia- 
tivezur Einführungvon Mindestlöhnen sowiezur 
Anhebungder Hartz IVRegelsätzefür Kinderund 
Jugendliche sowie eine Reihe konkreter Maßnah- 

W. men zurVerbesserungder Betreuungssituation in - 
den Kindertagsstätten auf den Weg bringen. 

Nach zwölf Jahren großer Koalition steu- 
ert Bremen-alserstes Bundesland nach 
dem Endevon rot-grün auf Bundesebene 

-aufein RegierungsbündnisausSPDund Bündnis 
golDieGrünen zu. Diechristdemokraten hatten 
in den Sondierungen nach der Wahl auf ein blo- 
ßes ,,Weiter so" gesetzt. Angesichts der enormen 
Herausforderungen.denen sich das Land gegen- 
übersieht, war dies eindeutig zu wenig für die 
Fortführungder Koalition.Denn aufderAgenda 
steht neben der SicherungderSelbstständigkeit 
und der Konsolidierungdes Landeshaushaltsvor 
allem auch die Festigung des sozialen Zusam- 
menhalts in einer immer stärker auseinander- 
driftenden Gesellschaft. Die Bewältigung dieser 
Aufgaben erfordert ein Bündnis,das den Gestal- 
tungs- und Urnsetzungswillen hat, die von der 
SPD mit  Bürgermeister Jens Böhrnsen bereits 
eingeleitete Neujustierungder Landespolitik zu 
beschleunigen. 

Bremen hat seit igg5durch umfangreiche 
Investitionen den Strukturwandel voran- 

Wirbraucheneinen handlungsbereiten und 
starken 5taat.der in der Lage ist,Chancen- 
gleichheit undsozialen Ausgleich zu schaf- 

fen.Zwargibt es berechtigte Kritikam kontrollie- 
renden und bürokratisierten Staat und sicherlich 
auch weiteren Handlungsbedarf. Aber es gibt Gren- 
zendesschlanken 5taates:Qualifizierte Kinderbe- 
treuung und Bildungfür alle auf hohem Niveau 
lassen sich nur mit professionellen Kräften und 
Institutionen organisieren. DieVorstellung, dass 
die Bürger selbst solche Aufgaben übernehmen, 
ist ein neoliberalerIrrweg.DieÖffentliche Daseins- 
vorsorge ist eineentscheidendeGrundlage unserer 
Gesellschaft,die uns sensibelfürdieGrenzen der 
Privatisierung staatlicher Aufgaben machen muss. 
Das Land wird trotz des hohen Spardrucks nicht 
dazu übergehen.seinTafelsilberzuverkaufen und 
sich ausderVerantwortungfür den sozialen Frieden 
in seinen beiden Städten zu stehlen.Dies betr im 
die kommunale Wohnungsbaugesellschaft. die 
fürdieStadtentwicklungeinezentrale Bedeutung 
hat, ebenso wie die Gesundheitsversorgung der 
Menschen in Bremen und Bremerhaven. 

getrieben.Viele Nachholbedarfesind ab- - 
gearbeitet. Notwendige Gestaltungsspielräume 
können aufgrund der Haushaltsnotlage nurdurch I 
Umverteilung und neue Prioritatensetzung ge- F, 
schiffen werden Denn die spezifischen Großstadt- ~ ~ rob leme erzeueen vor dem Hinterarund leerer 
Kassen einen ungeheuren Handlungsdruck. 

ceor canten sie1ing. 
istSPD-Rakfionr~rrittttdddii  
der Blemiiihen B"rgerr<han. 
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W Meinung 

Ein Votum für die Mitbestimmung 

I von Marie Seyboth und Rainald Thannisch .W 

.,Es gibt keinen Grund, der Bundesregierung 
eine grundlegende Revision der deutschen Unter- 
nehmensmitbestimmung vorzuschlagen."Zu die- 

- ser Aussage kommt die wissenschaftlichen Mit- 
glieder der Mitbestimmungskommission unter 
Leitungvon Prof Kurt Biedenkopf nach intensiver 
Beratung und umfangreichem Quellenstudium. 
Sie stellen fest,dass auch angesichts der Europä- 
isierungdes Unternehmensrechts sowie internatio- 
nalisierter Märkte und Unternehmensstrukturen 
kein Anlass be~teht~diedeutsche Unternehmens- 
mitbestimmung in Frage zu stellen. 

Mehr Gemeinsamkeiten 
als Unterschiede in Europa 

Wirfreuen uns überdieses klareVotum. Es un- 
terstreicht den politischen Konsens über Arbeit- 
nehmerbeteiligungin Europa.Sosollen Informa- 
tion und Anhörunginder EuropäischenVerfassung 
aIsGrundrechtverankertwerden.BereitsdieChar- 
ta der sozialen Grundrechte von 1989 führt die 
MitwirkungderArbeitnehmerlnnen an Unterneh- 
mensentscheidungen auf. Die Europäischen Be- 
triebsräte haben Information und Konsultation zum 
Standard in grenzüberschreitenden Unternehmen - 
gemacht.DieEuropäischeAktiengesellschaftsieht 
auch das Recht auf Mitbestimmungvor Bei den 
Mitbestimmungsmodellen in Europagibt es mehr 
GemeinsamkeitenalsUnterschiede,allenModellen 
ist die Beteiligung der Arbeitnehmerlnnen an der 
Kontrolleder Unternehmensführunggemein.Ge- 
rade im Wandel zur Wissensgesellschaft steigt die 
BedeutungderMitbestimmung.Der bevorstehen- 
de Strukturwandel wird nurdann gelingen,wenn 
der ,,Wissensträger Mensch" den Wandel akzep- 

Mitbestimmung stützt nachhaltige 
Unternehmensstrategien 

Außerdem setzt die Mitbestimmung klare An- 
reize für Dialog und gegen einseitige Entschei- 
dungen.Mitbestimmung begünstigteine nachhal- 
tige Unternehmensstrategie.die auf langfristige 
Wertschöpfungzielt und den Interessenausgleich 
mit den Stakeholdern sucht.Sie wird in dem von 
Private Equityund Hedge-Fondsgeprägten Finanz- 
marktkapitalismus der Gegenwart immerwichti- 
ger.Somüssen Finanzinvestorenaufdieausschließ- 
liche Kontrolleeinergekauften Kapitalgesellschaft 
verzichten. Und Mitbestimmungsträger können 
sich-wie beimVerkaufderGabelstaplerspartevon 
Lindegeschehen-dafüreinsetzen,dassein Käufer 
mit langfristiger Zielsetzung ausgewählt wird. 

Gleichzeitig dürfen wir die Mitbestimmung 
aber nicht überfordern.Eine wirklicheZähmung 
des globalen Kapitalismus verlangt neben der 
Weiterentwicklungder Mitbestimmungeine ge- 
rechte Einkommens- und Vermögensverteilung, 
die demokratische Steuerung der Finanzmärkte 
sowie eine makroökonomisch fundierte Steuer- 
und Konjunkturpolitik. H 

tiert und mitgestaitet.Arbeitnehmervertreterln- ~ ~ i i r i e s e y b o t h . ~ u i t i t a r ~ n  b e i m ~ ~ ß ~ u n d e i v a r i t a n d , ~ e r ~ n  

nen bringen wichtiges und unersetzliches Wissen ~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~ t i s c h e , R e L r e n t  beim DGBBundeivo,stand, 

in die Aufsichtsratsarbeit ein. Nicht ohne Grund Be"'" 

sind mitbestimmte Unternehmen produktiver. ~otoi:privat 



Meinung 4 

Köpfe statt Beton DasGrundgesetzdefiniert den Investitions- 
begriff nicht näherevorgaben enthalten 
das Haushaltsgrundsätzegesetz und die 

Wir brauchen ein neues Bundeshaushaltsordnung.Dort wirdaufgezählt, 
welche Ausgaben alsinvestitionen,verbucht'wer- 

Verständnis von Investitionen den dürfen.Ausgaben für Baumaßnahmen gehö- 
ren dazu,aisozum Beispiel für Schienen.Straßen 

von Ulla Burchardt und Gebäude-nicht aber die Ausgaben für.Wis- 
sen'.DieseVorgaben gehen zurückaufeinen Kon- 

M ¤ kretisierungsauftrag des Bundesverfassungsge- 
richts von 1989. 

Die Ressource..Wissen" i s t  derentscheiden- 
de Faktor für die Leistungs- und Innovati- 
onsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Auch 

Deutschland hat den Übergang zu einerwissens- 
basierten Ökonomievollzogen: beim Wirtschafts- 
wachstum lassen sich heute70 bis8oProzent auf 
wissensbasierte Innovationen zurückführen. 

Aber das Fundament dieses Innovationssys- 
tems hat Risse,das Biidungssystem ist im inter- 
nationalen Vergleich nicht leistungsfähig genug. 
Was auch nicht verwundert. wenn Deutschland 
bei den öffentlichen Biidungsausgaben nur auf 
Platz 21 von 28 OECD-Staaten landet. Und auch 
vom Lissabon-Ziei,also drei Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts für Forschung und Entwicklung 
auszugeben, ist Deutschland trotz des 6-Milliar- 
den-Euro-Programms des Bundes weit entfernt. 

Die Ausgaben für Bildung und Wissenschaft 
genügen den Anforderungen derwissensgesell- 
schaft nicht mehr. Das ist Fakt und nicht zuletzt 
aufeinen lnvestitionsbegriffzurückzuführen,der 
noch aus dem lndustriezeitalter stammt. Zum 
Tragen kommt er beiderVerschuldungsgrenzedes 
Grundgesetzes, wonach die aufgenommenen 
Kreditedie Ausgabenfür Investitionen nicht über- 
steigen dürfen. Die Gretchenfrage dabei lautet: 
Was zählt als .,investition", wenn es um diever- 
fassungsmäßigkeit des Haushalts geht? 

Falsche Anreize für die Fiskalpoiitik sind die 
Folge,weden inZeiten knapper Kassen Einsparun- 
gen doch vor allem im Konsumtiven Bereich vor- 
genommen.Und andersgedreht:Einezusätzliche 
Investition in Beton ist durch zusätzliche Kredite 
finanziert möglich.eine Investition in Köpfe nicht. 
Aber in der Bildungist eben nicht nurder Bau von 
Schulen wichtig.sondernes müssen auch Bücher 
und Lehrkräfte finanziert werden. Und zum For- 
schen brauchtes nicht nur Forschungsbauten und 
Geräte, sondern auch Forscher und Fördermittel. 

Werden Bildung.Wissenschaft und Forschung 
beim lnvestitionsbegriff ~eiterdiskriminiert~wird 
das Fundament der Wissensgesellschaft weiter 
ausgehöhlt. Fürden lnnovationsstandort Deutsch- 
land bietet sich deshalb mi t  der Föderalismus- 
reform Ii.die auf eine Modernisierung der Bund- 
Länder-Finanzbeziehungen abzielt, eine große 
Chance:Ausgabenfür,Wissen'müssen in Zukunft 
als das begriffen werden. was sie sind:Als Inves- 
titionen, die Wachstum und Wohlstand bringen. 
DieVolkswirtschaft nennt das produktiv. 



W Meinung 

Pro: 
Brauchen wir die 
Grüne Gentechnik? 

von Doris Barnett I .. 
Jelänger ich mich mit demThema beschäf- 
tige.destoeindeutiger kann ich sagen:,,Ja, 
wir brauchen die Pflanzenbiotechnologie, 

wir werden gar nicht auf sie verzichten können, 
wenn wires mi t  der Umwelt ernst meinen-und 
wir können sieauch verantwortlich handhaben." 
Ich brauche nurdann eine neueTechnologie,wenn 
sieetwaszur Lösungvon Herausforderungen bei- 
tragen kann.,.Beitragen" heißt übrigens nichtfalle 
Problemeaufeinmal und sofort lösen zu können 
- u m  hier erst gar keinen Absolutheitsanspruch 
aufkommen zu lassen. 

Was sind die Herausforderungen? 

Energie wird knapp, Pflanzen bieten als nach- 

schaftzum Beispielverzeichnet wohl Ertragsstei- 
gerungen,allerdings unter?% proJahr.Und auch 
diese nur mitentsprechender Düngungund aus- 
reichenden Pflanzenschutzmitteln. 

! J  

Ich kenne die Befür~htungen~dass beim Saat- 
gut weltweit immer mehr Konzentrationsprozes- 
se stattfinden, dass von Wettbewerb in der Land- 
wirtschaft zunehmend weniger die Redesein kann. 
Auch hierfordere ich mehr Ehr1ichkeit:wenn im- 
mer strengere Anforderungen.Tests. Zertifikate, 
Kontrollen usw. gefordert werden. wird das für 
vieleSaatguthersteller nicht nurwegen des büro- 
kratischen Aufwands, sondern auch wegen des 
finanziellen Risikos zu einer unüberwindbaren 
Hürde. und sie ziehen sich vom Markt zurück. 

D DOiiS Bsrnett. 
MdB (SPD).luriitin."a.Mit- 
giied im Bundertagraurrihurr 
fürwirtrchait undTerhnalo- 
gie.rie lebt in ~udwigrhafen. 

Foto:wwwrlidfraltion.de 

wachse~aer Rohsroffe neA rernarive So len sie 
W? tei ruovention ert (s ehe Blodierel) oaer n cht Weltweit Standards setzen 
eher konkurrenzfähigerwerden? Ich setzeauf letz- 
teresiaberdas setzt voraus,dassdie Erträge mas- 
siv steigen müssen. Unter den bisherigen Gege- 
benheiten reicht die gesamte landwirtschaftliche 
Fläche Deutschlands nicht aus. um auch nurdie 
von der EU beschlossenenZiele beider Beimischung 
von Biokraftstoffen zu erreichen. Da stellt sich die 
Frage: wo wachsen aber dann unsere Nahrungs- 
pflanzen? 

Ein.,Jahrhundertsommer"nachdem anderen 
zeigt uns, dass wir Pflanzen benötigen, die eine 
größereToleranzgegenüberTrockenheit aufweisen. 
Gentechnische Ansätzezeigen hiererstesehrgute 
Ergebnisse. Man kann diese Herausforderungen 
kaum anders iösen.Die konventionelle Landwirt- 

Gentechnisch modifiziertePflanzensindmanch- 
mal in 50 und mehr Instituten auf ihre Umwelt- 
verträglichkeit und Gesundheitsunschädlichkeit 
überprüft worden. Ein ebenso strengesverfahren 
haben wir mi t  REACH beim Pflanzenschutzeta- 
bliert.Dennoch reagieren Menschenehergefühls- 
mäßig auf BegrifflichkeitemWir müssen übervor- 
behalte und Bedenken reden und unbegründete 
Ängste aus derWelt schaffen. Deutschland ist in 
der BiotechnologieWeltspitze.Wir können deshalb 
weltweit Standards setzen. was die Zuverlässig- 
keit,die Umweltverträglichkeit,die Unschädlichkeit 
fürMensch undTierangeht.WirsolltendieseMög- 
lichkeit nutzen, bevor ..Standards" durch ganz an- 
dere Interessen andernorts verwässert werden. . 
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Contra: 
Wir brauchen 
keine Centechnik 
auf dem Acker! 

Verantwortlich Politikzu machen, heißt für 
mich,auf Basis möglichst umfassender in- 
formationeineabgewogene Entscheidung 

zu treffen,diedie Handlungsspielräume künftiger 
Generationen nicht einschränkt (sondern idealer- 
weise sogar erweitert). Dies bedeutet,dass Ent- 
scheidungen getroffen werden, die rückholbar 
sind. Entscheidungen wie z.B.für die Errichtung 
eines Windrades zur Energieerzeugung gehören 
dazu,denn sie können jederzeit schadios für die 
Gesellschaft widerrufen werden. Eine solche Ab- 
wägung ist bei einer Entscheidung über die Frei- 
setzung gentechnisch veränderter Organismen 
(GVO) zwingend. 

P 

D nenenörpe~, 
MdB(sPDJDip1am-Biologe. 
u.a.Mitgiied m BundeLagi- 
aurrchuri fur  Bildung und 
Forrthung.erirtrpwMither~ 
ausgebe( und lebt in Hagen. 

Wissenschaftliche Bewertung ist 
widersprüchlich 

Die Behauptung,dassaufiozMio. ha weltweit 
GVO angebaut werden,aber..noch keine Probleme 
bekannt seienm,ist noch keine Beweisführung.Nur 
1% derweltweit angebauten Flächen unterliegen 
einem Monitoring,bei dem oft unklar ist,obesden 
besonderen Anforderungen fürtransgene Pflan- 
zen genügt.Wissenschaftliche Untersuchungen. 
obgentechnischverändertePflanzen unprobiema- 
tisch sind für Mensch und Umwelt, sind häufig 
widersprüchlich. Aktuelles Beispiel ist die unter- 
schiedliche Interpretation der Ergebnisse derver- 
fütterung des Genmaises MON863 an Ratten. 
Während dievon Greenpeace beaufiragtenWissen- 
schaftlersignifikantveränderte Leber-und Nieren- 
werte feststellen, sieht der Hersteller Monsanto 
keine Auffälligkeiten. Die Entscheidung des Bun- 

desamtesfürVerbraucherschutzfür ein vorläufi- 
ges Handelsverbot von MON810 zeigt ebenfalls, 
dass es erhebliche Unsicherheiten bei GVO gibt. 
20 Jahre Umgang mit der „Grünen" Gentechnik 
reichen nicht,um ihre Auswirkungen abzuschät- 
zen. Verantwortlicher Umgang bedeutet daher, 
vorsichtig mit der Freisetzung gentechnischever- 
änderter Pflanzen umzugehen. 

Li Zukunftsmärkte unterstützen 

Dassdie„GrüneGentechnikein Zukunftsmarkt 
mit gewaltigem Wachstumspotenzia1"sei.ist eine 
kaum zu belegende Mär Großkonzernewie Mon- 
santo.BayerCropScienceerhöhen hierden Druck, 
weil sie hohe Summen in die Forschung mi t  GVO 
investiert haben und nun aus den roten Zahlen 
heraus wollen. indem sie ihre Produkte in den 
Markt drücken.Weiche Konsequenzen das für die 
heimische.mitte1ständische Saatgutindustrie und 
Landwirtschaft hatwird häufigausgeblendet.Laut 
.,Biotechnologiereport 2006"von Ernst &Young 
ist die Zahl der in der Biotechnologiebranche Be- 
schäftigten auf unterio.ooo gesunken. Die Beschäf- 
tigtenzahlen im 6ko- und Biolandbereich stiegen 
hingegen auf über i50.000 -Tendenz steigend. 
Diese Branche braucht aber Gentechnikfreiheit 
auf ihren Äckern. Wenn eine Entscheidung gefällt 
werden müsste zugunsten von Wirtschaftswachs- 
tum, Zukunftspotenzial und Beschäftigungsförde- 
rung,dann im Bereich der Bio- und konventionel- 
len Bauern und gegen Gentechnikaufdem Acker. 
Die SPD t u t  gut daran-sich hier eindeutig zu po- 
sitionieren. W 



M e i n u n g  

spw: Ende April haben zahlreiche Organisatio- 
nen undzeitschriftenvon Attac über publikforum 
bis verdi eine Alternativ-Tagung zumTreffen der 
EU-Wirtschafts- und Finanzministerdurchgeführt. 
Was war das Ziel derTagung? 

DSvenGiegold, 
MitbegrYnder von attac 
oeutr<hland undderzeit 

Sprecherder AttacAG 
Steueflurht und Steuer 

politik. lebt inVerdeniAller 

.. C'oarGerprarhfühite 
Reinhold Rünker MitteMai 

s .. - mit sven Giegotd iiber die 
L ahuelleSituatianderglabali- 
0 - rierungrkritlichen Bewegung 
,D i ~ t h l d .  

SvenGiegold: In praktisch allen relevanten 
Politikfeldern stoßen wir mi t  unseren Alter- 
nativen an die Grenzen des europäischen 

Binnenmarktes.Dieserist einseitig auf Marktlibe- 
raIisierungohneanspruchsvollesoziale undsteu- 
erliche Regulierung ausgerichtet. Überall in Euro- 
pa,auch in Skandinavien,sind Ungleichheit und 
Unsicherheit auf dem Vormarsch. In der progressi- 
ven Zivilgeselischaftgibt estrotzdieserweitgeteil- 
ten gemeinsamen Analyse große Unterschiede, 
was die richtige Reaktion darauf ist: mehr oder 
wenigereuropäische integration,für odergegen 
z.B. die EU-Verfassung. Unser zentrales Ziel der 
Veranstaltung war unsere Analysen anzunähern, 
Alternativen bekannt zu machen und vor allem 
uns bei den EU-Strategien näher zu kommen. 

P? Entscheidend ist  den 
globalen Rahmen zu 
verändern, nicht in 
welcher Partei man ist" ... 
Interv iew mit Sven Giegold .U 

spw: Wie wurde die deutschen EU-Präsident- 
Schaft bewertet? 

Sven Giegold: Alle Veranstalterlnnen kriti- 
sieren in einer gemeinsamen Abschlusser- 
klärungscharfdie Fortsetzungderauf Libe- 

ralisierungausgerichteten Strategie der EU. Die 
deutsche Präsidentschaft bietet zwar einige Rhe- 
torik zum sozialen Europa.Anspruchsvolle MaR- 
nahmen zum Ausgleich des sozialen Defizits der 
EU fehlen. Wir erwarten. dass die deutsche Bun- 

desregierung sich für den Erhalt der Rahmenbe- 
dingungenfürSozialstaatlichkeit genauso konse- 
quent einsetzen, wie etwa Frankreich für ihren 
Agrarsektor. 

Solangees keine Abkehrder EU auf Liberalisie- 
rungohnesoziale und steuerliche Regulierunggibt, 
sehen wir den vorgelegten EU-Verfassungstext 
nicht als Chance. Daher ist es konsequent,dass 
soziale Bewegungen die Zustimmungverweigern. 

spw: Was ist Deine europäische Vision? 

Sven Giegold: Der europäische Einigungs- 
Prozess ist eine kaum zu überschätzende 
Errungenschaft.Sie wird aber nur erhalten 

bleiben,wenn sie mit starken sozialen,steuerlichen 
und ökologischen Regeln verbunden wird.Zudem 
braucht die EU eine tiefgreifende Demokratisie- 
rung,die mit dem,,Europa derRegierungenW bricht. 
Die 16 europäischen Attacs haben mi t  ihren ,,io 
Prinzipien für einen demokratischen EU-Vertrag" 
kürzlich eine gemeinsame Vision veröffentlicht. 
Esgeht umeine EU,die nicht die Freiheit des Bin- 
nenmarkte~~sondern die Freiheitvon Ungleichheit. 
Unsicherheit und Umweltzerstörungan dieerste 
Stelle setzt. Die notwendige Ausweitung europäi- 
scher Regeln wird von den Bürgerlnnen nur ak- 
zeptiert werden, wenn gleichzeitig Elemente 
partizipativerDemokratieeingeführtwerden.Auch 
deshalb ist unsere zentrale Forderung: Ein neuer 
EU-Vertrag mussdurch einedirekt-gewähltever- 
sarnrnlungerarbeitet unddurchVolksabstimmung 
bestätigt werden. 



rpw: Die Aktionen rund um den G-8-Gipfel in 
Heiligendamm haben dieglobalisierungskritische 
Bewegungwieder stärker in den medialen Fokus 
gerückt. Wie wird das von Dir bewertet? 

Sven Giegold: Attac hatte schon Wochen 
vor dem Gipfelgenauso viel Aufmerksam- 
keit wie nach Genua. Das interesse ist mit 

der G8- und EU-Präsidentschaft enorm gewach- 
senünsere Pressestelle leidet unter..Mega-Stress". 
Das ist erfreulich,zeigt doch die starke Mobilisie- 
rung,dassdie Menschen die neue Ungleichheit 
nicht akzeptieren. Noch nie hat eszueinem G8IG7- 
Gipfel in Deutschland eine so breite und starke 
Mobilisierunggegeben.Wir haben über i.oooVer- 
anstaltungen imvorfeld gezählt. Bei Attac haben 
wir einen sprunghaften Anstieg von Neumitglie- 
dern und Spenden. 

rpw:GroßeTeiledersozialen Bewegung haben 
sich spätestens seit der,.Agenda-2010"-Debatte 
mit der Sozialdemokratie überworfen. Führungs- 
kräftevon BündnisgoIDie Grünen sind Ostern mit 
harten Worten auf Distanz zur Friedensbewegung 
gegangen. Verengt sich der parteipolitische Be- 
zugsrahmenfür soziale Bewegungoder haben wir 
es mi t  einer zunehmenden Entkoppelung von 
parlamentarischer und außerparlamentatischer 
Politik zu tun? 

Sven Giegold: Bei Attac gibt es politikwis- 
senschaftlich betrachtet,nach wievor sehr 
viele Sozialdemokratlnnen. Die Frage ist 

eher.obsie das Gefühl haben-dass die SPD noch 
sozialdemokratische Politik macht. ich habe da 
auf Bundesebene starkeZweifel. Umgekehrt ma- 
che ich mir aber angesichts der wirtschaftlichen 
Globalisierung keine Illusionen: Käme die Links- 
parteiauf Bundesebene an die Regierung,würde 
sie sich, wie in der Berliner Landesregierung de- 
monstriert wird,vermutlich ähnlich verhalten wie 
Rot-Grün.Deshalb bleibe ich dabei:Entscheidend 
ist den globalen Rahmen zu verändern. nicht in 
welcher Partei man ist. In sofern sind dann alle 
progressiven Parteien auch wieder sehr ähnlich 
und viele Attacies wissen nicht.aufwelche Partei 
sie positiv sich beziehen sollen. 

spw: Der Aufschwung ist in Deutschland ange- 
kommen. Die Steuerquellen sprudeln, auch auf 
dem Arbeitsmarkt gibt estrotzmehr als3.5MilIio- 
nen Arbeitsloser positive Entwicklungen.Welche 
Auswirkungen hatdie politische Debatte unddie 
sozialen Auseinandersetzungen in Deutschland? 
Verliert sich der gesellschaftliche Druck,je besser 
die ÖkonomischenVerhältnisse wieder werden? 

Sven Giegold:Aus unserer Sicht kommt es - 
nicht nuraufdie HöhederArbeitslosigkeit 
an.sonderndieunerträglicheVerteiIungvon 

Einkommen, Vermögen und sozialer Sicherheit. 
Diese neue Ungleichheit wirdvon der großen Mehr- 
heit nicht akzeptiert. Sie i s t  sicher kein konjunk- 
turelles Problem,sondern braucht eine konsequen- 
te Abkehr vom Neoliberalisrnus. 

5pw:Vielen Dank für das Gespräch. 
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. Irn Fokus 

Ordnungsrahmens hin,der die internationalen 
Finanzmärktezähmt unddemokratisch legitimier- 
tepolitischeGestaltungim internationalen wieder 
möglich macht. Daher tue sich der Entwurf mit 
einereigenen Leitidee,dieAusgangspunktfürdie 
Entwicklung politischer Gestaltungsskriterien 
wäre, schwer. Ihr Vorschlag für eine Leitidee ruht 
auf zwei Säulen: 1. ein ökologisch verträgliches 
Wirtschaften im globalen Maßstab;z.die Konzep- 
tion eines Sozialstaats, das die Vorsorge mit der 
notwendigen ,.Nachsorge" verbindet. 

..Wer Gestaltungsmöglichkeiten negiert und 
GestaItungaufgibt,verliert Legitimation",formu- 
lieren ~ l b i r s  und Nahles. ~ i e r k n ü ~ f i  der Beitrag 

Kriterien politischer von H.Peter Rose an. Erfordert eine präzisere For- 
mulierung der Grundwerte und Ziele des demo- 

Gestaltung kratischen Sozialismus als Kriterien politischer - 
Regulierung ein. Rose fragt außerdem, wen die 
Partei im Blick hat, wenn sie von der Bedeutung 

Ein le i tung zum Schwerpunk t  der Bürgergesellschaft spricht: .,Der Citoyen, der 
Staatsbürger,oderder Bourgeois,der Besitzbürger, 

von Reinhold Rünker der als Unternehmer und Manager auch überdie 
Arbeitskräfte verfügt?" 

Die Beiträge in diesem Heftschwerpunkt 
sind im Kontext sowohl der SPD-Programm- 
debatteals auch der spw-Diskussion über 

das spw-Editorial (spw 150) zu sehen. Aus unter- 
schiedlichen Blickwinkeln wird dieFragediskutiert. 
welche Kriterien für die politische Gestaltung 
angelegt werden, welche Rolle staatlichem Han- 
deln zukommt. 

Harald Lürmann präsentiert in seinem Beitrag 
sechs konkrete Kriterien politischer Steuerung: 
1.DieGanzheitlicheOrientierungan nachhaltiger 
Lebensqua!ität:2.lnstitutionelle Berücksichtigung 
sozialerAnpassungsprozesse:3.Starkeöffentliche 
Wirtschaft; 4. Mitbestimmung und Tarifautono- 
mie: 5. Verteilungsgerechtigkeit sowie 6. einen 
starken Staat. Über ein ,,politisches Controlling" 
will Lürmann diese Kriterien in der politischen 
Praxis zu Geltung kommen lassen. Horst Peter 
plädiert in seinem Beitragfürdas Kriterium,.Nach- 
haltigkeit" für politisches Handeln im globalen 
wie lokalen Maßstab. 

Kr i ter ien pol i t ischer Gesta l tung  in der aktuellen und theorieorientierten Litera- 
turzumThema,,Transformation des Staates",die 

DetlevAlbers und Andrea Nahles kritisieren Thilo Scholle in seinem Beitrag vorstellt, werden 
in ihrem Beitragde Bremer Programment- diestrukturellenveränderungin staatlichem Han- 
wurf dafür, dass er auf zentrale Zukunfts- delns in den Mittelpunkt gerückt: wie verändern 

fragen keineAntwortengibt,weilihmdierichtigen sich die Regulierungsebenen national wie inter- 
Fragestellungenfehlen und weisenaufdas Fehlen national und wie ist es um diegesellschaftlichen 
eines globalen politischen und ökonomischen Kräfteverhältnisse bestellt. 



Im Fokus.. 

Europa in den Blick nehmen 

,.Für alle Diskurse und deren programma- 
tische Konsequenzen gilt,dasssie in letzter 
Konsequenzimmerim Sinneeineseuropä- 

ischen Wirtschafts- und Sozialmodells zu sehen, 
dannaberauchtatsächlich unterden Bedingungen 
der sog.Globa1isierung realisierbar sind. Hiermit 
kann sich Europa noch stärker alseigenständiger 
Faktor in einem multilateralen internationalen 
Gefügeetablieren und gezielte Entwicklungskoo- 
perationen mit anderen Weltregionen aufbauen." 
So heißt es im spw-Editorial. In der aktuellen Pro- 
grammdebattespiegelt sichdiesnurunzureichend 
wieder.Zwar werden große Hoffnungen an die 
Europäische Union geknüpft. wie sich aber die 
Handlungsfähigkeit einer sich weiter vergrößern- 
den Union ohneVerfassung undverbindendeldee 
über die vorherrschende neoliberale Marktideolo- 
gie hinaus (wieder) herstellen lässt, bleibt unklar. 

5tefan Collignon, der während der Finanzmi- 
nisterzeitvon Oskar Lafontainefürdessen Europa- 
politikverantwortungtrug und zwischenzeitlich 
international Politikwissenschaften lehrt,schlägt 
vor,die politische Energie aufdieschaffungeiner 
europäischen ,.Republik" zu lenken:„Das europäi- 
sche intergouvernmentale System kann eine re- 
präsentative Demokratie nicht ersetzen, da die 
Reeieruneen immer nur eeeenüber der eigenen 

Ausblick 

DieSPD-Programmdebattewird in diesem 
Herbst abgeschlossen.Auch wenn es noch 
eine Reihevon Präzisierungen undVerbes- 

serungen geben wird,so muss weiterhin bezwei- 
felt werden,obesdamit gelingen wird,ein Grund- 
satzprogramm für die kommenden 2 0  - 25 Jahre 
vorzulegen. Zu stark sind derzeit noch die Selbst- 
beschränkungen,diesich dieSozialdemokratieals 
Programmpartei in Regierungsverantwortungauf- 
erlegt. Zuviel wird darauf abgeklopft, ob es kurz- - 
fristigpolitisch umsetzbaristoderinderpolitischen 
Alltagsarbeit zumindest nicht,,hinderlich"ist. Das 
Programm ist auf Konsens mit einer verschwom- 
menen gesellschaftlichen Mitteausgerichtet. Die 
Debatte hat nichtdendiskursiven.streitbarenAn- 
spruch gezeigt,das Neue aus den Widersprüchen 
des Alten zu entwickeln und dasgesellschaftlich 
Widerständige indieeigene Positionierungeinzu- 
beziehen.Daszelgt sich eben auch daran,dassge- 
sellschaftlicher Protest und politischer Verände- 
rungswille in der Programmdebatte weitgehend 
ausgeblendet oder in Überlegungen zur ,,solida- 
rischen Bürgergesellschaft"delegiert werden. Die 
Bereitschaft,Auseinandersetzungen anzunehmen, 
den Konflikt als Mittel zur Erreichungdes besten 
Ergebnisses (dasdannauch einanderessein kann, 
alsmit dem man in den Konflikt hinein gegangen 
ist). ist der Sozialdemokratie zunehmend ..fremd" - "  " 

Nation verantwortlich sind, aber niemals gegen- geworden.Veränderungenerscheinenvon außen 
überalleneuropäischenBürgern.DieTatsache.dass erzwungen und werden dann technisch, hand- 
die Bürger eine immer größere Anzahl von euro- werklich antizipiert. 
päischen Gütern besitzen,erfordert,dass sie auch 
dieMöglichkeit haben darüberzu bestimmen,wie Die Debatte in spw über .,Öffentliche Güter - 
sie regiertwerden."Das wäreeinehrgeiziges Pro- Politische Ökonomie" (Feld 2, spw-Editorial 150) 
jekt,dasim bisherigen Programmentwurfnursehr müsste, nachdem wir in den vorangegangenen 
verklausuliert anklingt. Heftschwerpunktendas Feldv.a.mit Blickauf kom- 

munale und regionale Fragestellungen sondiert 
haben,nun stärker sowohl dieinternationale und 
globale Ebene der Analyse in den Blick nehmen, 
als auch die Frage der Akteure selbst - also im 
Sinne der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse- 
in den Blick nehmen. 

DReinhold Rünker,Bankkaufmann und Historiker lebt !n Leirhlingen und arbeitet als rpwchefredakteur und Gei<haffrfuhrerder Forum D111 eV. 



W. Im Fokus 

/ ,,Linke Programmbausteine" 

Denkanstöße z u m  Hamburger  Programm der SPD 

von Del tev Albers und Andrea Nahles 

, ~ .  . . ~.. . 
satzprogrammdebatte ein. Bisher führt die SPD 
eine Programmdebatte, die ohne Kontroversen 
und echte Diskussionen auskommt. Das wollen 
wir ändern.Wir konkretisieren.wir ergänzen und 
wir spitzen zu, wo es nötig ist. 

DieserText basiert auf den einzelnen Beiträgen 
des Buches.Zitate und sinngemäße Wiedergabe 
wurden nicht den einzelnen Autorinnen und Au- 
toren zugeordnet.Vielmehr soll deutlich werden, 
dass mit diesem Bucheine breiteThemenpalette 
aufgenommen wird. Angefangenvon derArbeits- 
marktpolitik über die Sozialpolitik bis hin zur 
Energiepolitik,zur Europapolitik und zur interna- - .  
tionalen Politik. 

..Das 21. Jahrhundert ist das erste wirklich 
globaleJahrhundert."In ultimativer Kürze 
benennt diesersatzam Anfang desBremer 

Entwurfes den Unterschied zu allen vorhergehen- 
den Programmdokumenten.Seit mehr als sechs 
Jahren arbeitet und diskutiert die SPD an ihrem 
neuenGrundsatzprogramm. Im Herbst dieses Jah- 
res wird es nun verabschiedet. Es wird das erste 
gesamtdeutsche Programm der SPD sein,formu- 
liert unter den Bedingungen von Globalisierung 
undfortschreitendere~ro~äischer~nte~ration. ~ i i -  
segrundlegendengesellschaftlichenVeränderungen 
und die .,Widersprüche unserer Zeit" stellen uns 
voraußergewöhnliche Herausforderungen.Gemein- 
sam mit 24 weiteren Autorinnen und Autoren mi- 
schen wir uns als Herausgeberlnnen des Buches 
..Linke Programmbausteine - Denkanstöße zum 
Hamburger Programm" in die laufende Grund- 

Die Widersprüche unserer Zei t  

Grundsatzprogramme spiegeln Ergebnisse 
von Lernprozessen wider,die sich der Aus- 
einandersetzung mit einer t ief greifend 

veränderten Wirklichkeit ergeben.Dabei müssen 
wir uns unsererGeschichte bewusst bleiben,dazu- 
lernen und vor allem unsere Tradition nicht ver- 
leugnen. Dazu gehört nach wie vor die unsere 
Geschichte prägende Idee des Demokratischen . . 
Sozialismus.Auch wenn dieVision des Demokra- 
tischen Sozialismus kein Dogma darstellt,so reicht 
es nicht aus, sie durch das ständige Bekenntnis 
zur Sozialen Demokratie zu ersetzen. Politik ist 
immer die Überwindungvon Widerständen gegen- 
über einem angestrebten Ziel.Grundsatzprogram- 
me sind dabei Standortbestimmungen, die eine 
klare Analyseder gegenwärtigen Gesellschaft vor- 



Im Fokus H H 

aussetzen.Der,,Widerspruch unsererZeiYzeigte 
sich in den Worten des Godesberger Programms 
auf dreifache Weise: 

,.dassder Mensch die Urkraft des Atoms entfes- 
selte und sich jetzt vor den Folgen fürchte" 
i ,,dass der Mensch die Produktivkräfte auf das 

höchsteentwickelte,ungeheureReichtümeran- 
sammelte,ohnealleneinengerechtenAnteilan 
dieser gemeinsamen Leistung zu verschaffen"; 

i ,,dassderMensch SichdieRäumederErdeunter- 
warf, die Kontinente zueinander rückte. nun 
aber in Waffen starrende MachtblöckedieVöI- 
ker mehrvoneinandertrennen alsje zuvor und 
totalitäre Systeme seine Freiheit bedrohen." 

Die genannten Widerspruchselemente waren 
bereits damals globaler Art. Sie sind heute nicht 
mehr in gleicherWeisevorhanden.Aber wasdamit 
zum Ausdruckgebracht wird, hatsich keineswegs 
erübrigt.DerSiegeszugdes weltweiten Kapitalis- 
mus,der sich mal für mal über nationalstaatliche 
Fesseln hinwegsetzt, hat vielerorts zu ungeahnter 
Wohlstandsmehrunggeführt.Er begegnetjedoch 
einer zweifachen Schranke: Es ist einerseits die 
soziale Frage,dieerjetzt mit neuerWucht hervor- 
ruft und es sind die Grenzen der Erde selbst.die 
Endlichkeit ihrer Ressourcen wie ihrer Fähigkeit 
zurErneuerung.die ihm mehr und mehrentgegen- 
stehen. 

Eine Leitidee für 
das Hamburger Programm 

Da der Programmentwurf eine präzise Ana- 
lyse unserer Zelt vermissen lässt. iiefert er 
auf zentralen Fragen keine klaren Antwor- 

ten. Wir müssen eine das gesamte Programm 
tragende Leitidee entwicke1n.E~ bedurfte nicht erst 
derdramatischen Befundedesjüngsten Weltklima- 
Berichts der UNO. um die menschenverursachte 
Erderwärmung als wahrhaft globales Schlüssel- 
problem zu erkennen.Da dies niemand ernsthaft 
bestreiten kann, müssen Abwehrstrategien und 
Krisenauswege dagegen wie eine Leitidee jedes 
Grundsatzprogramm im ,,Globalen Jahrhundert" 

durchziehen.und diesaufallen Ebenen.lm Bremer 
EntwurffindetdasThema dagegenerst ganzam 
Ende,im Abschnitt4.g,,Nachhaltiger Fortschritt", 
eine gründlichere Erörterung.Auch dort aber fehlt 
jeder Hinweis auf die enormen WiderStänderdie 
den benötigtenveränderungen begegnen und die 
heutige prekäre Lage überhaupt erst haben ent- 
stehen lassen. Deshalb ist es ~nabdingbar~dass 
die Fragenvon Klimaschutz und der Durchsetzung 
ökologisch verträglichen Wirtschaftens im Text 
des.,Hamburger Programms"einen entschieden 
größeren Stellenwert erhalten. 

Die Konzeption desvorsorgenden Sozialstaates 
bildet einen weiteren Ansatz zu einer tragenden 
Leitidee. in unserem neuen Programm müssen wir 
deutlich machen,was das konkret heißt und wie 
der soziale Fortschritt dabei aussieht. Noch domi- 
niert, wie schon vorher in den Leitsätzen, zu sehr 
die Kritik eines auf ,.Nachsorgen ausgerichteten 
5ozialstaates.Grundlegend istjedoch:Auch in Zu- 
kunft brauchen Menschen Sicherheit,umflexibel. 
mobil und lernbereit zusein.Ausdiesen Gründen 
sollten wir die Arbeitslosenversicherung schritt- 
weise in eine Beschäfligungsversicherung umbau- 
en.Diese knüpft an individuelle (Erwerbs-) Biogra- 
fien an, begreift soziale Sicherung und Bildung 
beziehungsweise Qualifizierung als zunehmend 
verschränkte gesellschafllicheoder staatliche Auf- 
gabe und richtet sich an dem Gedanken dervor- 
sorge aus. 

Grundpfeiler des 
vorsorgenden Sozialstaates 

Im vorliegenden Programmentwurf wird 
die Beschäfligungsversicherung zwar ge- 
nannt, aber es bleibt unklar, was damit 

gemeint ist.Jedoch musssie künftigeinen Grund- 
pfeiler desvorsorgenden Sozialstaates bilden. Die 
Beschäftigungsversicherung etabliert zunächst 
einen Rechtsanspruch auf lebenslangeweiterbil- 
dung undQualifizierung undverbindet ihn gleich- 
zeitig mit einer sozialen Absicherung für den 
,,Ernstfall" der Arbeitslosigkeit. Sozialdemokrati- 
sche Politik muss nach wie vor danach streben. 

t 
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eine Beschäftigungsperspektivefüralle Menschen 
zueröffnen.Dabei ist sicher nichtallessozial und 
ökologisch sinnvoll, was Arbeitsplätze Scham. 
Gerade wer eine moderne Beschäftigungspolitik 
betreiben will, muss siean ökologisch und sozial 
nachhaltigen Kriterienausrichten.Werein neues 
GrundsatzprogrammformuIiert,darf nicht dabei 
stehen bleiben. was im Rahmen einer Großen Koa- 
lition umsetzbar ist.sondern mussdarüber hinaus 
ehrgeizige. überzeugende und motivierendevor- 
stellungen entwickeln.DerMensch und nichtder 
Markt muss im Mittelpunkt unseres Handelns 
8tehen.Ungleichheit hemmt individuelleund kol- 
lektive EntfaItung.missachtet die Lebensleistung 
von Millionen Menschen und stellt die gleiche 
Würde aller Menschen als Ausgangspunkt und 
Ziel politischen wiestaatlichen Handelns in Frage. 
Diese Ungleichheit drückt sich vor allem in der 
Verteilung von Einkommen und Vermögen aus. 

O Zähmung der Finanzmärkte ist nötig 

Der Aktionärskapitalismus stellt die öko- 
nomische Funktionalität des Sozialstaates 
in Frage. Kurzfristige Gewinne sind auch 

ohnegutenArbeitsschutz.Gesundheitsförderung 
und soziale Sicherung erzielbar. Die Bereitschaft, 
sich den sozialen Frieden etwas kosten zu lassen, 
ist rückläufig.Darüber hinausgefährdetdieRes- 
sourcenverknappung die Grundlagen allen Wirt- 
schaften~ und diewirtschaftlicheLiberalisierung 
zerstört gleichfalls die soziale Balanceder Gesell- 
schaften.Wir müssen mit unserem neuenGrund- 
satzprogramm Antworten geben,wiewir mit den 
Finanzmärkten zukünftig umgehen wollen. Dabei 
ist zu beachten,dass im Zuge der Globalisierung 
der Nationalstaat an Handlungskraftverloren hat. 
,.daswirtschaftliche,sozialeund kulturelleZusam- 
menwachsen der Welt bringt das politischeSystem 
der Nationalstaaten unter erheblichen Verände- 
rungsdruck -so der Bremer Entwurf richtig. 

Wir im globalisierten Europa 

Derveränderungsdruckführt zu National- 
staaten übergreifenden politischen Syste- 
men. Das sind für Deutschland das regio- 

nale System der Europäischen Union und das 
globale der Weltgesellschaft. Der Begriff Weltge- 
sellschaft taucht jedoch im Entwurf nicht auf - 
ganz im Gegensatz zum„Berliner Programm"von 
1989. Das notwendige Ziel einerweltdemokratie 
setzt jedoch voraus. die Wirklichkeit der Weltge- 
sellschaft anzuerkennen. 

Zahlreiche Probleme im Zusammenhang mi t  
derGlobalisierungsind aufeinen mangelnden Ord- 
nungsrahmen zurückzuführen.Die wirtschaftliche 
Verflechtung hat rasch zugenommen, während 
parallel keine umfassenden wirtschaftlichen und 
sozialen Institutionen aufgebaut worden sind.Wir 
müssen feststellen.dass die EU den Erwartungen 
ihrer Bürger und Bürgerinnen noch lange nicht 
gerecht wird.Subjektives Empfinden der Menschen 
und objektive Gegebenheiten stimmen darin über- 
ein. dass die EU einerseits ein demokratisches 
Defizit hat und dass andererseits wegen der vor- 
rangigen Orientierung am Marktprinzip die sozi- 
ale Dimensionvernachlässigtwird.Beider Erarbei- 
tung eines neuen Grundsatzprogrammsder SPD 
stellt sich deshalbauch die Frage,wie wir Europa 
zu einer Europäischen Republikausbauen werden. 
dieeinerseits eine klareTrennungvon Zuständig- 
keit zwischen europäischer Ebene und National- 
staaten erreicht. Aber andererseits auch Souve- 
ränitätsrechte, wie 2.0. eigenes Haushaltsrecht, 
auf der EU-Ebene etabliert. 

Global Governance 

Durch eine notwendige Reform derverein- 
ten Nationen,durchverbesserteZusammen- 
arbeit und Stärkung von internationalen 

und regionalen Organisationen müssen wir dar- 
über hinaus einen globalen Ordnungsrahmen 
schaffen.Wir brauchen mehr Global Governance. 
Orientierung sollten dabei ,.Menschliche Sicher- 
heit" und,.Gesellschaftliche Nachhaltigkeit" sein. 
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Im„HamburgerProgramm"müssenwirunsgrund- 
sätzlichfüreine Stärkung zivilerfriedenspolitischer 
Maßnahmen gegenüber den militärischen Optio- 
nen aussprechen. Diese ist und bleibt für unsdas 
letzteMittel zurschaffungvon Frieden.ZurStabi- 
lisierungdes Friedens wollen wirsoidatinnen und 
Soldaten nur unter strengen Bedingungen ein- 
setzen. Die neuen sicherheitspolitischen Heraus- 
forderungen erfordern nicht mehr militärische 
Mitte1,sondern vielmehr politische Konzepte.Ab- 
rüstung, Nichtverbreitung und Rüstungskontrolle 
müssen wieder verstärkt als wesentliche Bestand- 
teile einer Außen- und Sicherheitspolitikverstan- 
den werden. Der Bremer Entwurf unterstreicht 
diesundstellt zutreffendfest,dassdie,,zunehmen- 
de Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
(...)die Renaissance einer Politik der Rüstungsbe- 
grenzung, der effektiven Rüstungskontrolle und 
Abrüstung (verlangt)". Es gibt noch viele Zweifel 
anden im Entwurfformulierten außenpolitischen 
Grundsätzen. Insbesondere sozialdemokratische 
Außen- undsicherheitspolitik solltesich offen zu 
ihren Grundlagen bekennen,diesie leiten.Füruns 
sind nicht abstrakter Einfluss und nationale Inte- 
ressen handlungsleitend.Vielmehr bemisst sich 
dieGlaubwürdigkeit Deutschlands in Fragen inter- 
nationaler Politik nachderVerwirklichungunserer 
Werte.wiederEindämmungvon Krieg,Vertreibung 
und Flüchtlingsströmen, der Bekämpfung von 
Hunger undArmut,derVerhinderungvonVöIker- 
mord,Kriegsverbrechen. humanitären Katastrophen 
oderverbrechen gegen die Menschlichkeit. 

Fazit 

Wirmüssendierealen Entwicklungenoffen- 
siv angehen. Wer Gestaltungsmögiichkei- 
ten negiert undGestaItungaufgibt,verliert 

Legitimation.Alierdingsdarfes in unserem neuen 
Grundsatzprogramm nicht nur um die Sicherheit 
einerflexiblenGesellschaftgehen.DerStaat muss 
nicht unbedingt als Unternehmeroder Manager 
tätigwerdemiedoch nimmt ereineSchlüsselrolle 
beiderBereitstellungeinersoziaien0rdnung.geeig- 
neter Leistungs-und Sparanreize und geeigneter 
Mittel für eine Risikobereitschaft sowie für die 
Sicherstellungder Qualifikation einesgrößtmög- 
IichenTeils der Bevöikerungein.lm neuen Grund- 
satzprogramm müssen klare Antworten auf der 
Grundlageeinertragenden Leitideeformuliert wer- 
den.Auch Nationalstaatliche Herausforderungen 
können heuie nurim Rahmen einessozialen Europas 
bewäitigtwerden.Wir braucheneine,,Europäische 
Republik".an deren Spitzeeine Europäische Regie- 
rung,legitimiert durch das Europäische Parlament, 
steht.Zusammen mit anderen gesellschaftlichen 
Akteuren und insbesonderedenGewerkschaften 
wollen wir über die Arbeits- und Produktionsbe- 
dingungen und Gewinnverteiiung mitentscheiden 
und vor allem mitgestalten. Dazu gehört nicht 
zuletzt die paritätische Mitbestimmung in der 
Wirtschaft.Auch dasgehört in unserzukünftiges 
Programm aufdessen Grundiage wir die Globali- 
sierungpolitischgestalten undGerechtigkeitauch 
im 21,Jahrhundert durchsetzen wollen. 

C+OltlevAlben,irf ProfeirorfürPalifikwiienrrha~enandeiUniver- 
i i t i t  8remen und Mitglied imSPD~Paneivorrtand. 
DAndrei i  Nahler, Mdß (SPO).Mitglied im SPD-Pcdridium und rpw- 
Mitherauleebeiin. 

oer~extrtellt einezviammenfariungder geichnamigenBvcher dar 
da1imApiil2oo7 imvorwartr-Buch-Verlagerrrhienen ist. 
oetlevAlberi.Andiea~ahler(~g.l.~inkeProgrammbaurteine-Oenkan- 
rfaßeium Hamburger Programm der SPD.Berlin 2007. 



W Im Fokus 

Von der kritischen Analyse 
zur politischen Gestaltung der 
demokratischen Gesellschaft 

Anmerkungen zum ,,Bremer Entwurf" 

für ein neues Grundsatzprogramm der SPD 

von H. Peter Rose 

Der ..Bremer Entwurf" ist nicht wie ein 
,,Grundsatzprogramm", sondern wie ein 
.,Wahlprogramm"formuliert.Er beschreibt 

nicht das programmatische Selbstverständnis der 
Sozialdemokratie. sondern versucht, sozialdemo- 
kratisches Regierungshandeln a la,,Agenda 2010" 
wortreich zu rechtfertigen. Aus linker Sicht ist eine 
Auseinandersetzung m i t  dem Entwurf wegen 
seinesaffirmativen Charakters in der Beschreibung 
der herrschenden gesellschaftlichenVerhältnisse 
nur sehr schwer möglich. Eigentlich müsste ein 
,.Gegenentwurf"geschrieben werden.Dasistaber 
in der knappen Zeit bis zum Programmparteitag 
nicht mehrzuschaffen.Somit bleibt nurdiegrund- 
sätzlicheKritikaneinzelnen Punkten des Entwurfs 
und das Aufzeigen exemplarischer Alternativen. 

Schon die beschönigenden undverharmlosen- 
den Umschreibungen und Fehleinschätzungen der 
gesellschaftlichen Situation im ersten Abschnitt 
des.,Bremer Entwurfs"sind alles andereals eine 
realistische Analyse der ,.Zeit, in der wir leben". 
Dieser Mangel,„das Wichtige vom Unwichtigen 
zu unterscheiden"(S.6) oder besser:das Richtige 
vom Falschen,schleicht sich schließlich durchdas 
ganzeProgramm.Wennesetwa heißt:,,Angesichts 
derGlobalisierungwächstdieBedeutungderKom- 

munen als Orte, in denen Menschen Zusammen- 
gehörigkeit und Zugehörigkeit erfahren" (S.a).dann 
wird damitzwareine kommunale ldyllevon Heimat 
beschworen,dieden Menschenvor Ort helfen kann. 
ihreexistenziellen Problemezuverdrängen,nicht 
aber,wiesiezu lösen und ihrGemeinwesen lebens- 
wert zu gestalten sind, denn die kapitalistische 
Globalisierung hat längst auch die Kommunen 
und ihre demokratische Selbstverwaltung funk- 
tionell erheblich beschädigt. 

Geradezu ärgerlich ist eine Formulierung im 
Unterabschnitt,,Politik imWandel"(S.g),wenn auf 
die..unverwechselbare wie unverzichtbare demo- 
kratische Legitimation und Verantwortung" der 
Parteien hingewiesen wird und es im Folgesatz 
trotzig-selbstgerecht heißt: ,.Das bleibt so. auch 
wenndie Parteien anvertrauen und Ansehen ein- 
gebüßt haben." Die besondereStellungder Partei- 
en und ihre Mitwirkung an der Meinungs- und 
Willensbildung sind im Grundgesetz verankert. 
Obdie SPDdieseGelenkfunktion zwischen Staat 
und Gesellschaft in Bund, Ländern und Gemeinden 
abernoch hinreichend wahrnehmen kann,istfrag- 
lich.Dazu braucht sie Mitglieder und Wähler.Die 
abersind ihrin letzterZeit in hohem Maßeabhan- 
den gekommen. Dieorganisationskraft hat eben- 
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so nachgelassen wie die Überzeugungskraft der 
Sozialdemokratie. Das Rechtfertigen des Regierungs- 
undVerwaltungshandelnsallein überzeugt nicht. 
Es bedarf. wenn es verstanden werden soil, einer 
grundsätzlichen Position,von derausder Meinungs- 
undWiIlensbiIdungsprozess nachhaltiggestaltet 
werden kann. Das Godesberger Programm hatte 
hierzu eine klare Position: ,,Wir streiten für die 
Demokratie.Sie mussdie allgemeine Staats- und 
Lebensordnung werden, weil sie allein Ausdruck 
der Achtung vor der Würde des Menschen und 
seiner Eigenverantwortung ist." Demokratie als 
allgemeinesPrinzip legt diespielregeln fürdie par- 
lamentarische Demokratie im Staat fest und soll 
ebensodieLebensweisederGeselischaft mit ihren 
Organisationen und Vereinigungen sowieden Um- 
gang der Menschen untereinander bestimmen. 

Klar  und deu t l i ch  sagen, 
w a s  is t  und w a s  se in  sol l  

OhneeinekritischeAnalysedergesellschaft- 
lichen Situation, um deren Veränderung 
durch politischeGestaltungesin dem neu- 

enGrundsatzprogramm doch wohl gehensoll,ist 
einedeutliche und überzeugende Darstellungfür 
Mitglieder und Bevölkerung nicht möglich. Denn 
nurübereineehrliche undverständlicheAnalyse 
dergesellschaftlichenVerhältnisse,lassen sich,ge- 
stützt aufdieGrundwerte FreiheitGerechtigkeit 
und 5olidarität.die mittel- bis langfristigen poli- 
tischen Ziele bestimmen. Für die SPD kommt es 
einmal mehrdarauf an:Aussprechen,was ist und 
was sein soll! Das mussin einer klaren und unmiss- 
verständlichenSprachegeschehen.Hiervon istder 
„BremerEntwurf'weitenffernt.DerText ist in seiner 
Geschwätzigkeit schwer lesbar und unverständ- 
lich.VieleSätzesind nicht.,geradeaus"formuliert. 
Häufig werden Feststellungen getroffen, um sie 
im nächsten Satzoder Halbsatzwiederzu relativie- 
ren. Die Rhetorik mancher Passagen magfür poli- 
tische Reden geeignet sein, beim Lesen aber er- 
scheinen sie phrasenhaft und widersprüchlich. 

Störend ist auch die krampfhafte Personaiisie- 
rungdesTextes und die umständliche Benennung 
von Personen-oderZielgruppendurch.,Feminisie- 
rungen" (Sozialdemokratinnen und Sozialdemo- 
kraten.8ürgerinnen und Bürger,Konsumentinnen 
und Konsumenten,Ausländerinnen und Ausländer 
usw.). In den meisten Fällen würde,,Menschen" oder 
auch,,Bevölkerung"ausreichen.(Warumvermeidet 
dieVolkspartei SPDeigentlich den Begriff,.Volk"?) 
Im Übrigen bedarf es in einem sozialdemokrati- 
schen Programm nicht der ständigen Hinweise, 
dass es sich dabei um,,sozialdemokratische" Pali- 
tikvorstellungen handelt.Erhard Epplermeint,der 
Entwurf sei ,,zu harmlos", auch sei ,.die Sprache 
weithin noch nicht dieeines Programms". (Spiegel 
Online.ig.oi.07). Straffung, Präzisierung und Zu- 
spitzung desTextes sind also dringend geboten. 

C r u n d w e r t e  und Ziele 
des demokrat ischen Sozialismus 

DieGr~ndwerteFreiheit~Gerechtigkeit und 
Solidarität sind die Maßstäbe für die Poiitik 
der deutschen Sozialdemokratie. Sie sind 

die Fundamente, auf denen sich sozialdemokra- 
tische Politikseit dem 19.Jahrhundertgründet.ln 
einem Grundsatzprogramm sollteschondeutlich 
werden, wie sich die SPD im Kampf um die Men- 
schenrechte in der Tradition der deutschen und 
europäischenArbeiterbewegungseiti863entwi- 
ckelt hat und überdas ,,GodesbergerGrundsatzpro- 
gramrn"ig5g zu einem neuen Selbstverständnis 
der SPDaIseiner,,Werte-undVolkspartei"gelangt 
is t .  Dieses Selbstverständnis sollte auch in dem 
neuen Grundsatzprogramm knapp und präzise 
zum Ausdruck kommen. Eine Mitgliederpartei 
braucht programmatische Kontinuität, die nicht 
,,verschwafelt".sondernalsein..Alleinstellungsmerk- 
mal" herausgestellt werden sollte.lm Godesberger 
Programm (1959) reichtenfürdie,.Grundwertedes 
Sozialismus" ganze27Zeilen.Das BerlinerProgramm 
(1989) benötigte für die .,Grundwerte des Demo- 
kratischen Sozialismus"schon 45.Und nun bean- 
sprucht der Bremer Entwurffürdie.,Grundwerte 
der Sozialen Demokratie"sogar 61 Zeilen. Erhard 
Epplerhatempf~hlen~die InterpretationderGodes- 
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Durchdenganzen Entwurfziehtsichein neues 
,,sozialdemokratisches Unbehagen"am,.demokra- 
tischen Sozialismus". Dieser Begriff wird gut ver- 
stecktrum schließlich hinter der neuen program- 
matischen Wortschöpfung ,.soziale Demokratie" 
zu verschwinden. Selbst der Begriff .,Sozialdemo- 
kratie"scheint der Programmkommission suspekt 
geworden zu sein. Oskar Negt spricht in diesem 
Zusammenhangvon .,Realitätspathos", mit dem 
die,.EntzauberungderSprach-undSymbolweltder 
SPD" betrieben werde.daseigentlich.,in eineganz 
andere Richtunggehen müsste,wenn Realismus- 
Lückengeschlossen werdensollen.Sostündeeine 
neue Kapitalismuskritik auf der Tagesordnung 
einer Partei. die einen auf größere Realitätstaug- 
lichkeit zielenden Strategiewandel beabsichtigt." 
(Vorwärts ii lzoo6). Doch selbst das Denken und 
Diskutieren einer solchen Alternative schließt der 

bergerGrundwerte.wiesieim Berliner Programm haben zu einer Wiederbelebung der Bourgeoisie 
steht.alsZitat indasneueprograrnmzu überneh- früherer Jahrhundert geführt, um sie mi t  dem 
men. (Vorwärts ii lzoo6). Dem Vorschlag sollte Schlachtruf ,,Bürger auf die Barrikaden" (Arnulf 
gefolgt werden,denn mit der Methode des Zitie- Barlng) zunächst gegen die rotgrüne Bundesre- 
rens lässt sich programmatische Kontinuität ver- gierungund dann gegen den..Moloch 5taat"über- 

~ ~~~- 

..Büreereesellschaft". verschlimmbessert durch .. U 

dasAttribut,,solidarisch",von der SPD programma- 
tisch zur Enffiltunggebracht werden soll,istWider- 
spruch dringend erforderlich.Sie umfasst-ob mit 
oderohne Attribut-ohnehin nureine begrenzte 
und damit auch andere ausgrenzendende Grup- 
pe von Menschen, die Hubertus Heil inzwischen 
aIs..solidarischeMitte"(spwi~2)ausgemacht hat. 
Die..UnterschichtU würdedann bestenfalls noch 
als,,Solidaritätsempfänger",aber nicht als,,Teilha- 
ber"zurGesellschafi dazugehören.Wenn soziale 
Gerechtigkeit verwirklicht werden soll,dann muss 
Solidarität ein imperativerwertfür alleMenschen 
der Gesellschaft- und nicht nur einer,,Bürgerge- 
sellschaY-sein.„BürgergeselIschaft" solltedurch 
,.Zivilgesellschaft"ersetzt und komplementär zum 
demokratischen Staat verortet werden. Damit 
könnte dann auch eine Klärung des sozialdemo- 
kratischen Selbstverständnisses als Mit~l ieder- 

anschaulichen. h a u ~ t  in Stellung zu bringen. Wenn nun diese 

- 
Entwurf schon von vornherein aus. und Volkspartei zur Doppelfunktion in der Zivil- 

gesellschaft (Mitwirkung an der politischen 
Meinungs- und Willensbildung) einerseits und im 

Solidarische ,,Bürgergesellschaft" demokratischen Staat (Mitwirkungin Legislative 
und demokratischer Staat und Exekutive) andererseits erfolgen. 

Stattdessen wird eine,,Solidarische Bürger- 
gesellschaft" kreiert. Esscheint so,als wolle 
die SPD sich damit beim,,Bürgertum"an- 

biedern,um auch den .,bürgerlichen Parteien" zu- 
gerechnet zu werden.Tatsächlich brauchen die 
Mitglieder der SPD und die Menschen im Lande 
keine neue Bürgerlichkeit,sondern endlich wieder 
eine Orientierung und eine Perspektive. wie die 
Gefährdungen der Demokratie als allgemeine 
Staats- und Lebensordnungdurch das soziale Aus- 
einanderdriften der Gesellschaft politisch vermie- 
den werden können. Doch welche Art Bürger ist 
eigentlich gemeint? Der Citoyen.der Staatsbürger, 
oderder Bourgeois,derBesitzbürger,derals Unter- 
nehmer und Managerauch über die Arbeitskräfte 
verfügt? Globalisierung und Marktradikalismus 

Erhard Eppler hatdasVerhältnisvonStaat,Zivil- 
gesellschaft und Markt in seinem Buch.,Auslauf- 
modell Staat?" kritisch analysiert und ihre jeweili- 
genFunktionenfürdasGemeinwesen beschrieben. 
.,Zivilgesellschaft ist das ursprünglichste Instru- 
ment,dessensich Menschen bedienen,damit sie 
so leben können,wiesiees wollen."Und erweist 
ausdrücklich auf die Dualität von Staat und Zivil- 
gesellschaftals,.Ortevon Politik" hin,die.,Bedürf- 
nisse befriedigen.diesicham Markt nicht decken 
lassen." DeshaIbmbedarfauchder bestorganisier- 
te Staat derZivilgesellschafi,wenn erden Werten 
europäischer Demokratieverpflichtet bleiben will. 
Wir brauchen eine Allianz zwischen dem..transna- 
tionalen"Staat und einer international vernetzten 
Zivilgesellschaft. Diese Dualität gilt natürlich in 



besonderem Maße für Städte und Gemeinden. 
Eine ,,aktivierende Gemeinwesenpolitik" als Ge- 
staltungsaufgabeder kommunalenSelbstverwal- 
tung mit den zivilgesellschaftlichen Potenzialen 
setztatlerdingsvoraus,dass diedafür erforderlichen 
mit Kompetenzen und Ressourcen bereitgestellt 
werden. Das könnte übrigens auch den Ortsver- 
einen wieder Chancen eröffnen, sich zivilgeseil- 
schaftiich mit anderen initiativen und Gruppen. 
Vereinen und 0rganisationen.Gewerkschaften und 
Kirchen zu engagieren. 

Die Linke in der SPD ist inhaltlich für den 
Programmparteitag in Hamburggut vorbereitet. 
Sie entwickelt und diskutiert schon seit einiger 
Zeit zumThema,,SozialeGerechtigkeit" konkrete 
politische Positionen für vier Handlungsfelder: 
I. Moderne Arbeits- und Lebensweise. 2. öffentli- 
che Güter - Politische Ökonomie, 3. Sozialstaat - 
soziale Dienstleistungen und4.Umbau-Innova- 
tion und Investition.,,Linke Programmbausteine" 
sind gerade noch rechtzeitig veröffentlicht wor- 
den, um in die Programmdiskussion der Partei 
einzufließen. Die Linke in der SPD lässt keinen 
Zweifel daran,dass Nachhaltigkeit und Schutzder 
natürlichen Lebensgrundlagen für sie tragende 
Reformprinzipien sind. Dafür ist die die kreative 
Produktivität der zivilgesellschaftlichen Potenzia- 
leallerdings unverzichtbar-in derWelt,in Europa, 
im Bund, in den Ländern und vor Ort. Die sozial- 
demokratischeLinkesolltedarauf hinwirken,dass 
sich die Partei ziviigeseilschaftiich orientiert. um 
verloren gegangenes politischesvertrauen zurück- 
zugewinnen. 
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Luciano Canfora: Eine kurze 
Geschichte der Demokratie 
Von Athen bis zur Europaischen Unon 

Hardcover. 404 Seiten, EUR 24.90 

In seinem epochalen Übeblick entwickelt Luciano 

Canfora einen Begriff von Demokratie, in dem d'rin ist, 

wasd'rauf steht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischerMacht,sondemalsGleichhe~und 
Volksherrschaft. Kein Wunder, daß ihn jene nicht 

lieben, diesich heute in derdemokratischsten aller 

Welten wähnen! Das Buch entspreche nicht den 

Normen ,,westlicher Geschichtswissenschah. - was 

immer das sein mag. Es machedie Großindustrie 

veranhvorltichfür Hitier, beschönige den Stalinismus 

und verunglimpfedie ERD unter Adenauerals 

revanchistisch und von alten Nazisdurchsetzt. 

Kurzum: Einem deutschen Publikum nicht zuzumuten 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung, dieses Buch zu veröffentlichen. Nun liegt 

es trotzdem auch auf deutsch vor, und wer seinem 

eigenen Kopf vertrauen will. mag selbst beurteilen, 

waces mit derlei Nettigkeiten aufsich hat. 
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Politische Steuerung verbessern l v o n  Harald Lühr rnann i i 

Fofo wwwfafolisdcßLaiiTraben 

I. Politische Steuerung 
als Kernproblem 

- Ein Kernproblem unserer Zeit ist die man- 
gelnde Motivation und Fähigkeit. unser 
Schicksal bewusst selbst zu bestimmen. 

Einige bestreiten.obein solchesSteuern überhaupt 
sein soll. Dies Lager ist sehr heterogen: 

religiöse Fundamentalisten.fürdieeine höhere 
Macht alles steuert. 
Marktradikale.fürdieder(menschengemachte) 
Marktmechanismus alles regelt, 
Naturmaterialisten, für die ,,die biologische 
Evolution" alles festlegt. 

W Linksmaterialisten.fürdiedie,.Weltgesetzedes 
Kapitals"den Lauf bestimmen, 

B Pessimisten,furdieeinselbstbewussteskollek- 
tives Gestalten gar nicht funktionieren kann 

W und sicher noch einige mehr. 

DieSPD ist in ihrem,,Bremer EntwurYfürein 
Grundsatzprogramm deutlich anderer Meinung. 
Siewillzum selbstbestimmten (individuellen und 
kollektiven) Gestalten unserer Welt und unseres 

Schicksals beitragen.Das ist gut und richtig.Aber 
überdas Problem der Fähigkeit diese Selbstbestim- 
mung auch umzusetzen, wird nicht viel gesagt. 
Relevant sind hier insbesonderezwei eng mitein- 
ander zusammenhängende Aspekte: 

W Wie steuern wir unser Wirtschaften? 
Mitwelchem ordnungspolitischen Rahmen und 
mitweichen institutionellen(i.wS.)Vorkehrun- 
gen steuern wir,,was"wir,.wieerarbeitenu und 
wie wir das Erarbeitete,,verteilenm? 
Wie steuern wir unsere Politik? 
Wiestellen wirsicher,dasseinerseitsalleMen- 
schen die fundamentalen Richtungsentschei- 
dungen treffen können und wollen und dass 
andererseitsdie lnstitutionenvom Parlament. 
überdie Bürokratie bis hin zu öffentlichen Un- 
ternehmen auch in einer komplexeren Welt 
instrumental bleiben? 

Die Antwort darauf ist die Verbesserung der 
politischen Steuerung. Für die Wirtschaft ist das 
Instrument dazu derordnungspolitischeRahmen 
einer(sozia1 undökologisch) nachhaltigen Markt- 
wirtschaft.Fürdie Politikist das Instrument dazu 
die bewusste Weiterentwicklungdes bisherigen 
Steuerungsprozesses zu einem politischen Cont- 
roliing.DieseAspekte sind im Bremer Programm- 
entwurf nur unzureichend angesprochen. lm Fol- 
genden wird auf die Ordnungspolitik und die 
daraus folgende Modernisierungsnotwendigkei- 
ten nurinsoweit eingegangen alsder Prozessder 
politischen Steuerung betroffen ist. 

II.,,SystemfrageU 
klarer heraus arbeiten 

Das Programm hatdieAufgabe,klareOrien- 
tierung zu geben.Man soilte deshalb den 
lnformationsgehalt der Begriffe dadurch 

erhöhen.dass nicht nur positiv gesagt wird, was 
gemeint ist,sondern auch deutlich ausgeschlossen 
wird.was nicht gemeint ist. Dies ist vorbildlich 2.B. 
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im 3. Kapitel des GP (,,Soziale Demokratie im 21. 

Jhdt.") geschehen. Dort wird mehrfach mit ,.ent- 
weder - oder" die Alternative deutlich gemacht 
und unserwegvon dem der Konservativen.Markt- 
radikalen und Populisten abgegrenzt.Dasist sehr 
gut. Dort wird dann auch ,.Die Politik der neuen 
Wertschöpfung" als eine unserer vier großen Auf- 
gaben angefügt. Auch diese konzeptionelle Ver- 
dichtung aufvierAufgaben ist sehrgut.Leiderwird 
diese positive Grundlegung dann im Kapitel 4.5. 
nicht überallfortgeführt.lnsbesondereder Unter- 
abschnitt ,,Wir erneuern die soziale Marktwirt- 
schaft" ist beliebig. unklar und unscharf Er gibt 
keine 0rientierung.Das muss unbedingt behoben 
werden.Dabei gibt esauch indiesem Handlungs- 
feld Wirtschaftspolitik eine Reihe von guten Bei- 
spielen. 

Für eine klare Orientierung dürfen einzelne 
Aussagen nicht beliebig herum stehen, sondern 
müssen ineinen konzeptionellen Zusammenhang 
eingebunden sein.Der ist mitder,,sozialen Markt- 
wirtschaYzwarangedeutet, bleibt aber im Umriss 
vage. Diese Mängel werden deutlich, wenn man 
versuchtfolaende Fragen ausdieSemTeil desTex- 
tes heraus zu beantworten. 

Was unterscheidet unsere Erneuerung der so- 
zialen Marktwirtschaft denn von der ,.neuen 
sozialen Marktwirtschaft" der anderen? 
In welchen Punkten wollen wir dem strategisch 
gelenkten und gutfinanzierten publizistischen 
Dauertrommeln der ,,Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft" und ihrer Freundedennent- 
gegentreten und in welchen Punkten wissen 
wir uns mit ihnen einig,falls das zutriffi? 
Wie wollen wir entgegentreten? Mi t  welchen 
Argumenten? M i t  welchen Bündnispartnern? 
ZumaIdieseFreundederfalschen-nämlichder 
neuen-sozialen Marktwirtschaftjateilweise 
bis in unsere eigenen Reihen hinein reichen. 

Im Grundsatzprogramm muss umfassend klar 
werden,welcheArt von Marktwirtschaftwir wol- 
len- bei uns,in Europa und fürdie globaleGesell- 
Schaft. Es gibt eben doch mehrere Formen das 
Wirtschaften in der Gesellschaft zu organisieren. 

Das setzt wiederum voraus.dass man deutlich 
macht,dass es überhaupt Alternativen gibt. Und 
diese Alternativen haben sehr viel damit zu tun. 
welche Institutionen.d.h.Spie1regeln und Einrich- 
tungen esgibt. Hier reden wirvon ordnungspoliti- 
schen Konzepten. um nicht den alten,aber leider 
missverständlichen Begriff der Systemfrage zu 
bemühen. Dazu gibt es heute bereits Debatten 
unterden Stichworten„VarietiesofCapitaIism"in 
derWissenschaft,EWSM (EuropäischesWirtschafts- 
und Sozialmodell) im EU-Umfeld und in der Ent- 
wicklungszusammenarbeit unterdem Stichwort 
.,Good Governance". Die SPD sollte sich hier klar 
positionieren. 

Sechs Kriterien 
für politische Steuerung 

Aus meiner Sicht sollte man anhand von 
sechs Kriterien einen Unterschied machen: 

i.Ganzhe1tlicheOrientierungannachhaltiger 
(individueller und gemeinschaftlicher) Lebens- 
qualität und kein Ökonomismus. 

Die Ökonomie arbeitet mi t  dem Gewinn als 
,,synthetischem Indikator". lm Ökonomismus re- 
duziert sich tendenziell die gesamte Bedeutung 
eines Unternehmens auf diesen einen lndikator. 
In ihn gehen Kosten. Preise. Erlöse. Mengen. 
Produktivitäten usw. auf. Diese Vereinfachung 
(= Reduktionvon Komplexität) ist sehrerfolgreich 
wie der politische Alltag zeigt. Eine ähnlichever- 
dichtung kennen wir ganz populär 2.B. bei den 
Produkttests der Stiftung Warentest. Komplizier- 
te technische Untersuchungen und mehr oder 
weniger subjektive Einschätzungen werden ein- 
zeln mit Indikatoren erhoben und zu einem Indi- 
kator (Schulnote) verdichtet. 

Hier geht es um weit über das Wirtschafts- 
System hinausgehendefundamentale Unterschie- 
de in Lebens- und Handlungsweisen. Wer Ent- 
scheidungen und Ergebnissean mehrals nurdem 
Gewinn beurteilen will,dermussden Gewinn als 
Indikator auch in ein umfassenderes Indikatoren- 

+ 
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System einordnen und das Gesamtergebnis ge- Dieweiterendrei Kriterienzum Unterscheiden 
nausoeinfach und systemisch synthetisieren. von Marktwirtschaften seien hier nuraufgezählt: 

~.lnstitutionelleBerücksichtigungdersozialen 
Anpassungsmöglichkeiten beiÄnderungspro- 
zerren wie Branchenstrukturwandel,Betriebs- 
schließungen usw.anstatt deren Ausblendung 
bei Entscheidungen 

3,Starkeöffentliche Wirtschaft und Genossen- 
schaften anstatt eines Zwangs zur Privatisie- 
rung: 
Dies ist der zweite Punkt, in dem die politische 

Steuerung in,,DerSystemfrage"verankert ist.Auf 
allen Ebenen von den Kommunen über den Bund 
bis hin zu Europa ist diesThema öffentliche Wirt- 
schaft höchst aktuell.DeutscheBahn,Stadtwerke, 
Sparkassen. öffentliche Wohnungsbauunterneh- 
men sind nur einigeStichwortefürdie Aktualität. 
DieseThemen werden noch aufJahre hinaus aktu- 
ell und relevant bleiben. 

Trotzdem hält sich der Bremer Programm- 
Entwurf hier stark zurück. Hier muss stärker und 
konzeptionellerformuliert werden. Nicht nur im 
Finanzsektor steilen die öffentlichen neben den 
Privatunternehmen einen großenTeil unseresWirt- 
schaftssystems.Z.B.wären die bisherigen Erfolge 
bei der Energiewende ohne viele Stadtwerke gar 
nicht erzielt worden. Dies ist zu erhalten.Moder- 
nisiertwerden mussallerdingsdie Effektivität und 
Effizienzmit derdieseöffentlichen Unternehmen 
gesteuert werden. Hier ist noch viel zu tun um 
ein Controllingsicherzustellen,das auch quaiita- 
tiven Aspekten Rechnung trägt.Von den Instru- 
menten zum Nachhaiten von Corporate Social 
Responsibility kann man hierauch im öffentlichen 
Bereich viel lernen. 

Dieserganze Komplexgehört im GPausdrück- 
[ich angesprochen. Er ist mindestens so wichtig 
wie Industriepolitik. 

4.MitbestimmungundTarifautonomiegehört 
alsviertes zu dem Wirtschafissystem.das wir 
wollen.Unternehmen sind keineveranstaltun- 
gen des Kapitals allein. 

5.Verteilungsgerechtigkeit und soziale Siche- 
rung. 

6. Schließlich brauchen wir sechstens gerade 
für die Wirtschaft wir einen starken Staat. der . ~ 

i 6.1. im Verbraucher-, Arbeits- und Umwelt- 
schutz einen Rahmen setzt. 
i 6.2. aktive Konjunktur- und Strukturpolitik 

betreibt,die mehr ist als Standortpoiitik. 
i 6.3. für spezifische AspektelBereiche Preise 

beeinflusst (Ökosteuern, administrierte Ener- 
gie- und Kommunikationsleitungspreise bei 
Monopolen, Preise für Nutzung der Verkehrs- 
infrastruktur usw.) und der 
i 6.4. auch den Außenhandel instrumental für 

die Sicherung einer hohen Qualität bei den 
Produkt- und Arbeitsstandards einsetzt. 

Im Bremer EntwurfdesGP ist dieserstarkeStaat 
bereits sehr deutlich angelegt. Wir müssen uns 
allerdingsnoch umdieVollständigkeit undGewich- 
tungGedanken machen. Dieserscheintteilweise 
noch lückenhaft und schief Es ist notwendig.die- 
sen ganzheitlichen konzeptionellen Zusammen- 
hangimGPauchausdrückiich aneinergeeigneten 
Stelle zu formulieren.damit der Stellenwert vieler 
Einzelaussagen klar wird. 

III. Die „richtigeu Modernisierung 
anstreben 

Mit dem Eintreten fürdiesespezifische Art 
der Marktwirtschaft verteidigen wir zum 
einen bewährteTraditionen in Deutschland 

gegen falsche Modernisierer.Aberwirwol1en nicht 
nurerhaltenImGegensatzzu manchem Linkspo- 
pulisten wollen wir auch modernisieren. Es geht 
also nicht um Erhalten gegen Modernisieren. Es 
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geht darum,im Grundsatzprogramm noch deut- 
licher zu sagen,wasgenau erhalten und was wie 
modernisiert werden soll. 

D Tatsächlich modernisiert werden müssen vor 
allem folgende vier Aspekte: 
i (a),,Das 5taatshandeln"selbst in Richtungvon 

mehr Dezentralisierung mit stärkeren Kommu- 
nen und mit einem reibungsloserem Föderalis- 
mus und einer effektiveren und effizienteren 
Ausrichtung an muitidimensionalen Zielen; 
politischeSteuerung oder politisches Control- 
ling sind mangelhaft Hier setzt die Entwick- 
lung indikatorenbasierter Berichtssysteme an. 

i (b) Die lnnovationsfähigkeit innerhalbdes Wirt- 
schaftssystems durch Stärkung der Stellung 
und der Innovationsfähigkeit der mittelstän- 
dischen Wirtschaft,den Ausbau von Forschung 
in Anwendungund Grundlagenforschung und 
schiießlichdasHebendesQualifikationsniveaus 
dergesamten Bevölkerung (mehr und bessere 
Bildung). 

Der dringendste lnnovationsbedarf besteht 
wiederum nicht in real-technischen Aufgaben 
sondern in sozial-technischen Herausforderungen. 
Die demokratische Steuerungsfähigkeit bleibt 
hinter der Entwicklung der Welt gefährlich weit 
zurück und verliert mitjedem,,Fortschritt" in,,der 
Wirtschaft" weiter. 

i (C) die Umstrukturierungdes Steuer- und Ab- 
gabensystems zugunsten der Arbeitseinkom- 
men. 

i (d) die Arbeitsmarkt- und Arbeitszeitpoiitik in 
RichtungaufArbeitszeitverkürzung und mehr 
individueller Zeitsouveränität der Arbeitneh- 
mer. 

Nurdie mittleren zwei Punkte (innovationsfähig- 
keit und Umstrukturierung Steuer-und Abgaben- 
System) sind bisher ausreichend angesprochen. 
Das ist gefährlich. Denn üblicherweise wird bei 
Modernisierung nämlich nicht an diegenannten 
vier Punkte gedacht.sondern Modernisierung wird 
mit Abbau von Staatstätigkeit und mit Deregulie- 
runggleichgesetzt.Letzteres ist für uns aber kein 

Ziel, weil sich hinter der Formulierung meistens 
ein Abbau von Schutzrechten und eine materiel- 
le Privatisierung zum Durchsetzen der reinen 
Profitlogik versteckt. 

IV. Mehr Relevanz durch  Fortschritts. 
ber ich te  (= Politisches Control l ing) 

Es i s t  deutlich gew0rden:Modernisiert wer- 
den muss vor allem der Prozess der politi- 
schen Steuerung.Dies betrifftauchdie Art 

wie wir in der SPD arbeiten -es i s t  ein neuer Stil 
der Politik bzw.der politischen Steuerung,der so- 
wohl im Programm als auch im Alltag überfällig 
ist.Wir machen noch so Politikwiees dem gemäch- 
lichen Ablauf mit persönlichenTreffenvon Hono- 
ratioren und Engagierten entspricht.Wir als SPD 
sind da nicht alleine.DerVorwurftrifftdieanderen 
Parteien genauso.Abergerade darum, müssen wir 
hiervorangehen.Diestrifft unser politisches Han- 
delnaufallen Ebenen.Und es beginnt bei unserem 
Grundsatzprogramm. 

Wir brauchen stattdessen ein,,politisches Con- 
trolling", also regelmäßige Fortschrittsberichte 
anhandvon konkreten 1ndikatoren.Esgeht umden 
gesamten Regeikreisvon Zielsetzung über das Ein- 
schätzen und Berichtendes Erfolgsvoneinzelnen 
Maßnahmen, daraus resultierende weitere Steu- 
erungsentscheidungen bis hin zur Revision der 
Ziele,falls notwendig. Hierzu ist ein Set von Indi- 
katoren zu entwickeln, anhand derer gemessen 
werden kann.obmanden gewünschten Ergebnis- 
sen näher gekommen ist. 

Dievereinten Nationen machenesuns mit den 
Millennium-Zielen vor: Für die Entwicklung der 
Menschheit hat sich dort die Weltgemeinschaft 
18 Ziele gegeben. über deren Annäherung regel- 
mäßig anhand von 48 konkreten Indikatoren be- 
richtet wird. 

In Hessen-Süd haben wirfolgendenVorschlag 
erarbeitet: Regelmäßig (2.6. alie zwei Jahre) soll 
über die EntwicklungderWeltimVerhältniszum 
Programm und überden Grad derzielerreichung 

b 
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berichtet werden. Diessoll in erster Linieein Bericht 
mit HilfeeinesSetsvon 1ndikatorensein.Das Fest- 
legen und vor allem dieGewichtung der Indikato- 
rensind hochpolitischeEntscheidungen.Siesollen 
zwar operativ in einer internen Arbeitsgruppe 
vorbereitet werdewaberdann in dafürgeeigneten 
Gremien beschlossen werden. Nach den Berichten 
ist in geeigneter Weise über die Anpassung ent- 
wederder MaßnahmenderTagespolitikoder über 
die Revision der Ziele zu entscheiden. Auch das 
lndikatorensystem ist mit den gemachten Erfah- 
rungen dynamisch weiterzuentwickeln. 

GleichzeitigwirddieSPDauch in den Kommu- 
nen, Ländern, im Bund und in den supranationa- 
len Organisationen auf eine entsprechende Ver- 
besserung der politischen Steuerung drängen. 
Dies gilt insbesondere auch für die öffentlichen 
Unternehmen. 

Es sind also zwei Dinge, die zusammenkom- 
men müssen: Berichte und Indikatoren. Relevant 
sind die beiden selbstverständlich nur,wennauch 
Konsequenzen darausfolgen. Dies hat vielevortei- 
le.Einen will ich hierganz besonders hervorheben: 
Durch eine politische Steuerung mit Indikatoren 
und darauf bezogenen Zielen und Berichten wird 
dieVerständigungmitGleichgesinnten in anderen 
Ländern leichter.Eingemeinsames Programm der 
europäischen sozialistischen Partei,dasauch bei 
allen Mitgliedern verankert ist, i s t  dringend not- 
wendig.lch kann es mir aber nursinnvoll vorstellen. 
wenn es auch Indikatoren hat und in der Alltags- 
politikeine Rolle spielt. W 

DDr.HaialdLÜhimano,arbeifeial~Unteinehmenr-undPolitiiberater, 
erleitetdieGiundratzprogrammkommiiiiiiderSPD-Bezirki Herren- 
Süd. 
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Die Transfo at io 

von Tl hilo Scholle 

,,Daswirtschaftliche,soziaie und kulturelle 
Zusammenwachsen der Welt bringt das 
politischeSystem der Nationalstaaten unter 

erheblichen Veränderungsdruck.Zentrale Entwick- 
lungen lassen sich nur noch mit gemeinsamen 
Entscheidungen vieler Staaten beeinflussen. Euro- 
pa i s t  auf diesem Weg weitfortgeschritten."Viel 
ist eswirklich nicht,was der,,Bremer Entwurffür 
ein neuesGrundsatzprogramm der SPD" analytisch 
zumThema Staatzu sagen hat.Dergerade zitierte 
Satzfindet sich im einleitenden Kapitel,.DieZeit, 
in derwir LebenU,zugrößeren Präzisierungenvon 
Staatsbegrlff und angestrebten Staatsfunktionen 
kommt es im weiteren Verlauf des Programms 
nicht.im weiterenText finden sichallenfalls noch 
Allgemeinplätze wie die Anerkenntnis dass ,.ein 
leistungsfähiger,transparenterund bürgerfreund- 
licher Staat gerade in einerWelt.in der starke Einzel- 
interessen die Privatisierungöffentlicher Aufgaben 
versuchen, unverzichtbar (bleibt)". Auch das Be- 
kenntnis das.,derdemokratische und soziale Bun- 
desstaat zu den wichtigstenvoraussetrungenfür 
den Erfolg der Bundesrepublik Deutschland (ge- 
hört)". und ,,der Sozialstaat eine große zivilisato- 
rische Errungenschaft des 2o.Jahrhunderts (ist)" 
zeugt nicht von großer analytischer Schärfe. 

Diese Fehlstelle ist umso problematischer,als 
dasThema Staat und Staatlichkeit eigentlich für 
die Gestaltung und Umsetzung fortschrittlicher 
Politik von enormer Bedeutung ist. Schließlich 
fußen die Umsetzungsplänefürgesellschaftliche 
Veränderungen gerade auch politischen Linen 
nach wievor sehrstarkauf der Nutzungstaatlicher 
Strukturen.Die Frage,wasStaatlichkeiteigentlich 

ist, welchen Veränderungen diese aktuell unter- 
liegt,und welcheFaktoren inden Blickgenommen 
werden müssen,umzu einer klaren Beschreibung 
zu kommen,mussdaherauch undgeradeineinem 
Grundsatzprogramm Platz finden. Die fehlende 
Auseinandersetzungmit demThemaStaatlichkeit 
ist umso bedauerlicher, als die Debatte über die 
Veränderungvon Staatlichkeit in der wissenschaft- 
lichen Diskussion mittlerweile wiederan Fahrt ge- 
wonnen hat.Ein kleiner Blick in die inden letzten 
Jahren erschieneneLiteratur hättederProgramm- 
debatte also gut getan. 

Die Autoren bzw.die Herausgeberder imfolgen- 
den vorgestellten Bücher gehen dabei von unter- 
schiedlichentheoretischen5tandpunktenaus.Einig 
ist den Büchern.daszumindest der Anspruch be- 
steht,tatsächliche Funktionen undVeränderungen 
von Staatlichkeit zu beschreiben, und eben nicht 
bei der simplen Beschwörungdessen.was.,Staat" 
eigentlich sein sollte odertun müsste stehen zu 
bleiben.ln den Blick nehmendieBücherdabeivor 
allem den internationalen Kontext. 

Transformation des Staates? 

Die Politikwissenschaftler Stephan Leibfried 
und Michael Zürn haben das Buch ,.Trans- 
formation des Staates?" herausgegeben. 

Die dort versammelten Beiträge stammen aus 
dem UmfelddesSonderforschungsbereichs.,Staat- 
lichkeit imWandelManderUni Bremen.und sollen 
den dortigen Diskussionsstand wiedergeben.Aus- 
gangsthese des Buches ist.dass sich diestaatskon- 

b 
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steliation des „Goldenen Zeitalters" zwar nicht 
auflöst.aberdochzumindestzerfasert.Alsdiezwei 
zentralen Bedingungen moderner Staatlichkeit 
werdendie.,Kongruenzdesgesellschaftlichen und 
politischen Raums" sowie die ,,Beherrschbarkeit 
gesellschaftlicher Interaktion und ihrer paterna- 
listischen Kontrolle durch den Staat" benannt. 
Paradigmatisch fürdas bisherzumindest im Wes- 
ten bestehende Staatsmodell ist demnach der 
,,Demokratische Rechts- und interventionsstaat". 
Demnach internationalisiere sich Rechtsstaatlich- 
keit zwar,der Nationalstaat behalte aberweitge- 
hend die Kontrolle über seine Ressourcen, über 
die Steuern und das Gewaltmonopol.Allerdings 
seien die Handlungsmöglichkeiten deutlich ein- 
geschränkt.Zudemverharredie Legitimationdes 
Staates weiterhin weitgehend auf nationaler - 
Ebene,während einige Legitimationsgrundlagen 
schleichen in eine .,post-nationale Konstellation" 
hinüberwechselten.'~ie.,rechtsstaatlich-demokra- 
tischeldee rechtsvermittelterLegitimität"seidaher 
schwierig auf internationaler Ebene zu reformu- 
1ieren.DieBeiträgedes Buches widmen sich dann 
im einzelnen Entwicklungstendenzen bei staatli- 
chem Gewaltmonopol. Steuerstaat. Rechtsstaat- 
lichkeit, Handel,sowie internationaleröffentlich- 
keit.Abschließendfindensich BeiträgezumWandel 
von Wohlfahrtsstaatlichkeit in kleinen offenen 
Volkswirtschaften (beispielsweise Dänemark) so- 
wie zu Staat und Gesundheitssystem. 

Klar ist nach Lektüre des Buches zumindest, 
dass eine Diskussion über die schlichte Erosion 
,,des"Staates nichtweiterführend ist,sondern auch 
in den Blick zu nehmen ist,welche Regulierungs- 
formen sich auf internationaler Ebene herausbil- 
den. Ungeklärt bleibt allerdings weitgehend die 
Frage.welche1riebkräftedenndenVeränderungen 
zu Grunde liegen. und welche Ansatzpunkte für 
eine positive gesellschaftliche Regulierung auf 
globaler Ebene tatsächlich bestehen könnten. 

Regime-Kollisionen 

Einen anderen Zugriff wählen die beiden 
Frankfurter Rechtswissenschaftler Gunther 
Teubner und Andreas Fischer-Lescano in 

ihrem gemeinsam verfassten Buch ,,Regime-Kol- 
iisionen". Im Mittelpunkt steht hier eine an der 
Systemtheorieorientierte Analyseder Entwicklung 
von Rechts-Regimen auf internationaler Ebene. 
Staat und Staatlichkeit kommen vor, allerdings 
nicht alsentscheidender Faktor der Betrachtung. 
Ansatzpunkt der Betrachtungsind die unterschied- 
lichen Rechtssysteme auf internationaler Ebene 
und deren Zusammenspiel bzw. Kollisionen. Als 
Beispiele für mögliche Kollisionen wird u.a. der 
mögliche Konflikt zwischen Patentschutz für 
Medikamente und gesundheitspolitischen Zielen 
angeführt. Die offene Frage sei daher.ob die her- 
kömmlichen nationalstaatlich geprägten Denkfor- 
men,mit Rechtskollisionen umzugehen-alsodie 
Etablierung von Gerichtshierarchien und einer 
Stufenordnung von Rechtsformen auf derweit- 
ebene-tatsächlich zu einer Lösungdieser Konflik- 
te beitragen könnten.lnder Folgedessen könnten 
sich dann auch jeweils bereichsspezifische Subor- 
dinationssysteme herausbilden. Einesolche Lösung 
berge allerdings zugleich die Gefahrgerade diese 
völkerrechtliche Fragmentierungzu Institutiona- 
lisierungundeben nicht zu überwinden.lm Buch 
heißt es daher wörtlich:.,Der Anschein, die post- 
westfälische Weltgesellschaft hätte ein Machtzen- 
trum,( ... ),trügt.Kein politischer Prozess kanneinen 
rechtlichen Output im Weltrecht determinieren." 
Ziel müsse daher eher sein, die Rechtsnormenkolii- 
sionen zu politisieren.Derglobale Rechtspluralis- 
mus sei nicht einfach Folgeeines politischen Plu- 
raIismus.sondernAusdrucktiefer liegendergeseil- 
schafilicher Widersprüche, die von miteinander 
kollidierenden Sektoren der Weltgesellschaft pro- 
duziert würden. Diese Konflikte lassen sich nach 
Ansicht der Autoren allerdings nicht auf soziale 
Konflikte reduzieren. Vielmehr seien hier Wider- 
sprüchezwischen gesellschaftsweit institutionali- 
sierten Rationalitäten amWerke,diedas Recht mit 
Sicherheit nicht lösen könne.die ihm abereinen 
neuartigen Umgang mit seinen Normkoliisionen 
abverlangen könne.Ziel müsse daher insgesamt 
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sein, die unterschiedlichen ,,Rechtsarenenm mit 
einander kompatibel und durchlässig zu halten. 

Das Buch bieteteinen guten Überblick überdie 
verschiedenen bereitsexistierenden Regulierungs- 

I Systeme auf internationaler Ebene, und zeigt auf. 
an welchen Stellen es hier zu Konflikten kommen 
kann. Gesellschaftliche und ökonomische Trieb- 
kräfte werden allerdings auch hier kaum in den 
Blickgenommen.überzeugend istdieThese,dass 
eine politische Regulierun~dieserSituation nicht - - 
übereineschlichte Hierarchisierungdereinzelnen 
Regelungssysteme erfolgen kann. Setzt man die 
Herstellungvon Durchlässigkeit zwischendenein- 
zelnen„RechtsarenenU tatsächlichalsZiel,so blieben 
diese dann zumindest für gesellschaftliche und 
politischeEinflüsseoffenDamit istdiese Beschrei- 
bung von Rechtssystemen auch anschlussfähig 
an Betra~htungen~dievor allem die gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnisse in den Blick nehmen. 

Materialistische Staatstheorie 

Fast schon Lehrbuchcharakter besitzt das 
Werk,,Materialistische StaatstheorieMvon 
Joachim Hirsch. Der Frankfurter Professor, 

seit Jahrzehnten in der marxistisch-orientierten 
Staatstheoriediskussion präsent.versucht mit dem 
BuchdenGrundrisseiner materialistischen Staats- 
theoriezu geben.ln diesem Sinneversteht Hirsch 
Staatstheoriealsdie Beschreibungderpolitischen 
Form der kapitalistischen Gesellschaft.Auf Basis 
u.a.der Regulationsschulewerden dieTransforma- 
tionsprozesse von Gesellschaft und Staat nach- 
gezeichnet.Breiten Raum nimmt die Entwicklung 
hin zum ,,Postfordismus" und zu einer,,post-for- 
distischen Weltordnung" ein. 

Der Staat sei eben nicht schlicht dieverkörpe- 
rungdesGemeinwohls,sondern ein grundlegend 
widersprüchliches gesellschaftliches Verhältnis. 
In erster Linie ist Staat damit Ausdruck einer be- 
stimmten sozialen Form. in der Betrachtung von 
Hirsch vor allem die Herrschafts-, Macht- und 
Ausbeutungsverhältnisse unter kapitalistischen 
Bedingungen. Für die Betrachtung des Staatesent- 

scheidend ist damit ein Blickaufdie gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnisse.,,Staat" und ,,Ziviigesell- 
Schaft" seien demnach zudem keine einfachen 
Gegensätze, sondern bildeten eine sich wider- 
sprüchlich bedingendeEinheit.Staatenkonkurrenz 
sei zudem eine der Grundbedingungen der Exis- 
tenz undderStabilisierung kapitalistischerVerhäIt- 
nisse. Die politische Aufspaltung des globalen 
Kapitalismus in ein System konkurrierender Einzel- 
Staaten und die damit verbundenen ungleichen 

ökonomischen EntwicklungenseiendieBasisinter- 
nationaler Dominanz- und Abhängigkeitsverhält- 
nisse. Eine Beseitigungdieses Systemswürdegrund- 
legende Mechanismen der Ausbalancierung von 
Antagonismen und Konflikten sowohl innerhalb 
alsauchzwischenden Klassenverschwinden lassen, 
weildie notwendige,,nationale"Klassenspaltung 
entfallen würde.Allerdingstrügedie,,im Zugeder 
neoliberalen Restrukturierung durchgesetzten 
Privatisierungsprozesse" gewachsene Relevanz 
privaterAkteure wie multinationaler Unternehmen 
odervon Nichtregierungsorganisationen dazu,das 
der Prozess der ,,Besonderung" des Staates und 
die Herstellungseiner relativen Autonomie kom- 
plizierter und tendenziell auch prekär wird. Die 
von Staaten unabhängige Rechtserzeugung bei- 
spielsweise im Eigentumsbereich habe zugenom- 
men,die Rechtsdurchsetzung sei allerdings weiter- 
hin problematisch.DasstaatlicheGewaltmonopol 
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bleibezwar be~tehen~differenzieresichaberauch Kontext derökonomischen undgesellschaftlichen 
und werde modifiziert. Erschwerend für das Kapi- Veränderungen. Dem zu schreibenden SPD-Grund- 
tal komme allerdings hinzu, dass die staatliche satzprogrammwürdeesguttun.Staatund Staats- 
ApparaturaufräumlicherundfunktionellerEbene funktionentatsächlicheinmaIvordemHintergrund , , - 
mittlerweile stark zergliedert sei. Zusammenge- geselischaftlicherKräfteverhältnissezu betrachten. 
fasst geht es um dieTransformation zum .,inter- undvondiesem AusgangspunktausauchdieVer- 
nationalisiertenWettbewerbsstaat",kooperative änderung von Staatlichkeit im internationalen 

W sozialeKompromisseaufeinzelstaatlicher Ebene Kontext in den Blick zu nehmen. 
würden schwieriger, während auf internationaler 
EbenejedeVoraussetzungfürsolche Kompromis- 
se fehlen würde. 
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Erhält die Naturfrage in der SPD 

eine zweite Chance? 

Die Arbeiterbewegung und ihr Verhältnis zur Natur 

von Horst Peter 

Die politische Arbeiterbewegung hatte 
neben der sozialen Dimension immer schon 
auch dieökologische. Es ist nachvollziehbar, 

dass zunächst diesoziale Dimension dominierte. 
Ging esdoch um die BefreiungderArbeiterklasse 
aus Armut und Ausbeutungdurch das Kapital,urn 
diegrundlegendeverbesserung ihrer sozialen Lage. 
Gleichzeitiggingesauch umdieZuversicht ineiner 
künftigen besseren Gesellschaft der Freien und 
Gleichen die tragende Rolle zu spielen. 

Marx und Engels war dennoch von Anfang an 
auch dieökologische Dimension derarbeiterbewe- 
gung gegenwärtig.Marx sah im Verhältnis des Ar- 
beiters zur Natur die zentrale Zukunftsfrage der 
Menschheit.Wie der Mensch arbeitet entscheidet 
überdieZukunftderErde.Arbeit istfürMarx„Stoff- 
wechseldesMenschen mitder Natui'Da aberder 
Mensch selbstTeil der Natur ist.ist dasverhäitnis 
seinereigenen Naturzu der ihm äußeren Naturein 
Wechselverhältnis. Beide Seiten bedingen einander. 
Für Marx ist deshalb Arbeit ein Naturprozess. 

Im Kapitalismuswirddieser Naturprozessdem 
abstrakten Kapitalverwertungsprozess unterwor- 
fen.Damit ist er nicht mehrfreigestaltbarSosind 
für Marx im Kapitalismus,.die Springquellen des 
Reichtums:die Erde und derArbeiter"ständigvon 
Vernichtung bedroht.Soverwundert es nicht,dass 
Marxdem ersten Satz desGothaer Programmsder 
SPDvon 1875 wegen seinereinseitigen Betonung 

der Arbeit in einer Replik energisch widersprach. 
DerersteProgrammsatz lautet:,,DieArbeit ist die 
Quelle allen Reichtums und aller Kultur". Marx 
dagegen:,.DieArbeit i s t  nicht dieQuelleallen Reich- 
tums. Die Natur ist ebenso sehr die Quelle der 
Gebrauchswerte(und aussolchen bestehtjawohl 
der sachliche Reichtum) als die Arbeit. die selbst 
nur dieÄußerungeiner Naturkraftist,der mensch- 
lichen Arbeitskraft." Das Bewusstsein dieses Zu- 
sammenhangs sieht Marx in der Arbeiterklasse 
bedroht, da Wissenschaft und Technik zwischen 
die innere und die äußere Natur des Menschen 
getreten sind. Damit ist der Charakter der Arbeit 
alsStoffwechsel des Menschen mit der Naturfür 
den Arbeiter verschleiert. Marx sieht hierin den 
Kern der Entfremdung: der Mensch entfremdet 
sich der Natur und damit sich selbst als Teil der 
Natur. Seine Arbeit ist entfremdete Arbeit. 

Wie der Arbeiter der Ausbeutung durch den 
Kapitalisten und dessen Streben nach möglichst 
groRem Profit ausgesetzt ist.unterliegt die Natur 
derVerfügungsgewalt des Eigentümersdes Bodens 
und seinem Streben nach einer möglichst hohen 
Naturrente.5oerklärt sichdieMarx'sche Position 
vonderGefahrdung beider Springquellendes Reich- 
tums, der Erde und des Arbeiters. Im Gegensatz 
zur Überwindungder kapitalistischen Ausbeutung 
desMenschen formuliert Marxzur Bewahrungder 
natürlichen Lebensgrundlagen keine revolutionäre 
Strategie, aber er formuliert einen ökologischen 
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Imperativ für den politischen Umgang mit der 
Natur von großer Zeitgemäßheit: ,,Selbst eine 
ganze Gesellschaft.eine Nation,ja alle gleichzei- 

- tigen Gesellschaften zusammen genommen,sind 
nicht Eigentümer der Erde;siesind nur ihre Besit- 
zerrihre Nutznießer und haben sieals boni Patres 
familiasden nachfolgendenGenerationenverbes- 
sert zu hinterlassen." 

Warumgreifeichauf KarlMarxund Friedrich 
Engels zurück zur Herleitung eines politi- 
schen Prinzips,das seit der UN- Umweltkon- 

ferenz von Rio de Janeiro (1992) als Prinzip Nach- 
haltigkeit Grundlagederoffiziellen PolitikderUNO, 
der EU und auch der Bundesrepublik ist? 

Erstens binichderAuffassung,dassdieMarx'sche 
Kritik der Politischen Ökonomie des Kapitalseinen 
Kapitalismus kri t i~iert~derdem modernen Kapita- 
lismus des 2i.Jahrhunderts ähnlicher ist als der 
durch die Erfolge der Arbeiterklasse sozial abgefe- 
derte Kapitalismusderlndustriestaatenderzwei- 
ten Hälftedes2o.Jahrhunderts.Damitsiehterdie 
dem Kapitalismus innewohnenden Zerstörungs- 
tendenzen klarer als die meisten Ökonomen der 
Gegenwart. Deshalb ist die Marx'sche Kritik des 
Kapitalismus von größter Aktualität und hat die 
Chance zu einer Renaissance linker Kapitalismus- 
kritik beizutragen. 

Zweitensverbindet Marxdie Naturfrageunaus- 
weichbar mit derSystemfrage:,,Die kapitalistische 
Produktion entwickelt nur dadurch die Technik 
und Kombination des gesellschaftlichen Produk- 
tionsprozesses,indem siezugleich diespringquel- 
len allen Reichtums zerstört, die Erde und den 
Arbeiter." 

Diese Kritik bildete die Basis der linksökologi- 
schen Diskussion in der Bundesrepublik und eini- 
gen westeuropäischen Ländern in den 7oer und 
SoerJahren des2o.Jahrhunderts.Siesprangsogar 
alseineökologisch begründete Systemkritikin die 
DDR-Opposition über.Dieökologisch begründete 
Kritik des sozialistischen Industrialismus in Bahros 
Buch ,,Die Alternative" ist auch heute noch eine 
spannende Lektüre. 

Drittens liefert Marx mit seinen Kategorien wie 
Arbeit als Naturprozess,Produktion als Stoffwech- 
sel zwischen der inneren und äußeren Natur des 
Menschen. Entfremdung des Menschen von der 
Natur und sich selbst als Teil der Natur,Verant- 
wortung für die natürlichen Lebensgrundlagen 
künftigerGenerationendasgeeignetelnstrumenta- 
rium für eine Politik gegen die ökologische Krise. 

Warum tut  sichgeradedie Linkeselbst an- 
gesichts der ökologischen Krise so schwer 
mit der Naturfrage? Die Antwort hat durch- 

aus unterschiedliche Dimensionen, die aber vor 
allem in konkreten Konfliktkonstellationen zusam- 
menwirken:DiezentraieAngst der Arbeiterschaft 
ist die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes 
undvordauernderArbeitslosigkeit. Deshalbsind 
alle Begrenzungen der Wettbewerbsfähigkeit oder 
Widerständegegenökologisch bedenklicheGroß- 
projekte leicht als arbeitsplatzschädlich zu diffa- 
mieren. Eng mit der Arbeitsplatzfrage ist das Wachs- 
tumsargument verknüpft.Wachstum schaffe Arbeit 
und ~ ~ h l s t a n d  und jedeökologische Begrenzung 
desWachstumsseiebeneineGefährdungderselben. 
Gestütztwird diesallesdurch einenfa8;religiösen 
Glaubenanden wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritt.Die PerfektionsideederTechnik ist verknüpfl 
mit Heilsversprechen wieüberwindung der Armut 
durch stetige Produktivitätssteigerung, Überwin- 

I 
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dung schwerer Krankheiten durch medizinischen 
Fortschritt, Sicherheit gegenüber Gefährdungen 
und Fesseln der Natur durch wissenschaftlichen 
Fortschritt. Verbraucherwünsche. Mobilitäts-und 
Freizeitbedürfnissesind durch den Fortschritt un- 
begrenzt und relativerschwinglicherfüllbar.Öko- 
logischeGrenzen stehendiesen Bedürfnissen oft 
im Wege. 

DieöIkriseanfangsderig7oerJahrewirkte 
in den Industrieländern wie ein Bewusst- 
seinsschock.DieWarnungdesCIubof Rome 

,,Die Grenzen des Wachstums" schien durchaus 
realistisch. Auch die Gewerkschaften griffen die 
beginnende Diskussion in Kongressen ÜberQuaii- 
tatives Wachstum und HumanisierungderArbeits- 
welt auf.Esgingdabei umeinandereswohlstands- 
verständnis imsinneeiner besseren Lebensquali- 
tät. Im Kern standen Forderungen wie ,.besser 
arbeiten. besser leben. sparsamer Wirtschaften". 

Gleichzeitig begann weltweit und besonders 
in Deutschland die Diskussion um die Atomener- 
gieals die Basis der Energieversorgungder Zukunft. 
Dieim Godesberger Programm stehende Heilser- 
Wartung auf die friedliche Nutzung der Kernen- 
ergieschiendieSPDan diespitzedes Fortschritts 
zuführen.Deshalbstießdieausder Kritikan den 
Gefahren der Kernenergieschnell wachsendeAnti- 
atombewegungzunächst auf konsequente Abieh- 
nung bei SPD und Gewerkschaften. Erst als sicht- 
bar wurde, dass bei den Protesten gegen neue 
Atomkrafiwerkevor Ortauch vielevor allemjunge 
SPD-Mitglieder mitmachten. erreichte die ökolo- 
gische Diskussion auchdieSPD.Nachden beinahe 
gleichzeitigen GAUS von Harrisburg und Tscher- 
nobyl erreichten die Atomenergiegegner auf SPD 
Parteitagen Mehrheiten. 

Gleichzeitig wurde seit dem Bericht des Club 

o f  Rome über die Grenzen des Wachstums die 
Naturfrage immer stärker auch Gegenstand der 
internationalen Politik. 1980 wurde der Bericht 
„Global zooo"durch internationale Experten dem 
amerikanischen Präsidentenvorgelegtmit radika- 
len umweltpolitischen Forderungen um für das 
2i.Jahrhundert die natürlichen Lebensgrundlagen 
der Menschheit zu slchern.Seit Anfang der 8oer 
Jahreerschienen regelmäßig die Berichtedes World 
Watch Institutes,.Zur Lage derWelt".Sozialdemo- 
kratische Politiker und Politikerinnen wie Willy 
Brandt, Olov Palme und schließlich Gro Harlem 
Brundtland waren die Initiatoren hochrangiger 
internationaler Kommissionen, die sich mit den 
großen weltpolitischen Herausforderungen aus- 
einandersetzten. 

Die Brundtland-Kommissionformulierteschließ- 
lich das Konzept des ,,sustainable development" 
alsglobale Entwicklungsstrategie:sieerforderteine 
Entwicklung.die den Bedürfnissen der heutigen 
Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten 
künftigerGenerationenzu gefährden ihreeigenen 
Bedürfnisse zu befriedigen und ihren eigenen 
Lebensstil zu wählen. 

Dies alles wirkte auf den Diskussionsprozess 
umdasBerliner ProgrammderSPDein.Heraus kam 
eine kapitalismuskritische,soziale und ökologische 
Orientierungfür einezukunftsfähigeGeselischaft, 
die eine Allianz des Menschen mi t  der Natur als 
Grundvoraussetzung hat.Alles getragen von der 
Überzeugung.dasseineandereWelt möglich sei 
-wenn man will die Vision eines demokratisch, 
sozial und ökologisch gebändigten Kapitalismus 
im Weltmaßstab. 
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Entscheidend für die breite Mehrheit,die das 
Beriiner Programm fand. war die Einigung zwi- 
schen Erhard Eppler als Exponenten des ökologi- 
schen Flügels,Petervon Oertzensalsder Leitfigur 
der traditionellen Linken in der SPD und des Par- 
teivorsitzenden JochenVogel,der von Anfang an 
dafür eintrat. das Prinzip Verantwortung, wie es 
derdeutsch-amerikanische Philosoph HansJonas 
formuliert hat als ökoiogisch-sozialen imperativ 
des Berliner Programms zu einer politischen Ka- 
tegorie zu machen, um Arbeiterbewegung und 
Ökologiebewegung zu einem Bündnis für den 
ökologisch-sozialen Umbau der Industriegesell- 
schaftzusammenzuführen.Dabei haben dieöko- 
logische und soziale Dimension gemeinsam,dass 
sie der politischen Intervention zur Eingrenzung 
des Marktmechanismus bedürfe. 

DasBerliner Programm isteineunerledigte 
Aufgabeder SPD,da es politisch durch die 
Weitpolitik überrollt wurde. Die Implosion 

der,.realsozialistischen Staaten" insbesondere die 
Deutsche Einigung verdrängte die ökologischen 
Fragestellungenvonder politischenTagesordnung 
ohne sie gelöst zuhaben. Deshalb führte Oskar 
Lafontaineals Spitzenkandidat derSPDmit einem 
Wahlprogramm, das als ideologische Grundlage 
das Berliner Programm hatte,fürdieWahlen zum 
ersten gemeinsamen Bundestagiggo einen objek- 
tivaussichtslosen KampfTrotzdem bliebdieNatur- 
frage auf derTagesordnung. 

Als1998 Rot-GrüneineMehrheit erhiekhatten 
viele den Eindruck, dass darüber die Freude der 
sozialdemokratischen Führungehergedämpftwar. 
Man hatte den Wahlerfolg wohl auch eher der 
Überschreitung des Verfaildatums der Kanzler- 
schaft Helmut Kohls als einem offensiven ökolo- 
gisch-sozialen Wahlprogramm und einem Rot- 
Grünen Wahlkampfzu verdanken.Getriebenvon 
deraktuellen Erkenntnis,dassdieKlimaerwärmung 
kommt,die Naturzerstorung weitergeht und die 
Politiki5JahreZeitverloren hat etwasdagegenzu 
tun. erhält das Berliner Programm für die gegen- 
wärtige Programmdiskussion brennende Aktuali- 
tät. Die Naturfrage erhält eine zweite Chance, 
wenn die im Berliner Progamm formulierten Eck- 

punkte für den demokratischen ökologisch-sozi- 
alen Umbau der lndustriegesellschaft in dieser 
Diskussion zentral einbezogen werden. 

ErstensgehtesumdieEntwicklung,Bewahrung 
und Reproduktionder natürlichen Potenzialeeines 
jeden Menschen.was Marx die innere Naturdes 
Menschen nannte. 

Zweitensgeht es um die Entwickiung, Bewah- 
rung und Reproduktion der natürlichen Lebens- 
grundlagen,wasMarxdie äußere NaturdesMen- 
schen nannte. 

Drittensgehtes um die ÜbernahmedesGrund- 
wertsverantwortungfürdie natürlichen Lebens- 
grundlagen auch künftigercenerationen und die 
Bewahrung des Friedens in einer veränderten 
Welt. 

Viertens geht es Um die weltweite Sicherung 
derdemokratisch legitimierten politischen inter- 
ventionsfähigkeit und die Überwindungder Domi- 
nanz der ökonomischen Logik,die WTO, IWF und 
Weltbank bestimmt gegenüber der sozialen und 
ökologischen Logik anderer UN-Institutionen wie 
110 und UNEP oder WHO. Das setzt starkedemo- 
kratisch legitimierte und handlungsfähigeStaaten 
auf nationaler Ebene voraus. 

Fünftens geht es darum. dass der Imperativ 
Nachhaltiger Politik..Global und lokal denken und 
handeln!" zum Maßstab sozialdemokratischer 
Politik wird und das Volk mi t  den Instrumenten 
Volksinitiative.Volksbegehren und Volksentscheid 
die Chance hat die politischeTagesordnung mit- 
zubestimmen. rn 
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Wer Politik machen will, I ll&j7- 

W W In te rv iew mit Stefan Col l ignon I 

kommtan der 
Bundesrepublik Europa 

i 
nicht vorbei! 

spw: Im Bremer Programmentwurf heißt es Aus diesem Grund brauchen Marktwirtschaf- 
,.Das wirtschaftliche.sozialeund kulturelleZusam- ten den Staat,wie schon David Hume und Adam 
menwachsenderwelt bringtdaspolitische System Smith gewusst haben.DerStaat ist eine Form der 
der Nationalstaaten untererheblichenverände- kollektiven Entscheidungsfindung.IneinerDemo- 
rungsdruck. Zentrale Entwicklungen lassen sich kratie beauftragendie Bürger Regierungendamit, 
nurnoch mit gemeinsamen Entscheidungenvieler ihre öffentlichen Gütereffizient zuverwalten.Die 

LI* f i  1 3 
F- OO<DE. = E 

Staaten ~eenfl~ssen:'Wie senst DL da iV~ rha  t -  B-rger konnen a eReg er-ng kontrol1:eren.d ed e 
nisvonsraat chem rlanae nenerse t s~ndMard t  Cesetze .no Rege "ngen macnr. d e a ~ f  ste al e 
anderseits? 

Stefan Collignon: Statt Markt und Staat als 
unvereinbare Gegensätze gegeneinander 
auszuspielen.ist esvielleicht nützlicher sie 

in Bezug zu privaten und öffentlichen Gütern zu 
setzen. Beide stiften Nutzen für die. die sie ge- 
brauchen. Aber bei privaten Gütern i s t  es möglich, 
anderevomverbrauch auszuschließen.Beiöffent- 
lichen Gütern geht dies nicht. Ein Apfel ist ein pri- 
vates Gut.denn der Apfel den ich esse. kann von 
niemand andrem gegessen werden. Eine Straßen- 
lampestiftetdagegen Licht fürjeden BenutzerAus 
dieSemGrund istdie Logikder Bereitstellungvon 
privaten und öffentlichen Gütern fundamental 
verschieden. Der Markt kann privateGüter effizient 
liefern.da dieMöglichkeitdesAusschlussessicher- 
stellt, dass die notwendigen Kosten und Risiken 
gedeckt werden. Bei öffentlichen Gütern,für die 
es keinen Ausschluss gibt, sind individuelle Ent- 
scheidungsträger versucht. auf Kosten anderer 
Trittbrettzufahren.Es bestehtdanndie hohewahr- 
scheinlichkeit,dass öffentliche Güter vom Markt 
nur unzureichend bereitgestellt werden. 

Anwendungfinden.lm traditionellen Nationalstaat 
deckt sich die Nutzerbetroffenheitder Bürger mit 
der Reichweiteder staatlichen Entscheidungsbe- 
fugnis. So dient etwa die Gesundheitspolitik in 
erster Linie den Bürgern des eigenen Landes.Öf- 
fentliche Güter, die alle Europäer betreffen. sind 
folglich europäische Güter. Zum Beispiel gilt der 
von der EZB gesteuerte Zins gleichermaßen, ob 
ich mir ein Auto in Berlin, Potsdam. Helsinki oder 
Lissabon kaufen will. Die Wettbewerbspolitik re- 
gelt den gesamten Binnenmarkt. Ohne europäi- 
sche Demokratie sind die Bürger zwar von euro- 
päischer Politik betroffen,abersiesie haben keine 
Kontrolle über die getroffenen Entscheidungen. 

M i t  der Globalisierung und Europäisierung 
entstehen zunehmendöffentlicheGüter,dieauch 
Bürger in den Nachbarstaaten betreffen. Effekte 
von Entscheidungen auf Menschen, die von der 
Entscheidungsfindungausgeschlossen sind, nennt 
man Externalitäten. Zum Beispiel die Sicherheit 
desAtomkrafiwerksinderTschechischen Republik 
betrifft unmittelbar auch die Bürgeran der öster- 
reichischen und bayerischen Grenzelobwohl nur 
dieTschechischeRegierungdieEntscheidungtrifft. 
Traditionellerweisewerden Externalitäten zwischen 

t 
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Staaten durch Diplomatie geregelt. Solange dies 
nur einen kleinen Bereich von Gütern betrifft, ist 
dies unproblematisch. Allerdings nehmen die 
Externalitäten mit der Integration zu und unter- 
höhlen die Demokratie,da die Übereinstimmung 
von staatlicher Entscheidung und Bürgerbetroffen- 
heit durchbrochen wird.Wenn Demokratie noch 
etwas bedeuten soll,so müssen dieeuropäischen 
BürgerdieMöglichkeit haben,eine Regierung mit 
der effizienten Verwaltung ihrer gemeinsamen 
Güterzu beauftragen.Die Frage ist, in weicher Form 
siedies am besten tun: indem sie sich durch Re- 
gierungenvertreten lassenPoder indem sieselbst 
gemeinsam ihr demokratisches Kontrollrecht wahr- 
nehmen. Ich glaube. in anbetracht des immer 
dichteren Regeiungsbedarfs europäischeröffent- 
iicher Güter, ist die klassische Diplomatie über- 
fordert, Effizienz und Legitimität zu liefern. 

spw: Die ldeologiedes Neoliberalismus,die seit 
einemvierteljahrhundert die Welt erobert. basiert 
aufder Idee.dassderStaat und öffentliche Sektor 
zurückgedrängt werden müssen. 

Stefan Collignon: Nicht alles i s t  daran falsch, 
insofern technologischer Fortschritt in eini- 
gen Bereichen es tatsächlich ermöglicht, 

Verantwortlichkeitenzwischen Kosten und Nutzen 
klarer zuzuordnen.Aberder Neoliberalismus ver- 
gisst,dass mit größerer Eigenverantwortlichkeit 
auchdieMöglichkeiten von Externalitäten zuneh- 
men.Gesellschaftlichelnstanzen müssen deshalb 
mehr ordnen und regulieren, wenn öffentliche 
Güter,,privatisiert" werden. Die konservativ-libe- 
ralen Kräfte delegieren diese Regelungsfunktion 
gerne an .,technischer' Institutionen, deren Funk- 
tionäre der demokratischen Kontrolle entzogen 
sind. Diesgilt auchfürdieeuropäischen Räte,die 
durch dieMinisterialbürokratieder Nationalstaaten 
und nicht durch Bürger kontrolliert werden.aber 
auch für die Europäische Kommission, die das 
Privilegpolitischer Initiativen in Europa hat.Es ist 
Teil der linken,sozialdemokratischenTradition,aber 
auch des politischen.fortschrittlichen Liberalismus, 
dass sich gesellschaftliche Kontrolleaufder Gleich- 
heit der Bürger stützen muss. Indem der Neolibe- 
ralismus die Rolle des demokratischen Staates 

beschränkt. wirkt er also de facto anti-demokra- 
tisch.Ine1nerdemokratischenGeseilschaftmüssen 
die Bürgerdiezentralen Akteure bleiben,egal ob 
sie Eigentümer privater oder öffentlicher Güter 
sind. Das gilt auch für Europa. 

spw: Der SPD-Programmentwurf richtet große 
Erwartungen an die Europäische 1ntegration.Aber 
Europa stecktderzeit in einertiefen Krise.DerVer- 
fassungsprozess ist gescheitert,dieVertiefungder 
Integration wurde zugunsten der Erweiterungzu- 
rück gestelit.Was sind die Gründe für diese Krise? 

Stefan Collignon: Die Dominanz des Neoli- 
beralismusverbietet das Nachdenken über 
politischeLösungen.Tony Blair undsegolene 

Royal hofften.durch Resultate (deliveiy, I'Europe 
par la preuve) Europas Legitimität wiederzuge- 
winnen. Sie verstanden nicht, dass, erstens, mit 
27 Mitgliedstaaten eine freiwillige Zusammenar- 
beitvon Staaten fürdie effiziente Regulierungvon 
öffentlichen Gütern und ihren Externalitäten un- 
möglich geworden ist ,  weil Trittbrettfahren und 
das Pochen auf Partialinteressen optimale Lösun- 
gen ständig blockieren. Zweitens, hat die Delega- 
tion von Politikaufdie Experten- und Bürokraten- 
ebene dazugeführt, dass viele Bürger sich nicht 
länger als Akteure in einem demokratischen Pro- 
zess verstehen. Politik scheint .,von anderen" ge- 
macht zu werden -zum Beispiel von .,Brüssel". 
Dies hat jedoch nichts damit zu tun,dass Politik 
zu weit entfernt sei. Schließlich sind alie Bürger 
von europäischen Gütern ebenso betroffen. wie 
von lokalen. Bei Kommunalwahlen ist die Wahl- 
beteiligungofebensogeringwie bei Europawah- 
len. Vielmehr ist es das Gefühl der politischen 
Machtlosigkeit der Bürger,das zur Identitätskrise 
in Europaführt.EssollteAufgabeeineriinken,fort- 
schrittlichen Politiksein,den Bürgern dieMöglich- 
keit zu geben, durch Wahlen die großen Richtlini- 
en der europäischen Politik zu bestimmen. Der 
Verfassungsvertrag war ein zaghafter Schritt in 
diese Richtung. Für viele Wähler auf der Linken 
ging er nicht weit genug. 

spw:Du betonst Die Bedeutungderwährungs- 
und Preispolitik.Warum ist das so wichtig? 
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Stefan Collignon: Die Schaffung des Euro 
ist ein Meilenstein bei der Überwindung 
konservativ-neoliberaler Politik. M i t  der 

Währungsunion wurdedasgrößteSpielkasinoder 
Menschheitsgeschichte. nämlich der europäische 
Devisenmarkt,geschlossen. Finanzspekuiationen. 
diefrüher regelmäßigdas Wirtschaftswachstum 
störten.sind eingedämmt. Die Krise der8oer und 
goerlahre mit hoher Arbeitslosigkeit und steigen- 
den Staatsschulden war eine Spätfolge der infla- 
t ion der 7oer Jahre. in den ersten sieben Jahren 
seit Begin der EWU in iggg wurden mehr Arbeits- 
plätze als je zuvor in der Geschichte geschaffen: 
15 Millionen. In Deutschland alleinentstanden 1.1 
Millionen Arbeit~plätze~während dort in den letz- 
ten sieben Jahren der D-Mark325.000 Jobszerstört 
wurden. Der Euro ist somit ein unverzichtbares 
Instrument,um den Wohlstand von Europas Bür- 
gern zu sichern und sie von den schlimmsten 
Folgen des Neoliberalismus zu schützen. 

spw: Globalisierungskritiker werfen der Euro- 
päischen Unionvor,dasssie sich dem Dogma des 
Neoliberalismus beugen und sehen darin eine 
wesentliche Ursache für die europäische Krise. 
Welche Rolle spielt diese ldeologiefür Dich derzeit 
für die Europäische Integration? 

Stefan Collignon: Ich stimme der Analyse 
weitgehend z~~zieheabernicht darausdie 
Schiussfolgerung,dassdieEuropäische Inte- 

gration abzulehnen sei.lnGegenteil.Das Problem 
ist.dassNeoliberaiismusSteliunggegenStaat und 
Politik nimmt.Dann bleibt alseinzigerMechanis- 
muszur Regulierungvon ExternalitätenSitte und 
Moral,das heißt konservative Leitkultur. Neolibe- 
rale Ideologie fördert den neu aufkeimenden 
Nationalismus und ist insofern derTotengräber 
der Europäischen Integration. 

Republik legen. Für Soziaidemokraten sind die 
Grundnormen derGesellschaft Freiheit und Cieich- 
heit, wohl wissend,dasstatsächliche Freiheit nicht 
ohneeinMinimum an materiellerGleichheit mög- 
lich ist.lm Gegensatzzum Neoliberalismusakzep- 
tiertder politische Liberalismusdas Prinzipgleicher 
Rechte der Bürger. Neoliberalismus und Neokon- 
servativismus leben in einer Welt von Hierarchien, 
traditionellen Rollenzuteilungen und dem Recht 
derStärke.ln Europa istdas politischeGleichheits- 
Prinzip doppelt wichtig: einerseits erlaubt es de- 
mokratische Kontrolle durch Gesetzgebung, mit 
derdiewilde Weit des Neoliberalismus korrigiert 
werden kann.DereuropäischeBinnenmarktschafft 
Gewinner undVer1ierer;wir müssen sicherstellen, 
dass sich niemand auf Dauer als benachteiligt 
empfindet.Andererseits bedeutet Gleichheit An- 
erkennung der Anderen. nicht nur Toleranz, son- 
dern möglicherweise auch lnteressenkonvergenz 
und letztendlich Solidarität. Dies ist daszentrale 
Anliegen der europäischen 1ntegration.WieJean 
Monnetformulierte:..Wir koalieren nichtStaaten, 
wir vereinen Menschen." 

spw: Du plädierst dafür,dass die Europäische 
Unionsich zur Bundesrepublik Europa weiterent- 
wickeln soll.Wie kann sichergestellt werden,dass 
einerseits alle Menschen die fundamentalen Rich- 
tungsentscheidungen treffen können und wollen 
und dass andererseits die Institutionen vom Par- 
lament,überdieBürokratie bis hin zuöffentlichen 
Unternehmen auch in einer komplexeren Welt 
instrumental bleiben? 

StefanCollignon:Allewestlichen National- 
staaten haben Systeme repräsentativer 
Demokratieentwickelt.Bürgerwähien Par- . 

lammte. aus denen Regierungen hervorgehen. 
Abgeordnete vertreten die Bürger, denken aber 
auch ÜberdasGesamtwohl nach~~aseuro~äische 

spw: Gibt esTendenzen,die neoliberale ideolo- intergouvernmentaleSystem kann einerepräsen- 
gie auf europäischer Ebene zu überwinden? tative Demokratie nicht ersetzen,da die Regierun- 

gen immer nur gegenüber der eigenen Nation 
Stefan Collignon: Ich wünsche mireine Alli- verantwortlich sind,aberniemaIsgegenüberaIlen 
anzdes Fortschritts,in dersozial-Demokra- europäischen Bürgern.DieTatsache,dassdie Bür- 
tenundpolitischerLiberalismusgemeinsam gereineimmergrößereAnzahlvoneuropäischen 

die Grundlagen für eine moderne europäische Gütern besitzen,erfordert.dasssieauchdieMögiich- 
b 
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keit haben darüber zu bestimmen.wiesie regiert 
werden.Das heutigeSystem istvordemokratisch. 
Wie beider Papstwahl küren die Kardinäle (Regie- 
rungschefs)den Kommissionspräsidenten und die 
Völkersollen klatschen undjauchzen.DerKommis- 
sionspräsident muss ausden Wahlen für das Euro- 
päische Parlament hervorgehen, seine eigenen 
Kommissare auswählen und ausschließliche Zu- 
ständigkeit für europäische öffentliche Güter 
haben, das heißt, für Wirtschaftspolitik in der 
Währungsunion und im Binnenmarkt,fürGrenz- 

P sicherheit und Immigration,fürAußenpolitik.Wir 
brauchen keineeuro~äischeWehruflicht.aberviel- 
e cnt eoe  geme nsame Elngr 4str.ppe f ~ r  Ope- c+ot ~ i ~ r ~ n c ~ i ~ n ~ n .  . C , (  .(..C . : ~ r ; n - :  . C ;  ~ m ~ c m .  
ra: onena"Rerrialbaer t,,wieo,e<i rrFLropas a,> ..>:,, , . C .  ,IC..< ,- ' C 2  5<er-:e .". t?'. '. . . ,V , . , . ,  2,  ".,"a..3<< ..+,G., 7" '  ? , J . \  X,.. , ,,, 
zeiEt st oasgeEenwarr ReSystemoerM rKl'eos. . j  >,;"-"<"re. ' :  , a ; - > . Y . < i r i r z -  " V < ?  -m&!.ar"% :<C - - - - .  . 
staaten damit überfordert. C+ oar ~nteiviewführte~einho~d   unk er 

spw: Politische Steuerung muss sich in der 
(fach-)öffentlichen, politischen wieder medialen 
Debatte rechtfertigen und über Wahlen hinaus 
1egitimieren.Vorgeschlagen werden in der SPD- 
Debatte dazu sowohi die Erarbeitungvon qualita- 
tivenlndikatoren (z.B.sozialeundökologischeNach- 
haltiekeitl als auch die Etablierung einer metho- ., , " 

P 
dische Strategie (,.Politisches Controlling"). Was 
könnten Deines ErachtenssinnvolleElementeauf 
europäischer Ebene sein? 

Stefan Collignon: Ich denke,dies sind sinn- 
volle Überlegungen für europäische Debat- 
ten ÜberdaswaseuropäischePolitikanstre- 

ben soll.Abersolangedie Bürger keine Möglichkeit 
habeneineeuropäische Regierungzurverantwor- 
tung zu ziehen, werden solche Debatten von Poli- 
tikeliten im Schatten der Demokratiegeführt. Erst 
wenn die Bürgereineeuropäische Regierung wäh- 
len können.das heißt,wenn sieentscheiden können 
ob sie lieber Sozialdemokraten oder Konservative, 
ob sie lieber rechts oder links damit beauftragen 
Gesetze zu machen, wird eine echte und breite 
europäische Öffentlichkeit entstehen. Fest steht, 
wer Politik machen will, kommt an der Bundesre- 
publik Europa nicht vorbei! 

spw: Lieber Stefan Collignon.vielen Dank für 
dieses Gespräch. 

setraqe zu 
rozsir,,rcner Po%fk 

Alternativen! 

Neufoimieiung der Linken I 
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Staat, Politische Regulierung und 4/2006" (zum download auf www.b-republik.de) 
Öffentliche Güter sowie den im März 2007 ebenfalls im Vorwärts- 

Buch-verlag erschienenTitel ,.Soziale Demokratie 
Aktuelle Bezugspunkte für die spw-Debatte im 21. Jahrhundert. Lesebuch zur Programmde- 

über das Verhältnis von Staat und Politischer Re- batte der SPD",dervon Kurt Beck. Hubertus Heil 
gulierung sind die im Rahmen derspw-Editorial- herausgegeben wurde. 
Debatte ls~wi~0.2006)entstandenen Heftschwer- , ,  < .  
punktezum KomplexöffentlicheGüter (spw 153, 
2007) und KommunaleWir tschaf t (spwi~~,~oo~) 
sowie dieVeröffentlichungen im Kontexidercross- 
over-Debattein deniggoerlahrenzu Fragen des 
sozialökologischen Umbaus und der Regionalen 
Strukturpolitik:..ZurPolitik zurück.Füreinen öko- 
logisch-solidarischen New Deal.1997; Regionales 
Wirtschaften als linke Reformpolitik.iggg.Weite- 
re Anknüpfungspunktefinden sich zudem inden 
Thesen .Flexibler Kapitalismus - Moderner Sozi- 
alismus" der spw-Jahrestagung 2001 sowie den. 
,.53Thesenfüreinen Modernen Sozialismus"von 
1989. Die beiden zuletzt genanntenTitel stehen 
zum Download auf www.spw.de zur Verfügung. 

Kriterien politischer Gestaltung 

Die Sozialdemokratie orientiert ihre Program- 
matik politischer Gestaltung anhand ihrer Grund- 
werte ,,Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit". 
wobei durchaus strittig ist,wiesich dieseGrund- 
werte aufeinander beziehen und welche prakti- 
sche Konsequenz ihnen zukommt. In den von 
Oetlev Albers und Andrea Nahles herausgegebe- 
nen,,Linken Programmbausteinen.Denkanstöße 
für das HamburgerGrundsatzprogramm der SPD", 
das im April 2007 im Vorwärts-Buch-Verlag er- 
schienen ist, buchstabieren Autorlnnen aus dem 
Umfeld des Forum DL2i ihrVerständnis für eine 
moderne sozialdemokratische Politik,das im Wi- 
derspruch zu den Positionen steht.dieim Umfeld 
dessozialdemorkatischen Mainstreamssowieder 
,,Netzwerker"und ,,Seeheimer"vertreten werden. 
Hier sei verweisen auf die Ausgabe,,Berliner Re- 
publikSpezial:SPD-Grundsatzprogrammdebatte. 

~>. w l  !J!$ Y ' ? ' "  P p 
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Intensiv debattiert wird in der sozialde- 
mokratischen Linken die Frage-ob neben 
den drei klassischen Grundwerten weite- 

re Werte wie,.Nachhaltigkeit" oder ,,Verantwor- 
tung"eingeführt werden sollten,~. hierzu Beiträ- 
ge auf den Sonderseiten..Programmdebatte" auf 
www.forum-d12i.de. 

FürdieDiskussion um,,Nachhaltigkeit" imspw- 
Umfeld: Ulla BurchardtlReinhold Rünker, Nach- 
haltigkeitals Reformprojekt.Dortmund~oo2sowie 
das im seiben JahrerschieneneSchwerpunktheft 
spw 126. 

Die europapolitische Perspektvie 

Der EU-Verfassungsdebatte ist in spw ein Bei- 
trag erschienen z.B.von Angelica Schwall-Düren: 
Auswege aus der Verfassungskrise, in spw 149. 
Hingeweisen seiaußerdem aufden spw-Schwer- 
punkt zum Thema ,,Europa" in Heft 146 (2005) 
sowie die Literaturstudie von Joachim Schuster, 
Die deutsche Diskussion über ein europäisches 
Sozialmodell (2006). rn 
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Kinderspiel Kapitalismus 

von Cesa Rünker 

m. 

„Das Iäuftganzsicher nicht imöffentlich-recht- 
lichen Programm!" Mein Satz.etwas rechthaberisch 
formuliert.ist in Wirklichkeit eher ein Glaubens- 
bekenntnkdenn ich weißes in demMoment noch 
nicht besser. Der Bericht.den ein Freund uns am 
Abendbrottisch gibt, bleibt im Ungefähren: Eine 
Nierenspendershow werde esdemnächst geben. 
drei Dialysepatienten wetteiferten dabei um eine 
Spenderniere, und einetodkranke Frau werde zum 
SchlussderShowentscheiden,werden„Zuschlag" 
fürihre Niereerhalten soll.Das Publikumdürfeper 
SM5 votieren. 

Dasmag,sodenkeundsageich.allessein-nur 
nicht öffentlich-rechtlich. Hier gelte immer noch: 
VernunftgehtvorQuote.inhaltlicherAnspruchvor 
materiellem Gewinn ... 

Die krebskranke Frau. die ihre Niere hergibt, 
wünscht sich möglicherweise kurzvor ihremTod 
noch ein neues.gutesGefühl:Den süßen Geschmack 
der Macht. Wer von uns journalistisch arbeitet 
oder irn politischen Geschäft bedient undverkauft, 
ist davon angefixt: Im Rampenlicht stehen, wich- 
t ig  sein, etwas - bewirken.Vielleicht i s t  es auch 
nur der Wunsch,eigene Stärke zu zeigen: Sie ist 
krank, im Alltag auf Hilfe angewiesen, nun sind 
andere von ihr abhängig.Verständlich vielleicht 
auch das. 

Und die Programm-Macher? Eines i s t  im Sen- 
dek0nzept:Esgeht hier nur um Quoten.nicht um 
irgendeine gute Sache. Einer einzigen Patientin 
wird vielleicht geholfen.aberdie Not der anderen 
verkommt zur Sensation. 

Zwei Stunden nach meinem Glaubensbe- Dann entpuppt sich alles als Bluff - die 
kenntnis sagt das Heutejournal etwas Show Iäuftnicht biszum bitteren Ende.Das 
Anderes: Es ist tatsächlich ein öffentlich- war knaoo.Aufatmen-wenn auch mit Ein. , , ~ ~~~ ~- 

rechtlicherlueendsenderindenNiederlanden.der schränkune. denn ich hatte es inzwischen für 
diesen makabren Schwachsinn ausstrahlen wolle. 
Schockschwerenot! Was Private machen, ist oft 
schlimm genug,auf Erfolg,Quote,Gewinn orien- 
tiert ist dortjeder Blödsinn zu sehen.Aber öffent- 
lich-rechtliche Programmangebote hatten doch 
bisher auch im Ausland so etwas wie einen er- 
träglichen, nachvollziehbaren. unterhaltsamen, 
informativen. aIso„gutenU Kern ... Und jetzt? 

Ich versuche.Motivationen zu verstehen.Am 
einfachsten ist das bei den Dialysepatienten.Sie 
haben große Schmerzen und große Angst, und 
eine H0ffnung:Möglichst schnell ein passendes 
Spenderorgan. Moralpredigten Gesunder sind da 
kaum angebracht. 

-. 
möglich gehalten. Den Journalisten schlägt der 
Quotenkampf so sehraufden Magehdass Hirn- 
tätigkeit aussetzt undesanderendurchausandie 
Nieren gehen könnte.Auch öffentlich-rechtliches 
Programm bleibt,so befürchte ich,von knallharten 
Marktdenken nicht verschont. 

Was bewirkt nun der Bluff? Die gut geplante 
Provokation ist misslungen. Nicht ihreAbsicht,son- 
dern ihre Form steht im Mittelpunkt der Debatte. 
Statt um Organspende dreht sich die Diskussion 
um Medien und Moral. Den Betroffenen,den Dia- 
lysepatienten, hilft das keinen Schritt weiter. W 

D G e i a  R"nkcr,lebt in Leichlingen und arbeitet alrlournalirtin. 
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Stichwort zur 
Wirtschaftspolitik: 

Haushal t  ohne  Neuverschuldung? 

von Arne Heise 

Bundesfinanzminister Peer Steinbrückfroh- 
1ockt:Nach der neuesten Steuerschätzung 
kannermit Steuermehreinnahmenvonfast 

goMiIliarden Euro biszum Endeder mittelfristigen 
Finanzplanung (MiFriFi) rechnen. weitere knapp 
90 Milliarden Euro würden danach in die Länder- 
und Kommunalhaushaltegespült werden.Schon 
jetzt glaubt der Bundesfinanzminister damit ab 
2010 das strukturelle Haushaltsdefizit auf Null 
reduziert zu haben und spätestens ab 2011 einen 

F010 Liirstian Kiel 

stehen,wird häufigvon,automatischen Stabilisa- 
toren'gesprochen. Der HaushaltssaIdo,dersich bei 
durchschnittlicher Entwicklungergäbe,wirdstruk- 
turellerSaldogenannt.weil eraufstrukturelleund 
eben nicht konjunkturelle Ursachen zurückgeführt 
werden kann.Währendderstrukturelle Saldoalso 
einigermaßen planbar ist, ist der konjunkturelle 
Saldo letztlich nurdie Differenz zwischen dem reali- 
sierten Budgetsaldo und dem strukturellen Saldo. 

gen könnenalsAnlassgenommenwerden,einige 
Grundbegriffe der öffentlichen Haushaltspolitik 
zu erläutern, die Hintergründe für die optimisti- 
sche Prognose zu beleuchten und nach den Kon- 
sequenzen für die Finanzpolitik zu fragen. 

O Strukture l ler  und kon junk tu re l le r  
Saldo des ö f fen t l i chen Budgets 

Der Saldo des öffentlichen Haushaltes lässt 
sich immer erst am Ende der Haushaltsperiode 
feststellen,weil seine Bestimmungsgrößen offen- 
sichtlich von der wirtschaftlichen Entwicklung 
bestimmt werden:Je besser alsodas Wirtschafts- 
wachstum und die Beschäftigungsentwicklung, 
desto höher sprudeln dieEinnahmen ausdirekten 
und indirekten Steuern und desto geringer sind 
die notwendigen Ausgaben z.B.für Arbeitslosig- 
keit.Die Abweichungen der Steuereinnahmen und 
Staatsausgaben von langfristigen Entwicklungen 
(Trend-oder Potentialwachstum) werden als kon- 
junkturelle Defiziteoderüberschüsse bezeichnet. 
Da sieohne spezifisches staatliches Handeln ent- 

ausgeglichenen Gesamthaushalt präsentieren zu 
können.Diesescheinbarsopositiven Entwicklun- D ie  neueste Steuerschätzung 

Diezusätzlichen Einnahmen,diesich PeerStein- 
brück~erspricht~gehen nun aufeine Revision der 
Prognose durch den unabhängigen Arbeitskreis 
,Steuerschätzung' zurück (vgl. Tab. I). Darin ist 
gleichermaßen der Konjunkturaufschwung seit 
2006 positiv eingeflossen, wie auch eineVerbes- 
serung derTrend- bzw. Potentialentwicklung un- 
terstellt wird. So hatte das nominelle Bruttoin- 
landsprodukt (B1P)zwischen 2000 und 2006im 
Durchschnitt nur umi,g% proJahr zugenommen, 
während manfürdielahrezoo7-2011 immerhin 
mi t  einer deutlichen Erhöhung auf 3.2% rechnet. 
Bei einer Inflationsrate von 1.5 - 2% wären dies 
zwar weiterhin nur bescheidene 1.2 - 1.7% reales 
Wirtschaftswachstum pro Jahr, aber immerhin 
dochdeutlich mehrals in den ersten 6Jahren des 
Jahrzehnts. In die Steuerschätzung sind also die 
positiven Wachstumssignale des letzten Jahres 
und auch bereits beschlossene, steuerlich wirk- 
sameMaßnahmeneingegangen, nicht aber mög- 
liche weltwirtschaftliche Risiken einer massiven 
Doliarschwäche oder Risiken von Finanzkrisen. 
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Gesamt 1 2080.3 1 2259,5 (2873.7) I 179.2 

Tab.:Verglelihder Steuerrrhatiungen im November 2006 und Mai 1007 

Optimales Haushaltsdefizit? 
Was ist so verlockend an einem Haus- 
halt ohne Neuverschuldung? 

Zweifellos sind Prognosen immer mit besonde- 
ren Risiken verbunden und eine Überbewertung 
gegenwärtiger Entwicklung kaum vermeidbar, 
wichtiger sind diefinanzpolitischen Konsequen- 
zen, die gezogen werden. Wie also sollte die Fi- 
nanzpolitik auf die unter~tellten~günstigen Rah- 
rnenbedingungen reagieren? Um Antworten auf 
diese Fragezufinden,soll zunächst einmal unter- 
sucht werden, ob es etwas wie ein ,optimales'öf- 
fentliches Haushaltsdefizit oder eine ,optimale' 
Staatsverschuldunggibt?Tatsächlich Iässt sich so 
etwas bestimmen: Dazu wollen wir zu allererst 
definieren. was untereiner,nachhaItigen'Finanz- 
politikverstanden werden soll. Nachhaltigkeit be- 
schreibt eine Situation, in der eine Staatsschul- 
denquote über den Konjunkturzyklus hinweg 
konstant verbleibt - und diese Konstanz signali- 
siert den Finanzmarktteilnehmern, dass die of- 
fentlichen Finanzen keineswegs .aus dem Ruder' 
laufen. FürwelcheSchuldenstandsquoteman sich 
dabeientscheidet, hängtvonden Präferenzender 
Wähler oder externen Vorgaben ab:So lässt sich 
leicht zeigen, dass eine höhere Schuldenstands- 
quote leichter stabilisiert werden kann, anderer- 
seitsauch aufgrund höhererZinszahlungserforder- 
nissewenigeraktiven Handlungsspielraum zulässt. 
Wir müssen uns aber gar nicht weiter mit einer 
theoretischen Begründungeinersolchen .optima- 
Ien'Staatsschuldenquote aufhalten, denn in der 
Europäischen (Währungs-)Union haben sich die 
Ländern im Rahmen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspaktesaufdieStabilisierungeinerSchulden- 

quote von 60% am BIP geeinigt.Wichtig hierbei 
ist,dasseinesolcherart definierteNachhaltigkeit 
der Finanzpolitik ein strukturelles Haushaltsde- 
fizitvonz-3%des BIPzulässt,jenachdemwie hoch 
das nominelleTrend-Wachstum unterstellt wird 
(3-5%).Derstruktureile Haushalt eines EWU-Mit- 
giiedslandes mussalso keineswegsausgeglichen 
sein, um Nachhaltigkeit sicherzustellen. 

O Der künftige Kurs der Haushaltspolitik 

Was heißt dies alles nun für die mittelfristige 
Finanzpolitikdes PeerSteinbrück?ZweifellossolI- 
teder konjunkturelle Aufschwungdazu genutzt 
werden, die zyklische Überschreitung der 60%- 
Verschuldungsgrenze aus den zurückliegenden 
Jahren der Stagnation wieder abzubauen -die 
.automatischen Stabilisatoren'müssen auch im 
Konjunkturaufschwunggreifen.Dasstrukturelle 
Defizit muss aber keineswegs auf Null reduziert 
werden. Eine solchermaßen als,Konsolidierung' 
verkaufte Finanzpolitik vergibt unnötigerweise 
Handlungsspielräumederöffentlichen Hände.Ob 
die impliziten gesamtwirtschaftlichen Nachfra- 
geausfälle durch private Konsum- oder investiti- 
onsnachfrage kompensiert wird (so genanntes 
,Crowding-in') isttheoretisch undernpirisch höchst 
fraglich. Die Folge wäre eine Dämpfung der kon- 
junkturellen Entwicklung.Viel besserwärees,wenn 
die HandlungsspielräumeeinerstrukturelienVer- 
schuldungvon 2-3%des BIPfüreine bitter nötige 
Erhöhungderöffentlichen Investitionenverwendet 
würden. 

D Arne Heirc, irt Pmferrot fürVolkrwiitrthaffilehrean der Univer- 
ritat Hamburg. 
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,,ParaIleIgeseIIschaften" 
oder Deutsch-Türken? 

In den letzten Jahren fand vermehrt der 
Terminus,,ParalielgeselischafY Eingang in 
die politischen (1ntegrations)DebattenEr 

fokussiert sich auf dieethnische, kulturelle oder 
religiöseseggregation und reflektiert die Annah- 
me. dass sich türkischstämmige - oder andere, 
mehrheitlich muslimische-Migrantlnnen ausder 
deutschenGesellschaftzurückziehen würden,um 
ihre eigene,,GeselischafY mit sozialen, religiösen 
und kulturelien Aktivitäten wie auch Wertekanon 
zu schaffen.AisArgumentationsbasis dienen die, 
vor allem in Großstädten, wie Beriin oder Köin, 
vorhandenen gesellschaftlichen Räume mit fast 
ethnisch homogenenund sozialen Strukturen.Dort 
kann die türkische Minderheit ihren Alltag kom- 
plett innerhalbder,,türkischen Community"ver- 
bringen -vom täglichen Einkauf bis hin zum 
Arztbesuch.DieseArtder„ethnischen Selbstorga- 
nisation" begünstigt in derTat einen Rückzug in 
die eigene ethnische Gruppe.Allerdings wärees 
kurzsichtig daraus den Schluss zu ziehen, dass 
Türken (oder Muslime im Ailgemeinen) sich ge- 
genüber der deutschen Mehrheitsgesellschaft 
isolieren würden. Noch fatalerwäreesvon einer 
generellen lntegrationsverweigerungdertürkisch- 
stämmigen Minderheit zu sprechen.Um das Phä- 
nomen der .,Parallelgesellschaften" zu erklären, 
muss man analysieren,welche Hintergründe ihre 
Entstehung begünstigen und welchen Zwecken 
sie dienen. Dabei müssen zwei Komponenten be- 
rücksichtigt werden: das identifikatorische und 
soziale Moment. 

Das identifikatorische bezieht sich aufdie 
gefühlteAblehnungder Migrantlnnen sei- 
tens der deutschen Mehrheitsgesellschaft 

die ihren Ausdruck findet im stetigen Rückgang 
der Einbürgerungszahlen.Hintergrund ist dieeth- 
nische Diskriminierung und politische Exklusion 
durch das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht, 
deren ParameteraufHerkunft(Ethnie und Kultur) 
basiert.Die Folgeist eineunzureichende politische 
Repräsentation (und damit Einflussmöglichkeiten 
auf die politische Agenda der Entscheidungsträ- 
ger) der Migrantlnnen.Zwardeutetesich mi t  der 
Reform des Zuwanderungsgesetzes von 2oooein 



Magazin N N N 

Paradigmenwechsel in der deutschen integrations- 
politik an und die Realität einer Einwanderungs- 
gesellschaftschien sichallmählichdurchzusetzen. 
Dennoch hält sich weiterhindasSelbstverständnis 
der deutschen ,,Kulturnation".da auch das gegen- 
wärtige Staatsangehörigkeitsrecht aufder Prämis- 
se basiert, dass die Einbürgerung das Ende und 
nicht den Anfang des lntegrationsprozesses dar- 
stelle. An dieser Stelle muss die Frage gestellt 
werden,wie erfolgsversprechend es ist,dass sich 
Migrantlnnen integrieren,wenn ihnenfundamen- 
tale Partizipationsrechtevorenthalten werden und 
sie keine politische Repräsentation genießen? 

Der andere Aspekt ist,dass,.ParaIlelgesell- 
schaften"vorallem unterden Bevölkerungs- 
gruppen und Milieus entstehen, die als 

,.Unterschicht" kategorisiert werden und soziale 
Brennpunktedarstellen.Die politischen Debatten 
missachtenden Zusammenhang,wieArmut und 
ethnischeDiskriminierung zueinersozialen Exklu- 
sionführen und die unterprivilegierte Klasse-da- 
runterviele,,Gastarbeiter" und ihre Nachkommen 
- i n  ein gesellschaftliches und soziales Vakuum 
katapultieren.lnnerhalbder,,türkischen Parallel- 
gesellschaften" herrscht eine überdurchschnittlich 
hohe Quote der Arbeitslosen und Sozialhilfeemp- 
fänger (die fast drei Mal höher ist als unter Her- 
kunftsdeutschen). 

Im Gegensatzzurersten.zeichnet sichein 
Teil der zweiten und dritten Generation 
durch eine bessere Schul- und Berufsbil- 

dung sowie Sprachkenntnissen aus. Ihre Partizi- 
pationschancen in der deutschen Mehrheitsge- 
sellschaft sind höher, wenngleich systemimma- 
nente Schranken noch immer vorhanden sind. 
Diese Generationen fühlen sich sowohl zurTürkei 
alsauch zu Deutschland zugehörig unddefinieren 
sich alsdeutsch-türkisch. Die Interaktion zwischen 
ihnen und der deutschen Mehrheitsgesellschaft 
ist stärker, u.a. aufgrund der Tatsache, dass sie 
entweder in Deutschland geboren oder größten- 
teilsin Deutschlandsozialisiertwurden.ImGroßen 
und Ganzen ist diese Gruppe derjungenTürken 
in der Mehrheitsgesellschaft besser integriert und 
weniger marginalisiert als die erste Generation, 
was sich auch an der höheren Bereitschaft zur 
Einbürgerung zeigt. 

Doch ist das nur einTeil derjüngeren Migran- 
tlnnen. Der weitaus größere hat geringere Parti- 
zipations- und damit Integrationschancen. Dies 
t r i f i t  vor allem für die zu, die weder einen Schul- 
abschluss noch eine Berufsausbildung haben (ca. 
40 Prozent).Unter ihnen ist auch dieTendenz,sich 
in ethnisch homogene Strukturen zurückziehen. 
bei weitem stärker. - 

b 

Die..tv~ischen"türkischstämmieen Mierantln , , 
nen der ersten Generat on (ca e n V ertell naben 601 -  n.in'o!? 21-  J . r n i  

einescn echreScn~ -Lna Ber-fsa.so d ~ n g  e nen '-' 

nearigen sozia en Stat-r ..nd schlrcnrr De,tscn. 
kennrn sse nrecnancen a ~ f  soz'aIeM~o' trat ~ n a  
gesellschaftliche Integration sind gering. Siefüh- 
len sich eher zurTürkei zugehörig alszu Deutsch- 
land und halten sich eine Rückkehr in ihreHeimat 
offen.Die Bereitschaftzur Einbürgerungist inner- 
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Aufgrund der sozialen Stigmatisierung und der 
ethnischen DiskriminierungseitensderMehrheits- 
gesellschaft bleibt ihnen oftmals keine Alterna- 
tive, als sich in ihre ethnische ,,Community" zu- 
rückzuziehen.Diese gesellschaftlich Abgehängten 
nutzen ethnische Selbststrukturen als einen so- 
zialen Platz, wo sie akzeptiert sind, ihren Frust 
abbauen und alternativeTeilhabechancen wahr- 
nehmen können; in diesem Sinne fungiert ihre 
,,ParaIlelgesellschaft"aIsstabilisierender Faktor,da 
sieihnen..Sinn,identität und Selbstbewusstsein" 
vermittelt! 

von kulturellen Lebensformen,ethnischen Gruppen, 
Religionen und Weltanschauungen. Der einzige 
Weg, der Herausforderung einer pluralistischen 
Gesellschaft zu begegnen und die Erfordernisse 
zuerfüllen,ist,neue Politikansätzezuformulieren, 
diediesoziale, kulturelle und politischeExklusion 
der ethnischen Minderheiten vermeiden.Das wird 
den ethnischen Minderheiten die Möglichkeit 
eröffnen,als vollwertige und gleichberechtigte 
Mitgliederzu partizipieren unddazu beitragen.die 
Spannungen zwischen derMehrheitsgesellschaft 
und den Minderheiten abzubauen. 

D A s i y e  Öztürk, promoviert derzeit an der Univcrritäf Bonn und iit 
Mitglied imiu5o-landeruorifand NRW,rie lebt in Bon" 

VpiMatthiar MicvriiraniWa1ter:integration durch Separation. Zur 
~ ~ n d ~ ~ i ~  der . . ~ ~ ~ a ~ ~ e ~ g ~ ~ e ~ ~ ~ r h a n e n " .  ,n: Blatter fur deutsche und 

Die Mehrheit der jungenTürken definiert sich i n t e r n a t i o n a l e ~ o l t i k . ~ t ~ o o ~ , s . 8 7 - 9 ~ ~ 9 2  . - 
als Deutsch-Türken und wird in Deutschland blei- 
ben.lhreZahl wird ansteigen und siewerdenvon 
der Mehrheitsgesellschaft mehr Repräsentations- 
und Partizipationsrechte einfordern. Schon jetzt 
ist der Trend zu beobachten, dass sich Migrant- 
Innenverstärkt zusammenschließen,Verbände und 
Vereinegründen,um ihre Anliegen besserartiku- 
lieren und interessen effizienter vertreten und 
einfordern zu können. I 

Der Erfolg des lntegrationsprozesses hängt von 
verschiedenen Faktoren ab und setzt in erster Linie 
einen starken politischen Willen der Entscheidungs- 
trägervoraus.Zunächst ist ein dringender Bedarf 
an konstruktiven Politikansätzen nötig.Verbesser- - 
tezugangsbedingungen zumArbeitsmarkt,mehr 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 

jungeMigrantlnnen sind nureinige mögliche Maß- 
nahmen. um die soziale (und gesellschaflliche) 
Mobilität zu gewährleisten. In diesem Zusammen- 
hang kommendie politischen Diskurse nicht umhin, 
Instrumente der positiven Diskriminierungfür Mi- 
grantlnnen aufdem Arbeitsmarkt zu diskutieren. 

Desweiteren muss die Einsicht.dass Deutsch- 

Mit Beiträgen von 
Elke Ferner, 

' Dierk Hirrchel, 
I Clavs MBller, 
j Hermann Scheer, 
! ~ n d r e a  vpriianti. 

Heidematie 
i Wieczorek-Zeul. 

Chrirtoph Zöpel 
..i.ii<.~u<D und vielen anderen 

land ein Einwanderungsland ist,überein Lippen- 
bekenntnis hinausgehen und seinen Niederschlag 
finden im Staatsangehörigkeitsgesetz. Deutsch- 
land isteine pluraleGesellschaft mit einervielzahl 



Magaz in  .H 

In der spwis4 kritisierte Reinhold Rünker 
die Forderung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens (BGE) und setzte das 

Ziel derVollbeschäftigung dagegen. Sein Artikel 
enthält idealtypische Argumente. die aus dem 
sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Spektrum 
in letzterZeit häufigergegen das BGEeingebracht 
wurden.lm Folgenden sollen einige dieser Argu- 
mente kritisch betrachtet werden. 

Das Vol lbeschäft igungs-Ziel 

DasZitat im SPD-Grundsatzprogramm-Entwurf 
..Jemehr Menschen in Arbeit sind,desto höher ist 
unser Wohlstand" setzt Rünker in Gegensatz zu 
einer aktuellen linken Debatte.diezurAbkehrvom 
Vollbeschäftigungsziel rate. Diese Debatte setzt 
ergleich mit der Diskussion zum EndederArbeits- 
gesellschaft und kommt zu dem Schiuss,dass kei- 
ne Krise der Arbeitsgesellschaft, sondern eine des 
klassischen Normalarbeitsverhältnisses vorläge. 

Emanzipation durch 
oder von Arbeit? 

I Vol lbeschäf t igung is t  ke i n  emanz i -  

patorisches Ziel. bedingungsloses 

Grunde inkommen  k ö n n t e  es sein 

von  Mark Unbehend .. 
zung man dabei gelangt. kann die Frage,obVoll- 
beschäftigung wünschenswert ist, so oder so be- 
antwortet werden! 

D ie  Bef re iung  (von) de r  Arbeit !  

Rünker meint,dass am ZielVollbeschäftigung 
festzuhalten sei,obwohI er anmerkt:,,Und dass 
es in Zukunft tatsächlich für jeden. der eine Er- 
werbsarbeit sucht.auch einenVollerwerbsarbeits- - 
platz geben wird, kann seriös nicht versprochen 
werden."Wirsollenalsoetwasanstreben,obwohl 
es unerreichbar scheint! Warum eigentlich? 

Es geht dabei im Kern um die Bewertungvon 
Arbeit. Das macht der Autor wie folgt deutlich: 
.,Dennoch ist es sinnvoll und !ohnenswert,am Ziel 
.Arbeitfür aIle'fest zu haIten:Arbeit ist dieGrund- 
lagefürgesellschaftliche Reichtumsproduktion." 
Arbeit sei die Basisfür menschliches Selbstwert- 
gefühl und für soziale Anerkennung. 

Dochübersiehterdabei,dassdieFrage,obVoll- Argumentiert wird dabei so: Die Menschen 
beschäftigungein wünschenswertes Ziel ist, kei- wollen doch arbeiten! Siewollen Sinn und Integra- 
neswegsgleich bedeutend ist mi t  derThese.der tiondurchArbeit.Dasistaberein gesellschaftliche 
Arbeitsgesellschaft ginge die Erwerbsarbeit aus. VeränderungausschließendesArgiiment.Als hätte 
Im ersten Fall geht es um Werte. ums Menschen- man vor der Einführung des Frauenwahlrechts 
bild und um den Arbeitsbegriff Die zweiteThese einerlm Frauenrechtlerin entgegnet,,Frauen woi- 
ist eine rein deskriptive.Egal zu welcher Einschät- len eben nicht wählen,denn sie wählenja nichtl" 

b 
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In einer Gesellschaftsform. in welcher der Bedingungslosigkeit und Arbeitszwang 
Mensch erst lohnabhängig gemacht wur- 
de und nun Lohnarbeit ;urgesellschaftli- 

chenTeilhabe braucht,ist derWunsch nach Lohn- 
arbeit nicht gleich zu setzen mit einem mensch- 
lichen Grundbedürfnisdanach.Wenn Linkeeinmal 
der anthropologischen Grundannahme zustim- 
men sollten,dass,.das" menschliche Wesen einer 
abhängigen Lohnarbeit bedürfe, um sinnvoll leben 
zu können, dann hätten wir jegliche emanzipa- 
torische Handlungsoption zur Überwindungder 
kapitalistischen Verhältnisse verloren. 

Genauda liegt dasProblem,wenn sich SPD und 
Gewerkschaftengegenüberder BGE-ldeesperren. 
Die Grundannahme des Menschen als Arbeits- 
Wesen ist für sieeineselbstverständliche.Der Un- 
terschied zwischen sinnvoller autonomerTätigkeit 
und fremdbestimmter Lohnarbeit wird oft  ver- 
wischt.Arbeit und Kapital werden nicht als Kate- 
gorien des Kapitalismus gedacht, sondern als per- 
sonalisiertes und dualistisches Gegensatzpaar. 
Arbeit gegen Kapital folgt Arbeiter gegen Kapi- 
talist.Arbeitersind aufder Seiteder Arbeit! Arbeit 
ist perse nichts Schlechtes,sondern nurentfrem- 
det.Esgeht also um die Befreiungder Arbeit,die 
in diesem Denken eins ist mit der Befreiung der 

- Lohnabhängigen. Befreiung von Arbeit wird un- 
denkbar. 

Ein weitererzentraler Punkt Ist die Bedingungs- 
losigkeit,das B im BGE.Als2004HartziVverkün- 
det wurde, gründete sich das Netzwerk Grund- 
einkommen.EinJahrzehnte anhaltender Diskurs 
institutionalisiertesich. Das Netzwerkformulier- 
te vier Kriterien an ein BGE, U. a.: keine Bedürftig- 
keitsprüfung und kein Zwang zur Arbeit. 

Diese Forderungenscheinen nicht mitdem 
soziaidemokratisch-gewerkschaftlichen 
Tenor protestantischer Arbeitsethikverein- 

bar zu sein. Doch so richtig wird das B im BGE 
dabei nichternstgenommen.Zwei Argumentevon 
Rünkermachen diesdeutlich: Das Grundeinkom- 
men führe zur Ausdehnung des Niedriglohnsek- 
tors und habeeinen Kombilohn-Effekt.Diesesind 
bewusst gewählt, um das BGE als Arbeitgeber- 
Forderung zu diskreditieren. Die vielfältige BGE- 
Debattesoll alsarbeitgeberdominiert erscheinen, 
verkürzt auf die noch jungen Modeilevon Unter- 
nehmerWernerundCDU-PolitikerAlthaus.umdie 
gesamte Debatteabzulehnen.Die linken BGE-Be- 
fürwortererscheinen dannals nicht ernst zu neh- 
mendeträumerische Randgruppe unddieeigene 
Untätigkeit ist gerechtfertigt In allen Bundestags- 
Parteien werden gerade BGE-Konzeptediskutiert, 
außer in der SPD! 
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Die Kombilohn- und Niedriglohn- 
sektor-Argumente 

Tatsächlich hängtesvon der Ausgestaltungdes 
BGE ab.obeszuden befürchteten Effekten kommt. 
Je nachdem,welches Konzept sich durchsetzt-gäbe 
es einen versteckten Arbeitszwangodereben nicht. 
Dieentscheidenden Kriterien nenntdasNetzwerk 
Grundeinkommen: Die Höhe.die Freiheit vom Ar- 
beitszwang und die Bedingungslosigkeit. 

Beide 0. g. Argumente ignorieren diese 
Kriterien. Behauptet wird.das BGE führe 
zu einem Druckaufdie unteren Lohngrup- 

pen und zu sinkenden Löhnen.Genau dasGegen- 
teil wäre beieinerwirklichen Abkehrvom Arbeits- 
zwang, d.h. einem ausreichend hohen BGE der 
Fall. Menschen könnten. wenn ihnen die Lohn- 
höhe oder die Art der Arbeit nicht passt.einfach 
Nein dazu sagen - und das erstmals,ohne ihre 
Existenz zu gefährden.Menschen könnten Lohn- 
arbeit nachgehen,müsstenesaber nicht! Wäre 
also ein BGE soausgestaltet, wievom Netzwerk 
gefordert, wären Kombilohn- und Niedriglohn- 

0 Sozialismus oder  Barbarei? 

Mussein gewerkschaftlicher Standpunkt also 
unbedingt Vollbeschäftigung und .,Arbeit für alle" 
beinhalten? Sollten wir nicht angesichtsdes Reich- 
tums eher ,,Alles für alle" statt .,Arbeit für alle" 
fordernlwäredas nicht mit einem BGEviel leich- 
ter?,.Lohnarbeit für alle" und Vollbeschäftigung 
sind Forderungen,die-mit AndreGorz-die He- 
teronomiesphäre ausweiten und Autonomie ein- 
schränken.Gorz forderte in den 8oer und goer 
Jahren Arbeitszeitverkürzung und -urnverteilung 
und lehnte das BGE ab.1997 wurde er zum BGE- 
Befürworterund begründetediesdetailliert-ex- 
plizit als gewerkschaftliche Position! 

,,Arbeit,Arbeit,Arbeit" ist keine emanzipa- 
torische Forderung. An Bedingungen für 
sozialeSicherung festzuhalten, bedeutet, 

Menschenrechte (z.B.dasaufgesellschafilicheTeil- 
habe) mit Pflichten zu verbinden. Das BGE über- 
windet den Kapitalismus nicht, könnte abereine 
freiere Perspektive bieten. in der ein Nachdenken 
darüber wieder möglich wäre. - 

argument hinfällig. 

Vergesel lschaftung durch  Lohnarbei t  c+~=r r  ..o.h..a c ~ i m  r o , c o g ~ .  " > , r r c i c i  s r i e i b a . i ~ i  
i r C c i ~ i : 1 ~ ~ 8 . . i l ~ ~ . p c ~ - i r c r ~ r ~ o r ~ t  A S  r? n ~ r .  n 

~ i j ~ k ~ ~  betont die ~ ~ d ~ ~ t ~ ~ ~ ~ ~ ~  ~ ~ h ~ ~ ~ b ~ i t  Replik zu Reinhold R'ünker..Vollberrhdnigung bleibt unser Ziel!". in: 
rpw 2i2oa7,s.,4-,7 

fürsoziale AnerkennungalsvermeintlichesArgu- 
ment gegen ein BGE. Das ist absurd! Keinle BGE- Literatur 

~ a r i . ~ n d r e  ji994): ~ r i t i k  der okonomlschen vein~nn. sinnfragen Befürworterln würde das anders sehen. Dennoch „ Endederarbeitrgeiellrchan 
bleibt die Frage, ob es wünschenswert ist, ob es . Gon,Andre j2ooo):Arbeit2wli~hen Mireieund Utopiejdeutrrhe 

Aurgabe,i"fo.:i99,1 
unserziel ist.dassgesellschaftlicheTeilhabe und ~ ~ f ~ ~ ~ ~ ~ .  P ~ U I  1~883): nar m h t  auf ~ ~ ~ ~ h ~ t .  widerlegung der 

soziale Anerkennung V. a. über den Sektor der f;,"2:"8,t,fY;;;i:~f~an P „i,5, Phillppe (ioos): Givndein~ - 
Lohnarbeitentschiedenwird?Esistgeradezuwahn- k ~ m m e n f u r a ~ ~ e ? ~ e ~ ~ h i c h t e u n d z u k u n ~ e i n e i r a d i k a ~ e n ~ ~ ~ r ~ h ~ ~ ~ ~ ~  

witzig, wenn .,gesellschaftlichem Teilhabe V. a. in 
derSphäreder~ohnarbeitverortetwird,dieasym- 
metrisch,undemokratisch, privatwirtschaftlich und 
nach kapitalistischerVerwertungs- und Profitlogik 
organisiert ist. 
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lnvestitionen in die Jugend 

BarrososThink-Tank entdeckt 

die Akkumulation des Humankapitals 

von Dör te  L iebetruth 

.B 

"lnvesting in youth:an empowerment stra- 
tegy" lautet der Titel einer umfassenden 
Analyse,die das,,Bureau of European Poli- 

cyAdvisors"(BEPA) im April 2007~~rSituationvon 
Jugendlichen in Europavorgelegt hat.BEPAist eine 
Generaldirektion der Europäischen Kommission 
und direkt Kommissionspräsident Barroso unter- 
stellt.DerThink-Tank berät den Präsidenten und 
die Mitgliederder Kommission inverschiedenen 
Politikbereichen der Europäischen Union, insbe- 
sondereauch beiQuerschnittsthemen.und spricht 
Empfehlungen aus. Die nun veröffentlichte Ana- 
lysespiegelt zwarnicht unbedingt injedem Punkt 
die offizielle Meinung der EU-Kommission wider, 
sie gilt aber dennoch als wichtige Grundlage für 
die Gestaltung der künftigen Jugendpolitik auf 
europäischer Ebene. 

Frühe lnvestitionen entscheidend 

Ausgangspunkt des BEPA-Papiers ist die be- 
kannte Feststellung,dassdieJugend dieZukunft 
sei.Als Gründe sich eingehend mi t  demThema 
Jugend auseinander zu setzen, nennen die Au- 
torinnen und Autoren die demographischenTrends, 
schnellegesellschaftlicheVeränderungen und die 
besorgniserregende Situation,was so unterschied- 
liche Bereiche wie politische Partizipation,Gesund- 
heit,Kinderarmut und Bildungin Europaangeht. 
Obwohl sich dieaktuelle Lage innerhalb der Euro- 
päischen Union heutezumTeil stark unterschei- 
de,warten nach Meinungder Autoren langfristig 
gemeinsame HerausforderungenaufdieMitglieds- 
staaten.Verbindendes Ziel müssedas,.Empower- 

ment" junger Menschen sein: Hinter dem Begriff 
steht denverfassernfolgend die Idee,jungeMen- 
schen zu befähigen, das Beste aus den ihnen je- 
weils zurVerfügung stehenden Möglichkeiten zu 
machen. Erreicht werden könne dies nur durch 
frühe lnvestitionen in Kinder und Jugendliche. 
Frühe lnvestitionen seien entscheidend für die 
Akkumulation von Human- und Sozialkapital im 
Lebensverlauf,stellt dieAnalysefest.Sie können, 
soheißt es,KinderundJugendliche befähigen,ihr 
Leben selbst in die Hand zu nehmen, mit Verän- 
derungen umzugehen und sich zu ,,involvierten 
undeffizienten Bürgerinnen und Bürger"zuent- 
wickeln.Frühe lnvestitionen habendenVerfassern 
zufolge präventive Wirkung und seien sowohl ef- 
fizient als auch gerecht. Getätigt werden sollen 
die lnvestitionen nach den BEPA-Vorstellungen 
sowohl von jungen Menschen selbst,ihren Eltern, 
Schulen,Sportvereinen usw Politisch seien dafür 
sowohldie EU.dieMitgliedsstaaten und z.T.sogar 
die Kommunen verantwortlich. 

Jugendpolitik als Querschnittsaufgabe 

Das Papier begreift Jugendpolitik als Quer- 
schnittsaufgabeverschiedenster Politikbereiche 
und nennt als fünf Prioritäten einer künftigen 
jugendpolitischen Strategie: (1) das Wohlergehen 
von Kindern. (2) Gesundheit, (3) Bildung, (4) Be- 
schäftigung und (5) gesellschaftliche Partizipa- 
tion.lm folgenden werden diezentralen Empfeh- 
Iungen des BEPA-Berichts zu diesen fünf Bereichen 
dargestellt. 
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B In Bezug auf das Wohlergehen von Kindern 

wird empfohlen: 
CI den tatsächlichen Zugang zu qualitativ hoch- 

wertigerfrühkindlicher Bildungund Betreuung 
füraIleKinderimVorschulalter beivergleichba- 
ren Standards in Europa voranzutreiben; 

CI eineweitreichendeStrategiezurBekämpfung 
von Kinderarmut zu entwickeln; 
effiziente Einkommenstransfersfür bedürftige 
Familien ZU identifizieren und eine Diskussion 
über eine europäische Ausbildungshilfe („en- 
dowment") zu starten; 

CI die Gleichstellungder Geschlechter als Hebel 
zu nutzenrum Kinderarmutzu bekämpfen und 
das Wohlergehen von Kindern zu fördern; 
daswohlergehenvon Kindern und Jugendlichen 
durch die Herausgabeeinesjährlichen Berichtes 
zu beobachten. 

Im  Bereich Gesundheit nennen die Autoren 
Alkohol, Fettleibigkeit und psychische Proble- 
meals zentrale Herausforderungen,mit denen 
sich die Politik in Europa auseinandersetzen 
müsse.Schiießlich stelleGesundheiteinen wich- 
tigenTeil von Humankapital dar. Die Analyse 
empfiehlt: 
zahlreiche Interessengruppen zusammenzu- 
führen undjungeMenschen selbstverantwort- 
[ich mi t  einzubeziehen; 
verschiedenePolitikenzukombinierenstattsich 
mit Einzelthemen auseinander zu setzen; 

CI öffentliche Aufmerksamkeit zu gewinnen um 
Gruppendruck unter Gleichaltrigen zu erzeu- 
gen. 

H Im Bereich Bildung unterscheidet BEPA-Analy- 
Se zwischen der„verpflichtenden Bildung" und 
dem Bereich der-höheren Bildung". Was die 
verpflichtende Bildung angeht, wird gefordett: 

CI das Schuleingangsalterzuverringern und bei 
Investitionen in frühkindliche Bildung den Er- 
werb von Schlüsselqualifikationen besonders 
zu berücksichtigen; 

CI öffentlich-privatePartnerschaftenfürSchulen 
zu schaffen.wobeidieSchulen im wesentlichen 
öffentlich finanziert bleiben und ihr Erfolgstaat- 
lich kontrolliert werden, dies aber mi t  einer 

weitgehenden Eigenständigkeit der Schulen in 
Bezug aufVerwaltung.Ressourcen und Unter- 
richtsinhalte einhergehen soll; 
dieQualifikation der Lehrkräfte und ihre Arbeits- 
bedingungen zu verbessern und sodie Attrak- 
tivität des Lehrerberufs zu erhöhen; 

CI die Integration in Schulen zu verbessern und 
die u.a. in Deutschland übliche frühe Auftei- 
lung in verschiedeneSchultypen zu beenden, 
da sie besonders benachteiligtenlugendlichen 
schadet; 
Schulabbrechern mit Hilfe spezieller Schulen 
(hier wird auf ein in den goerlahren gestarte- 
tes Projekt der EU-Kommission Bezuggenom- 
men) zweite Chancen zu geben; 
sichfürengeVerbindungen zwischen Bildungs- 
institutionen und Arbeitgebern einzusetzen, 
insbesondere in Bezugaufdie Anerkennungvon 
Qualifikationen einzusetzen; 
ein zweistufiges EU-weitesTestsystem zuden 
Fähigkeitenvonschülerinnen und Schülern im 
Grundschul-und im Bereichderweiterführen- 
den Schülen einzuführen. 

H In Bezugauf dienhöhere Bildung"empfehlen 
die Autorinnen und Autoren: 

CI Studiengebühren inVerbindung mit Anleihen, 
deren Rückzahlungvom späteren Einkommen - 
der Studierenden abhängig sein soll, und,,groß- 
zügigen Stipendien und Förderprogrammen" 
einzuführen; 

CI den Zugang zu Universitäten durch verbesser- 
te Informationen und Orientierungsmöglich- 
keiten in Schulen zu verbreitern; 

CI die Finanzierung der Universitäten durch öf- 
fentliche und privateGelder langfristig abzu- 
sichern und die Art der Führung von Univer- - 
sitäten an diejenige moderner Unternehmen 
anzupassen; 

CI EU-Kriterienzuentwickeln.umdie Leistungvon 
Universitäten mit Hilfe von deren jeweiligen 
Absolventlnnen zu vergleichen; 

CI dieMobilitätvon Studierenden durch Program- 
me wie Erasmus zu stärken. 
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D Für den Bereich Beschäftigungsetzt derihink- 
Tank darauf: 
die Koordinationzwischenallgemeinen und be- 
ruflichen Biidungsinstitutionen zu verstärken; 
duale Ausbildungsansätze zu verstärken und 
vieleunterschiediicheWegeindenArbeitsmarkt 
zu ermö~lichen; 

sechs Monate nach demveriassen der Schule 
noch arbeitslos sind; 
ein effizienteres System zur sozialen Absiche- 
rungjunger Menschen zu entwickeln; 
einen Bericht überlugend unddenSozialstaat 
zu erstellen und das Verständnis von Jugend- 
armut durchdie regelmäßigeVeröffentlichung 
differenzierter Statistiken zu verbessern. 

CesellschaitlichePartizipation sieht dieBEPA- 
Analyse als Quelle des sozialen Kapitals, das 
notwendig sei, um Humankapital effizient zu 
nutzen. Sie stärke zum einen die Demokratie, 
zum andern trage sie wesentlich zum Erfolg 
vonVolkswirtschaffen bei.In Bezugauf gesell- 
schaftliche Partizipation fordert das Papier: 
schon in einem frühen Alter in Schulen eine 
Kultur derTeilhabe zu fördern; 

- jungeMenschen mitden Rechten und Ressour- 
cen auszustatten,Verantwortungfürsich selbst 
und die Übergänge von einer Lebensphase in 
die nächste zu übernehmen; 
politische Parteien und Entscheidungsstruk- 
turen ZU ermutigen,jungeMenschenverstärkt 
zu repräsentieren; 
den Erwerb sozialer Fähigkeiten im Lehrplan 
von Schulen und Universitäten zu berücksich- 
tigen; 
dasSprachenlernen konsequent schon ineinem 
frühen Alter beginnen zu lassen und soziaies 
Kapitaldurch europäischeAustauschprogram- 
me zu fördern; 
sozialkapitalbezogenestatistischelndikatoren 
weiterzuentwickeln und anzuwenden. 

Eine effiziente und gerechte Strategie? 

lnvestitionen indielugend werden in der BEPA- 
Analyse als notwendige Zukunftsinvestitionen 
aufgefasst,die sowohl die Zukunftschancen ein- 
zelner als auch die gesamtgesellschaftlichen Zu- 
kunftsperspektiven verbessern. Dass Kommissi- 
onspräsident Barrosodies und nicht die Forderung 
nach rücksichtsloser Haushaltskonsolidierungvon 
seinen Beraterinnen und Beratern ins Stammbuch 
geschrieben bekommt, ist zunächst einmal zu 
begrüßenMehrfach betont das Papier,dassfrühe 
lnvestitionen in junge Menschen effizient und 
gerecht seien. Die Begründung.dassjederspätere 
Schritt beim Erwerb von Human- oder Sozialka- 
pital aufallen vorherigen Schritten aufbaue und 
frühe lnvestitionen daher besonders lohnendsei- 
en.erscheint schlüssig.Selbst wenn man sich zu- 
nächst einmal aufdie rein ökonomische Logikder 
Autoren einlässt, ist deren Forderung nach Stu- 
diengebühren vor dem Hintergrund des großen 
geseilschaftlichen und wirtschaftlichen Bedarfs 
an Hochschulabsoiventlnnen nicht nachvollzieh- 
bar.Das Papier bleibt nämlich mehr als rätselhaft, 
wenn es darum geht, wie angesichtsvon Studi- 
engebühren und anderer Hürden die Studieren- 
denzahlen allein durch bessere Information und 
OrientierungsangeboteanSchulen deutlicherhöht 
werden sollen 

Grundsätzlich ist es positivzu beurteilen. 
dasssoziale und ÖkonomischeZiele nicht 
gegeneinander ausgespielt werden.Aller- 

dingswerden indieserjugendpolitischen Analyse 
junge Menschen tatsächlich nurdurch dieökono- 
mische Brille betrachtet. Immer geht es um die 
FrageJob eine Maßnahme-wie z.0. das Erkennen 
von Lernproblemen bei Schülerlnnen kosteneffizi- 
ent ist oder nicht.Kinder und Jugendlichewerden 
allein als Human- und Sozialkapital betrachtet. 
Demnach scheinenjungeMenschen nursoviel an 
lnvestitionen Wert zu sein, wie sie an späteren 
Gewinnen versprechen.Wo bleiben da soziale Rech- 
te, z.B.das Recht auf Bildung? Was ist mi t  behin- 
derten Kindern und Jugendlichen,deren Stärken 
meist menschlich aber nurselten monetärgewinn- 
bringend sind? 
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Das Papier ,.lnvesting in youth: an empower- 
ment strategy"enthä1t trotzeiniger problemati- 
scher Aspekte wie dem Plädoyer für Studienge- 
bühren und der Radikalität der ökonomischen 
Betrachtungsweise dennoch viele Forderungen, 
auf dieaus linker Sicht aufgebaut werden kann. 
Schlechtistesnicht,wennein nicht geradeals links- 
IastigverdächtigerThink-Tank in Deutschland ver- 
breiteteSchulsysteme mit Schulformentscheidun- 
gen im Alter von 10-12 Jahren offen kritisiert ... 

Perspektiven für die Jugendpolitik auf 
europäischer Ebene 

Die Rolle der EU sieht BEPA als Raum zum Er- 
fahrungsaustausch und zum gemeinsamen Fest- 
legen der politischen Agenda. Die EU könne die 
Politik anderer Ebenen dabei unterstützen. bereits 
vorhandene Ressourcen möglichst effizient zu nut- 
zen. Die EU-Strukturfonds sollen dem Papier fol- 
gend besser und weitergehenderfür Investitionen 
in die Jugend genutzt werden können. 

Wie i s t  die Analyse nun in dieJugendpolitikauf 
europäischer Ebeneeinzuordnen? Zurzeit bereitet 
die Jugendabteilung der Europäischen Kommis- 
sion eine Neuausrichtungder europäischen Jugend- 
politik vor. Nachdem in den vergangen Jahren zu- 
nächst dasThema gesellschaftliche Partizipation 
Jugendlicher und ab2005 mit dem,,Europäischen 
Jugendpakt", der Teil der Lissabon-Strategie für 
Wachstum und Beschäftigung istjauch die beruf- 
liche und soziale IntegrationjungerMenschen im 
Mittelpunkt standen.sollen diese Bereiche nun 
zusammengeführt werden.Hinweise auf mögliche 
Inhalte der zukünftigen EU-Jugendpolitik bietet 
das Papier,.lnvesting inYouth:an empowerment 
strategy". 

DDörteLicbetruth,irtfurdielurorairvize-spreherindeiDeufrrhen 
Nlionalkamteer für internationale lvgendarbeit aktiv. Sie lebt in 
Kirrhintelnund Berlin. 
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I Dokumentation 

/ Erbschaftsteuer reformieren! . 
(...)insgesamt sind im Jahr 2002 nach der 
Statistik 23 Milliarden Euro vererbt oder 
verschenkt worden. Nach Abzug der Frei- 

beträge blieben 17 Milliarden Euro zu versteuern. 
Dafürwurden 2.8Miiliarden EuroSteuernfestge- 
setzt - das sind im Durchschnitt zwölf Prozent 
des Erbes. 

Überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung nicht betroffen ... 

Reiche und ihre Lobbyversuchen ihre Privilegien 
mit Stimmungsmache zu sichern. Klar: Ihnen ist 
die Erbschaftsteuer ein Dorn im Auge. Aber auf 
die Politik lässt sich besser mit dem angeblichen 
interessevon angeblich breiten Kreisender Bevöl- 
kerungDruckmachen.ObwohI derallergrößteTeil 
der Bevölkerung keine Erbschaft steuer zahlen 
muss.Nurinetwa siebenvoniooTodesfäiien wird 
ein steuerpflichtiges Erbe hinterlassen.Stimmung 
gemacht wird mit der Sorge um „Oma ihr klein 
Häuschen".Bislang mussdafür in der Regel keine 
Erbschaftsteuergezahlt werden.verdi wili.dassdas 
auch mit der ReformderErbschaftsteuerimCrund- 
Satz so bleibt. (...) Ob jemand für eine Erbschaft 
Steuernzahlen muss-und wennjawieviel-hängt 
von zwei Faktoren ab:WieengdasVerwandtschafts- 
verhältniszu deroderdemverstorbenen und wie 
hoch die Erbschaft ist. Die Ehefrau,der Ehemann 
und Kinder haben hohe Freibeträge. Sie müssen 

- nur Steuern zahlen,wenn die Erbschaft höher ist 
als307000 (Ehegatten) bzw.205.000 Euro(Kind) 
-und nurfürdenTeii der Erbschaft, der überdem 
Freibetrag liegt.Außerdem sind sie in der günstigen 

- Steuerklasse I und zahlen niedrigereSteuersätze 
als entfernteverwandte. 

Wer zahlt heute Erbschaftsteuer? 

Die Erbschaftsteuerstatistik erfasst nur die Erb- 
schaften.bei denen Steuerzahlungen zu erwarten 
warenMehralsdie Hälfteder Einnahmen kamen 
von Erben,die nach Abzugvon Freibeträgen noch 
mehr als 5oo.000 Euro geerbt haben.Von der 
Anzahl der statistisch überhaupt erfassten Fälle 
waren dasjedoch weniger alsdrei Prozent.Erben 
von Kapitalvermögen (Aktien,Sparkonten.Bargeid 
usw.) tragen mit 62 Prozent den größtenTeil des 
Aufkommensder Erbschaftsteuer.Rund 30Prozent 
stammt ausGrundvermögen und nurknappacht 
Prozent aus Betriebsvermögen. Auch Erben von 
sehrgroßenvermögen zahlen nurwenigsteuern. 
Fast 80Prozent der Erbschaft können sie im Durch- 
schnitt behalten.Auf dem Papier liegt der maxi- 
male Steuersatz bei 50 Prozent-für Erbschaften, 
die höher als 25 Millionen Eurosind undan Nicht- 
Verwandtegehen.Praktisch kommt diesersteuer- 
satz nicht vor. Die Statistik unterscheidet nicht 
bei sehr hohen Erbschaften.Wer nach Abzugvon 
Freibeträgen mehralsfünf Millionen Eurogeerbt 
hat, musste darauf im Durchschnitt 22 Prozent 
Erbschaftsteuer zahlen.ver.di will eine höhere Be- 
steuerung bei sehr großen Erbschafien.Das ist auch 
in anderen Ländern so üblich. Die höchsten Steu- 
ersätze -30 Prozent bei nahen Verwandten und 
50 Prozent bei Nicht-Verwandten-sollen für Erb- 
schaften ab zehn Millionen Euro zu zahlen sein. 

Betriebsvermögen - 
erfolgreiche Unternehmerlobby 

Bisvoretwa i5Jahren haben die Erbenvon Un- 
ternehmen deutlich mehrsteuern bezahlt.Damais 
lag die Bewertung von Betriebsvermögen noch 
viel näheram tatsächlichen Wert der Betriebe.Un- 
ter der Kohl-Regierung gab es eine beispiellose 
Reihevon Begünstigungen.( ...) DieVergünstigun- 
gen zusammen genommen sorgen schon heute 
dafür, dass die Erbschaftsteuerbelastungfür Un- 
ternehmen in Deutschland gering ist. (...) Die meis- 
ten zahlen im Erbfall keine Steuern. 
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Realitätsnahe Bewertung ist machbar 

Die bisherige Praxis bei der Bewertung von 
Grund- und insbesonderevon Betriebsvermögen 
entspricht einer verdeckten Priviiegierung der 
Reichen. (...) Die heutige Bewertung von Betriebs- 
vermögen ausSteuerbilanzwerten stimmt nur in 
Ausnahmefällen mitdemtatsächlichenwert über- 
ein. Durchschnittlich werden nur 45 Prozent des 
Substanzwerts erfasst. (...) Wir wollen,dass künf- 
tigaktuelleRichtwerte herangezogen werden.Bei 
Immobilien musszwischenMietobjekten und Ein- 
familienhäusernoderWohnungen unterschieden 
werden-die in der Regel selbst genutzt werden. 
(...)Bei Mietobjekten soll ein aktualisiertes Ertrags- 
wertverfahren angewendet werden, bei dem der 
Wert ausder üblicherweiseerzielbaren Miete ab- 
geleitet wird. Bei einer korrekten Erfassung der 
Werte hätte der Gesamtwert der vererbten Ver- 
mögen 2002 rund zehn Milliarden Euro oder 50 
Prozent höher gelegen. Zusätzlich wären mehr 
Erbfällevon der Statistikerfasst worden. Die Um- 
setzung der Vorgaben des Verfassungsgerichts 
würde die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer 
verdoppeln. (...) 

verdi fordert. dass Erben endlich gerecht be- 
steuertwerden.AlsZiel wollen wir ein Aufkommen 
aus der Erbschaftsteuervonjährlich zehn Milliar- 
den Euro erreichen -sechs Milliarden Euro mehr 
als die Erbschaftsteuer heute bringt. Die Mehr- 
einnahmen brauchen wir dringend für mehr und 
bessere Kinderbetreuung und Bildung - f ü r  die 
Zukunft unseres Landes! (...) Die Erbschaftsteuer 
musszunächsterhalten und gemäßdenVorgaben 
des Verfassungsgerichts reformiert werden. (..) 
Die Freibeträgesichern weiterhin einesteuerfreie 
Vererbungvon normalem Familienvermögen.Zu- 
sätzlich wollen wir eine höhere Besteuerunggro- 
ßer Erbschaften. (...) Deshalb wollen wir, dass 
die höchsten Steuersätze-30 Prozent bei nahen 
Verwandten und 50 Prozent bei Nicht- Verwand- 
ten -für Erbschaften ab zehn Millionen Euro zu 
zahlen sind. H 
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Christine Lambrecht wird Vorsitzende 
der SPD Bergstraße 

Die aijährige Bundestagsabgeordnetechristi- 
ne LambrechLMitgiied im DL2i-Bundesvorstand, 
wurde am o2.Juni mit über go % Zustimmung 
zurvorsitzende desSPD Unterbezirks Bergstraße 
(Bezirk Hessen-Süd) gewählt. In der SPD-Bundes- 
tagsfrabion ist sie u.a.stellv.Sprecherin der Arbeits- 
gruppe Rechtspolitik. 

Konferenz „Reichtum in Deutschland": 
Die Reichen sollen nicht weiter 
begünstigt werden 

Mit  der Auswertung der Konferenz der SPD- 
Bundestagsfraktion zum ,.Reichtum in Deutsch- 
land"vom 23.10.2006 (spw berichtete) hat die AG 
Verteilungsgerechtigkeit und soziale Integration 
ihre Folgerungen für eine Präzisierung und Aus- 
weitung der Armuts- und Reichtumsberichter- 
stattungvorgelegt. Die stellvertretende Sprecherin 
der AGVerteilungsgerechtigkeit und soziale Inte- 
grationder SPD-B~ndestagsfraktion,HildeMattheis, 
betonte in diesem Zusammenhang. dass eine 
grundlegende Verbesserung der,,Erfassung von 
Vermögensbeständen,vor allem dererdesobersten 
Promillesder Reichen" notwendig sei. 

Darüber hinaussollten eine Reihevon konkre- 
tenvorschlägen geprüft und als steuerpolitische 
Zieleausgearbeitet werden.Genannt werden hier 
u.a.die Besteuerungvon Vermögen. Erbschaften 
und Börsenumsätzen, die Überprüfung der Rei- 
chensteuer sowie die nachhaltige Bekämpfung 
derSteuerfiucht.DerTeil II der Dokumentationder 
Konferenz„Reichtum in Deutschland"sowiedie 
Folgerungen könnenvon der Homepageder SPD- 
Fraktion unter der Rubrik ,,Veröffentiichungen" 
herunter geladen werden. 
t infos: http://www.spdfraktion.delcnt/rs/rs- 

datei/o,,8303.oo.pdf 

Schulze löst Strässer als Vorsitzende 
der Münsteraner SPD ab 

In Münstertrat die frühere Juso-Landesvorsit- 
zende Svenja Schulze die Nachfolge des Bundes- 
tagsabgeordneten Christoph Strässer an.Beider 
Landtagswahl 2005 hattesvenja Schulzeerstmals 
für einen Münsteraner Wahlkreis kandidiert und 
erneut über die Landeslistegewählt worden.Be- 
reitsvon 1997 bis2000 und im Oktober 2ooqwar 
sie in den Landtag nachgerückt. In der Landtags- 
fraktion ist siederzeit Sprecherinfür Umwelt-und 
Verbraucherpolitik. 

Erbschaftsteuer muss Zukunftssteuer 
werden 

Die Parlamentarische Linke der SPD-Bundes- 
tagsfraktion hat ineinem Positionspapiervom 10. 

Mai ihre Forderung nacheiner sozialgerechteren 
Reformder Erbschaftssteuer bekräftigt und dabei 
drei Eckpunkte formuliert: 
B „Die Erbschaftssteuer muss grundsätzlich. in 

ihrem Charakter als Erbanfallssteuer und als 
bundeseinheitliche Ländersteuer (...) erhalten 
bleiben. 

B DasAufkommenderErbschaftsteuermussdeut- 
iich steigen,mindestens aber um 2 Milliarden 
EuroaufGrundlagedesderzeitigen Erbschafts- 
aufkommens. (...) 

B Die Unternehmensnachfolge darf durch die 
Erbschaftsteuer nicht behindert werden. Der 
Übergang von Betriebsvermögen darfjedoch 
nicht vollständig steuerfrei sein. (...). Eine Bes- 
serstellungvon Betriebsvermögen musszwin- 
gend an den Erhalt von Arbeitsplätzen gekop- 
pelt sein." 

t infos:www.parlamentarische-linke.de 
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Persönliche Erklärung zur Bundestags- 
Abstimmung „Unternehmenssteuer- 
reform" 

i7SPD-Bundestagsabgeordnete habenam 25. 

Mai der Unternehmenssteuerreform nicht zuge- 
stimmt. IhreEnthaltung haben Sie ineiner persön- 
lichen Erklärung nach GO 5 31 begründet. Die 
Unterzeichnenden,darunter PL-Sprecher Ernst-Die- 

I Stellenausschreibung 

Die Zeitschrift spw besetzt einE1Verlagsmitarbei- 
terln zum Oktober zoo7aufTeilzeitbasis. 

Die Aufgaben umfassen 
die Durchführungder Büro- undverlagstätig- 

keiten von der Erstellung bis Verschickung der 
Zeitschrift sowie des zugehörigen Verlagspro- 
gramms W politische und organisatorischezuar- 
beit der inhaltlichen Diskussionen innerhalb des 
spw-Zusammenhangs W Vorbereitung von pro- 
grammatischenTagungen und Workshops . die 
Öffentlichkeitsarbeit unddasMarketingder Zeit- 
schriftsowievor allem die Pflege und Betreuung 
der Homepage. Gleichfalls i s t  einezuvorkommen- 
deBetreuungder Leserinnen und Leser und Abon- 
nementen gefragt W Vereinsverwaltung desver- 
einsfür Demokratie undVölkerverständigunge.V. 
und der Beitragseinzug. 

In einem engagierten Team soll derldie Ver- 
lagsmitarbeiterln ebenfalls in der Redaktion der 
Zeitschrift spw mitarbeiten und die Mitgiiederder 
spw-Gremien betreuen. Der Arbeitsort ist Berlin. 

ter Rossmann und DL2i-Vize Niels Annen, sahen 
für sich keine Möglichkeit. die Entscheidung zu 
Gunsten der Unternehmenssteuer mitzutragen, 
,,weildiesein unseren Augen in dercesamtbewer- 
tung Legitimation,Augenmaß und soziale Balance 
vermissen lassen." Abgelehnt wurde die Unter- 
nehmenssteuerreform ausReihederSPD-Fraktion 
durch Otmar Schreiner und RüdigerVeit. 

Voraussetzungen 
W AbgeschlossenesFH-oderHochschulstudium 
oder abgeschlossene Berufsausbildung mi t  ein- 
schlägigenvorkenntnissen in Büro- undverwal- 
tungstätigkeiten . Kenntnisseüberund Erfahrun- 
gen mi t  politischen Entscheidungsprozessen . 
Kenntnisse über Funktion.Funktionsweisen,Auf- 
bau- und Ablauforganisation des politischen Be- 
rriebs 4nd E no c k  n ale Piesse- *na Medienlana- 
schafi . Erfahr~ngen in aer Pr0,ektarbeit Lnd 
möglichst Erfahrungen in der Buchhaltung. 

Außerfachliche Kompetenzen 
Leistungs- und Lernbereitschaft sowie Belast- 

barkeit und flexible Arbeitsweise. Innovations-/ 
Veränderungsbereitschaft . Kommunikationsfä- 
higkeit, Konflikt- und Kooperationsfähigkeit . 
Sensibler Umgang undoffene Ansprachevon eh- 
renamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
sowie Kundinnen und Kunden .Verantwortlicher 
und gründlicher Umgang mi t  Buchführungund 
Verwaltung desvereins. 

b Weiterelnformationen über Arbeitszeit und 
Vergütungerhalten Interessierte beim spwverlagl 
Redaktion GmbH.Postfach 120333,44309 Dortmund 
oder per eMail an spw-verlag@spd.de.An diese 
Anschriftwerden auch aussagekräftige Bewerbun- 
gen bis zum i5.Juli 2007erbeten. 
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5 Fragen an ... 
Birgit Zoerner 

. . D Birgit Zoeiner.2oo7 
F0to:pri"at 

Birgit Zoerner.Jahrgangig6i.studierteGe- 
schichte und Publizistik an der Universität 
Bochum. Ihr politisches Engagement be- 

gannig73 beidenJuso-Schülerlnnen.abererstig80 
konnte sie sich trotzdes Nato-Doppelbeschlusses 
durchringen-der SPD beizutreten.Vonig86 bis 88 
war sie Landesvorsitzende der Jusos NRW und di- 
rekt danach für sechs Jahre deren Geschäftsfüh- 
rerin.igg4wechseltesieinsMinisterium fürArbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW. Dort arbeitet sie 
heuteals Referatsleiterin und i s t  fürdie Koordina- 
tion der EU-Politik zuständig.Sie lebt mit ihrem 
Mann und ihren beiden Söhnen Tim (7) und Jan 
(5) ausgesprochen gerne in Dortmund (,,und das 
wird wahrscheinlich auch so bleiben"). 

spw: Womit begann Dein politisches Leben? 

Birgit 2oerner:Gepragt hat mich derii.Sep- 
tember.Nicht dervon zooi,sondern derTag 
an dem Salvador Allende ermordet wurde; 

das war am ii.September 1973. Das war mein Ein- 
stieg in die Politik und auch ein wesentlicher An- 
triebfürmich,internationale Politik-damalssehr 
häufig an der Seitevon Exil-Chilenen-sehrwich- 
t igzu nehmen. 

Für die weitere Entwicklung war mein Aus- 
tauschjahr7817g sehr bemerkenswert.was mich 
mit verschiedenen Leuten aus unterschiedlichen 
Kulturen und Nationen zusammengebracht hat. 
Wenn man häufig mit Afrikanern, Asiaten und 
Lateinamerikanern überAlltag,Gesellschaft und 
Politik redet,dann verschieben sich die Koordina- 
tenfürwerte und Normen doch schon erheblich.. 
Dabei stand natürlich immer die Frage im Raum, 
was ist eigentlich,.normal" und warum?.Das hat 
mein Gespür für Fragen nach dem Wesen politi- 
scher Hegemonie sicherlich sehr gepräs.. 

spw: Welche politische Diskussion hat Dich 
besonders geprägt? 

Birgit Zoerner: Schwierige Frage ... Ganz 
wichtig war sicherlich die Asyl- und Migra- 
tionsdebatte.. Diese Debatte um dieÄnde- 

rung des Grundgesetzes in der Asylfrage 1993 
habe ich - über den unmittelbaren politischen 

. - .- 
C+ Birg~, Zaerner.1982 bei cincm luio~Tr?ffen 
Foto P'Y't 

Rechtsstreit hinaus-alsausgesprochen beunruhi- 
gend empfunden. weil sie letztlich die Vorberei- - 
tungzum politischenSystemwechsel warverein- 
facht gesagt:Man hat das Feindbild Kommunismus 
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verlassen und begonnen.akribischamFeindbild 
lslamismus zu feilen. Die Auswirkungen können 
wir heutesehen.Mirgeht esdabei überhaupt nicht 
darum, reale Probleme in irgendeiner Weise zuzu- 
decken.Aberwir müssen das politisch einordnen. 
Antiislamismus und der Kampf der Kulturen ist 
zur neuen Systemachse konstruiert worden in 
deren Namen heute Kriege gerechtfertiH werden, 

Birgit Zoerner: Mich beunruhigt, was sich 
hier im Kontext der sogenannten Terroris- 
musbekämpfungvollzieht.Zurzeit wirdder 

politischeSystemwechsel massiv spürbar.Angst 
als ein wichtiges politisches ,,Stilmittel" wird 
bewusst eingesetzt, um  z.0. den gläsernen Men- 
schen zu realisieren.Wasden Umgang mit ande- 
ren Kulturen angeht und den existierenden Oro- - - - - 

bzw.in dieser Logikgeradezu zwingendgeworden blemen ist dieser auch häufig angstgesteuert. 
sind.Beiderpolitischen Hegemonie- beim Kampf AufgeklärtePolitikist indiesem Feldfastgarnicht 
umdie Köpfe-kommt esaufdiegrogen Linienan. 
Das habe ich auch bei der .,Rassismus-Debatte" 
Anfang der goerJahreversucht zu verdeutlichen. 

spw:Gibtesetwas.dasDu heuteandersmachen 
würdest? 

Birgit Zoerner: Wenn ich wirklich noch ein- 
mal etwas anders machen könnte, würde 
ich mich im einfach öfter im Ausland auf- 

halten und weitere Sprachen lernen.Man lernt sehr 
vieldazu und mussden eigenen Blickwinkel stän- 
dig überprüfen. Ich hasse Provinzialismus. 

spw: Was hältst Du von der derzeitigen De- 
batte um die Krippenplätze und wie habt Ihr das 
gescham? 

Birgit Zoerner: Ich halte diese Diskussion 
schon fürewigeZeiten überfällig.Wir haben 
eseigentlich nurdadurchorganisieren kön- 

nen. weil mein MannTeilzeit arbeitet -zweiVoll- 
Zeit Arbeitende schaffen das nur mi t  Hausperso- 
nal.Aberdie ganze Lebenssituation ist ganz klar 
auf Kante genäht. Esdarf an keiner Stelle irgend- 
wo etwas schief gehen, dann bricht das alles in 
sich zusammen. Wir haben daher auch versucht. 
dasein bisschen nachbarschaftlich zuorganisieren. 
um bestimmte ,,Katastrophenspitzen" darüber 
abzufedern. Die Situation in Deutschland ist ein 
schlechter Scherz. 

spw: Welche politische Debatte bewegt Dich 
denn zurzeit am meisten? 

. 
möglich.Zudem gibtes kaum reaiistischeVorstel- 
lungen darüber,wie man tatsächlich gemeinsam 
leben kann. Ich frage mich, wie das eigentlich 
weitergehen soll.Essind einfach vieleMenschen 
hier,dieeinen Migrationshintergrund haben und 
diewerden auch bleiben.Wie soll sichdaseigent- 
[ich positiventwickeln,wenn die meiste politische 
Energie in Ausgrenzungsdebatten gesteckt wird? 

rpw: Birgit,vielen Dank für das Gespräch. 

C+ Dar lnferviewf~hne Alexandra lrarnm. 

Das Asyirecht für poiitisch Verfolgte i s t  in 
Deutschland ais Grundrecht im Grundge- 
setzverankeri.DieÄnderungdes Art.i6a GG 
im Jahr 1993 (.Asylkompromiss") schränk- 
te es erheblich ein:vor allem können sich 
Ausländer,die über einenStaatder Europä- 
ischen Gemeinschaften odereinen sonsti- 
gen sicheren Drittstaat einreisen,nicht auf 
das Asylrecht berufen.DieAnerkennungs- 
quote nach Art. i6a GG ist entsprechend 
gering.DieJusos haben intensivgegen die 
ÄnderungdesAsylrechtsgekämpftundvie- 
le Gegner mobilisieren können. Dennoch 
wurde die Änderung beschlossen und es 
gab eine Wellevon Austritten aus der SPD. 
[Alexandra Kramm] 




